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Teil 1: Aligemeine Einfiihrung Skript Abgabenordnung

1. Allgemeine Einflihrung

1.1  Systematische Stellung, Bedeutung und Inhalt der Abgabenordnung (AO)

Die AO bildet den Aligemeinen Teil des Steuerrechts und gehért damit zum Verwaltungsrecht und als solches
dem offentlichen Recht an. Als ,,Mantelgesetz” enthalt die AO Bestimmungen, die flr einen GroRteil der Ein-
zelsteuergesetze gelten. Darin liegt die Bedeutung der AO. Um die Einzelsteuergesetze anwenden zu kdnnen,
bedarf es ebenfalls der AO.

Beispiel:

Das EStG regelt den Umfang der Einkommensteuerpflicht, d.h. die Hohe der festzusetzenden Einkom-
mensteuer; die Festsetzung und Erhebung der Steuer, bzw. Rechtsbehelfe dagegen oder das Vollstre-
ckungsverfahren sind in der AO geregelt.

Im Wesentlichen besteht die AO aus Verfahrensregelungen, d.h. formellem Recht.
Beispiel:
Zustéandigkeitsregelungen nach 88 16 ff. AO.

Dabei sind die verschiedenen Verfahrensabschnitte im Finanzamt (Ermittlungs-, Festsetzungs-, Erhebungs-
und Vollstreckungsverfahren, sowie Rechtsbehelfs- und Steuerstrafverfahren) in der entsprechenden Rei-
henfolge beriicksichtigt.

Dariber hinaus sind Vorschriften enthalten, die materielles Steuerrecht darstellen.
Beispiel:
Haftungsrecht nach 88 69 ff. AO oder Steuerstrafrecht gemaR 8§ 369 ff. AO.
1.2 Begriff des Steuerverwaltungsaktes
1.2.1 Welche Bedeutung hat der Steuerverwaltungsakt (Steuer-VA)?

Die wichtigste Handlungsform der Finanzbehérden ist der Steuer-VA, d.h. durch VA werden die Anspriiche
der Finanzbehdrden gegentiber dem Steuerpflichtigen konkretisiert.

1.2.2 Wann liegt ein Steuer-VA vor?
Ein Steuer-VA liegt vor, wenn die in 8 118 AO genannten Voraussetzungen erfillt sind:
e behordliche MaRnahme:

Jedes Verhalten eines Amtstragers, das einer Behdrde zugerechnet werden kann. Dies setzt voraus, dass
der Amtstrager Willensbildung zum Erlass des VA und Bekanntgabewillen hat. Der Behtrde wird das Ver-
halten nur zugerechnet, wenn der Amtstréger ein Zeichnungsrecht hat (unabhéngig in welchem Umfang).

Beispiel:
Der Finanzanwarter kann mangels Zeichnungsrecht keinen VA erlassen.
o auf dem Gebiet des 6ffentlichen Rechts:

Die gesetzliche Grundlage beruht auf 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften. Im Unterschied zum Privatrecht
kann die Behorde kraft der Hoheitsgewalt die MalRnahmen einseitig durchsetzen.
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e zur Regelung:

Der VA muss einen konkreten Regelungsgegenstand haben. Der Hinweis auf die gesetzliche Lage oder
bloRe MeinungsaulRerungen enthalten keine Regelung.

e eines Einzelfalles:

Der Steuer-VA muss sich an einen bestimmten Beteiligten richten. Im Unterschied zu einem Gesetz, das
fur eine Vielzahl von Personen bzw. Sachverhalten gilt, richtet sich der VA an eine bestimmte Person bei
Vorliegen eines bestimmten Sachverhaltes. Als Allgemeinverfiigung kann der VA sich auch an einen be-
stimmten oder bestimmbaren Personenkreis richten, § 118 Satz 2 AO.

Beispiel:
Offentliche Aufforderung zur Abgabe bestimmter Steuererklarungen.
o mit unmittelbarer AuRenwirkung:

Der VA muss unmittelbare Wirkung nach auBen haben, also fiir einen bestimmten Rechtstrager auRerhalb
der Verwaltung bestimmt sein. Daran fehlt es bei lediglich behérdeninternen Mafinahmen.

Beispiel:

Der Vorsteher eines Finanzamtes weist seinen Sachbearbeiter an, einem bestimmten Steuerpflichtigen
Stundung zu gewahren.

1.3 Bestimmtheit, Form und Begriindung des Steuer-VA
1.3.1 Welchen Anforderungen muss der Steuer-VA gentigen?

Der Steuer-VA muss gemaR § 119 Abs. 1 AO inhaltlich hinreichend bestimmt sein. Das Bestimmtheitsgebot
bezieht sich primé&r auf den verfliigenden Teil, d.h. den Tenor oder Entscheidungssatz. Darin muss bestimmt
sein, welche Behdrde wem gegenuber was feststellt, verlangt, gewahrt oder ablehnt. Der Wille der Behérde
muss erkennbar sein, zumindest sollte er durch Auslegung ermittelt werden kénnen. Ist dies nicht der Fall,
leidet der VA an einem schwerwiegenden Mangel, der zur Nichtigkeit fiihrt.

Beispiel:

Bei einem Einkommensteuerbescheid ist der Steuer-VA lediglich der Ausspruch: Festgesetzt werden
20.000 €, sowie die Angabe des Steuerpflichtigen und des Veranlagungszeitraums (ESt fur 2024).

Nach § 119 Abs. 3 AO muss die erlassende Behdrde erkennbar sein. Der Steuerpflichtige muss wissen, welche
Behdrde gehandelt hat. Ein VerstoRR gegen diese Bestimmung macht den VA ebenfalls nichtig. Die Unter-
schrift des Bearbeiters ist dagegen nicht in jedem Fall erforderlich. Wenn die VAe formularméfig oder mit
Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen werden, ist die Unterschrift entbehrlich. Dies gilt fir die meisten
Steuerbescheide, da sie mit Hilfe der EDV erlassen werden.

Zur inhaltlichen Bestimmtheit gehort auch die richtige Adressierung. Die Person, von der etwas verlangt wird,
der etwas gewahrt wird, oder der gegenuber etwas abgelehnt oder festgestellt wird, ist als Inhaltsadressat
zu benennen. Dieser Inhaltsadressat muss so eindeutig bezeichnet werden, dass keine Zweifel an der Identi-
tét bestehen. Die ungenaue Schreibweise des Namens oder der Anschrift ist aber dann unschadlich, wenn
die Angaben ausreichen, um den Inhaltsadressaten zweifelsfrei erkennen zu lassen und keine Verwechslungs-
gefahr besteht. Liegt ein Adressierungsmangel vor, fihrt dies zur Nichtigkeit des VA.
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Auch der Regelungsgehalt muss klar und eindeutig sein. Dabei kommt es auf den jeweiligen VA an. Zur in-
haltlichen Bestimmtheit beim Steuerbescheid gehdrt die Angabe der Steuern nach Art und Betrag, § 157
Abs. 1 Satz 2 AO, sowie des betreffenden Veranlagungszeitraumes.

Ein VerstolR dagegen fiihrt zur Nichtigkeit des Bescheides. Ist jedoch nur die Hohe der Steuerschuld falsch
festgesetzt oder der falsche Veranlagungszeitraum angegeben, ist nur ein einfacher Fehler gegeben, der den
Bescheid nicht unwirksam werden lasst.

1.3.2 Inwelcher Form ergeht der Steuer-VA?

Ein Steuer-VA muss nur dann schriftlich oder elektronisch ergehen, wenn dies gesetzlich vorgeschrieben ist.
Ansonsten kann er auch formlos, d.h. mindlich oder in anderer Weise (durch konkludentes Handeln) erlassen
werden, § 119 Abs. 2 Satz 1 AO. Schriftform bzw. elektronische Ubermittlung ist vorgesehen, u.a. fir Steuer-
bescheide (8 157 Abs. 1 Satz 1 AO), Feststellungsbescheide (§ 181 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 157 AO) und Haf-
tungsbescheide (8 191 Abs. 1 Satz 3 AO). Dagegen ist eine Pfandungsverfiigung (8 309 Abs. 1 AO) ausschlieR3-
lich schriftlich zu erlassen.

Beispiel:

Der Vollziehungsbeamte pfandet einen Gegenstand, indem er wortlos das Pfandsiegel anbringt. Dies
ist ein wirksamer VA, da keine besondere Form fir diese Pfandung vorgeschrieben ist.

Wird die erforderliche Schriftform oder elektronische Ubermittlung allerdings nicht beachtet, ist der VA nich-
tig.
1.3.3 Wann ist eine Begriindung erforderlich?

Grundsétzlich sind schriftliche, elektronische, sowie schriftlich oder elektronisch bestéatigte VAe zu begriin-
den, soweit es zum Verstandnis erforderlich ist, 8§ 121 Abs. 1 AO. Der Steuerpflichtige kann i.d.R. nur aufgrund
der Begriindung erkennen, ob der VA rechtmaRig oder rechtswidrig ist, und ob er einen Rechtsbehelf dage-
gen einlegen soll.

Insbesondere bei Ermessensentscheidungen muss die Begriindung erkennen lassen, dass und inwieweit die
Behdorde ihr Ermessen ausgetibt hat.

Eine Ausnahme von der Begrindungspflicht kommt in den Féllen des § 121 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 AO in Betracht.
Beispielsweise ist eine Begriindung nicht erforderlich, wenn dem Antrag des Steuerpflichtigen voll entspro-
chen wird oder von der Steuererklérung nicht abgewichen wird, 8 121 Abs. 2 Nr. 1 AO.

Fehlt die notwendige Begriindung, liegt ein Verfahrensfehler vor, der den VA rechtswidrig macht, aber heil-
bar ist (§ 126 Abs. 1 Nr. 2 AO).

1.3.4 Welche Bedeutung hat die Rechtsbehelfsbelehrung?

Die Rechtsbehelfsbelehrung ist kein Bestandteil des VA, sondern lediglich ein Hinweis, dass, wie und wo ein
Rechtsbehelf (Einspruch) eingelegt werden kann. Nach § 157 Abs. 1 Satz 3 AO ist die Rechtsbehelfsbelehrung
dem Steuerbescheid beizufiigen. Fehlt diese Belehrung, oder ist sie unrichtig, bleibt die Wirksamkeit des
Steuerbescheides davon unberiihrt. Das Fehlen der Rechtsbehelfsbelehrung oder die unrichtige Belehrung
fuhrt nur dazu, dass die Einspruchsfrist von einem Monat nicht zu laufen beginnt (8 356 Abs. 1 AO). Der
Steuerpflichtige kann dann innerhalb eines Jahres seit Bekanntgabe Einspruch einlegen, es sei denn, die Be-
hérde hat nachtraglich die Rechtsbehelfsbelehrung vorgenommen oder die unrichtige Belehrung korrigiert
(8 356 Abs. 2 AO). In diesem Fall Iauft dann ab Bekanntgabe der Belehrung wiederum die Monatsfrist.
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1.3.5 Wie viele VAe enthélt der Steuerbescheid?

Auch wenn der Steuerbescheid &ufierlich als ein Steuer-VA anzusehen ist, enthélt er regelmaRig mehrere
VAe.

Steuerfestsetzung

Nach § 155 Abs. 1 AO ist nicht nur die Festsetzung der Steuer (z.B. Einkommensteuer, Kérperschaftsteuer,
Umsatzsteuer usw.) ein VA, sondern auch die volle oder teilweise Freistellung von einer Steuer, sowie die
Ablehnung eines Antrags auf Steuerfestsetzung, 8 155 Abs. 1 Satz 2 und 3.

Leistungsgebot

Die ausdrickliche Aufforderung zur Zahlung stellt einen selbstandigen VA dar, der ebenfalls den Anforderun-
gen der §§ 118 ff. AO gentigen muss. Das Fehlen des Leistungsgebotes, oder ein unrichtiges, lasst den Steu-
erbescheid als solchen unberuhrt. Das gilt auch fur die Félligkeit des zu zahlenden Steueranspruchs. Ein Fehler
bei der Steuerfestsetzung liegt deswegen nicht vor. Folge eines fehlenden oder falschen Leistungsgebotes
ist, dass noch nicht vollstreckt werden darf, 8 254 AO. Die Anrechnungsverfiigung (Anrechnung von z.B. ge-
leisteter Vorauszahlungen bzw. von Steuerabzugsbetrégen) ist ebenfalls ein selbstandiger Verwaltungsakt,
der sich entweder in einem Leistungsgebot oder einer Erstattungsverfiigung konkretisiert.

Vorauszahlungsbescheid

Die Festsetzungen von Vorauszahlungen (z.B. Einkommensteuer nach § 37 EStG) stellen ebenfalls jeweils
selbsténdige VAe dar.

Verspatungszuschlag

Dies gilt auch fiir die Festsetzung eines Verspatungszuschlags nach § 152 AO.
Kirchensteuer und Solidaritatszuschlag

Die Festsetzung der Kirchensteuer sowie des Solidaritatszuschlags sind jeweils weitere VAe.

Ein Steuerbescheid ist nicht nur ein Steuer-VA, sondern enthélt mehrere selbstandige VAe, die nur duferlich
auf einem Bescheid zusammengefasst werden (= Sammelverwaltungsakt), aber jeweils getrennt auf ihre
Wirksamkeit bzw. ihre gesetzlichen Folgen untersucht werden missen.

Nebenbestimmungen sind dagegen keine selbstédndigen VAe, sondern unselbsténdige Teile zum Steuer-VA
bzw. Steuerbescheid. Bei Ermessensentscheidungen durfen die Steuer-VAe Nebenbestimmungen nach § 120
Abs. 2 AO ohne Einschrankung enthalten. Nebenbestimmungen bei gebundenen Entscheidungen sind aller-
dings nur mdglich, wenn dies gesetzlich zugelassen ist. Bei Steuerbescheiden sind dies der Vorbehalt der
Nachpriifung gemal § 164 AO und die Vorlaufigkeit nach § 165 AO. Der Steuerpflichtige kann die Nebenbe-
stimmung als solche nicht angreifen, sondern muss immer den gesamten Bescheid (VA) anfechten.

Beispiel:

Dem Steuerpflichtigen wird Vollstreckungsaufschub gewéhrt fir 6 Monate, unter der Voraussetzung,
dass er die Steuerruickstdnde in monatlichen Raten bis jeweils zum 5. eines Monats bezahlt. Der Voll-
streckungsaufschub erfolgt hier mit einer Befristung und einer auflésenden Bedingung (8 120 Abs. 2
Nr. 1 und 2 AO).
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1.4. Entstehen und Wirksamkeit des Steuer-VA
1.4.1 Wann ist der Steuer-VA entstanden?

Der Steuer-VA entsteht erst mit der Bekanntgabe an den Betroffenen. Bevor er entsteht, muss ein Amtstrager
(i.S. des § 7 AO) einen entsprechenden Willen bilden und auRern; bei einem schriftlichen VA eine abschlie-
Rende Unterzeichnung erfolgen (Abzeichnen der Aktenverfiigung bzw. des Eingabewertbogens mit dem Na-
menszeichen oder durch Freigabe am Computer), der VA an die Poststelle weitergegeben werden und an
den Betroffenen bekannt gegeben werden.

Gemal: § 124 Abs. 1 AO wird der VA mit dem bekannt gegebenen Inhalt wirksam, unabhangig davon, ob der
Inhalt vom Amtstrager so gewollt war. Fehler in der Willensbildung sind ohne Einfluss auf das Entstehen bzw.
die Wirksamkeit. Vor Bekanntgabe kann das Finanzamt jederzeit &ndern; nach Bekanntgabe ist dies nur noch
im Rahmen eines Korrektur - oder Rechtsbehelfsverfahrens moglich.

1.4.2 Wie ist der VA bekanntzugeben?

Der VA muss nach dem Willen einer Behtrde dem Betroffenen zugehen, d.h. in den Machtbereich des Emp-
fangers gelangen. Bei schriftlichen VAe geschieht dies in erster Linie durch Bekanntgabe mit einfachem Brief.
Andere Bekanntgabeformen sind 6ffentliche Bekanntgabe, Zustellung nach dem Verwaltungszustellungsge-
setz, Einschreiben und Ubergabe an den Steuerpflichtigen personlich. Bei der Bekanntgabe mit einfachem
Brief gilt der VA seit 01.01.2025 am vierten Tag nach Aufgabe zur Post als bekannt gegeben (sog. Bekannt-
gabefiktion), auch wenn er schon vorher in den Machtbereich des Empfangers gelangt (8 122 Abs. 2 AO). Bis
31.12.2024 betrug die Bekanntgabefiktion drei Tage.

Beispiel:

Der VA geht zur Post am 17.07.2023 (Montag). Der Steuerpflichtige erhalt das Schreiben schon am
18.07.2023. Trotzdem gilt der VA erst am 20.07.2023 (Donnerstag) als bekannt gegeben.

Ist der VA allerdings nicht oder zu einem spéateren Zeitpunkt zugegangen, hat das Finanzamt diesbeztglich
die Beweislast, § 122 Abs. 2 letzter Teilsatz AO.

Die Dreitages- bzw. seit 01.01.2025 Viertagesfrist zwischen der Aufgabe eines VA zur Post und seiner vermu-
teten Bekanntgabe (8§ 122 Abs. 2 Nr. 1 AO) verlangert sich, wenn das Fristende auf einen Sonntag, gesetzli-
chen Feiertag oder Sonnabend fallt, bis zum nachstfolgenden Werktag, Anwendungserlass zur Abgabenord-
nung (AEAO) zu § 108, Nr. 2.

Bei elektronischer Ubermittlung des Verwaltungsaktes nach § 122 Abs. 2a AO gilt dieser ebenfalls am dritten
bzw. seit 01.01.2025 am vierten Tag nach der Absendung als bekanntgegeben. Voraussetzung fur diese elekt-
ronische Ubermittlung ist aber in § 87a AO geregelt. Danach muss der Empfanger einen Zugang er6ffnet ha-
ben und ein sicheres Verfahren verwendet werden (§ 87a Abs. 7 und 8 AO). Gemal § 122a AO kdnnen Ver-
waltungsakte auch durch Bereitstellung zum Datenabruf bekannt gegeben werden. Dafir ist die Einwilligung
des Beteiligten oder der von ihm bevollméchtigten Person notwendig, sowie die Authentifizierung der abruf-
berechtigten Person nach § 87a Abs. 8 AO. Ein zum Abruf bereitgestellter VA gilt dann auch am dritten bzw.
seit 01.01.2025 am vierten Tag nach Absendung der elektronischen Benachrichtigung als bekannt gegeben,
8§ 122a Abs. 4 AO.

Bekanntgabe ist nicht nur gegeniiber dem Betroffenen mdglich, sondern auch gegeniiber dem Bevollméch-
tigten des Betroffenen. Grundsatzlich hat das Finanzamt dabei einen Ermessensspielraum, wem gegeniiber
es bekannt gibt. Hat der Steuerpflichtige dem Finanzamt allerdings eine schriftliche oder elektronisch tber-
mittelte Empfangsvollmacht vorgelegt, soll dem Bevollmachtigten bekanntgegeben werden, § 122 Abs. 1
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Satz 4 AO. Diese ,,Soll“-Regelung wird nach AEAO zu § 122, Nr. 1.7.3 unter Beriicksichtigung der BFH- Recht-
sprechung (BFH BStBI 2001 11 S. 86) als zwingende Vorschrift angesehen. Allerdings kann der Bekanntgabe-
mangel durch Weiterleitung an den Empfangsbevollméchtigten geheilt werden (AEAO zu § 122, Nr. 1.7.4).

1.4.3 In welchen Fallen ist der VA unwirksam?

Die sachliche Richtigkeit des VA ist fir sein Wirksamwerden nicht entscheidend. Grundsétzlich wird beim VA
vermutet, dass er mit dem Inhalt, mit dem er bekannt gegeben ist, richtig ist und wirksam bleibt, § 124 Abs. 1
und 2 AO. Nur ein nichtiger VA ist von Anfang an unwirksam, § 124 Abs. 3 AO. Nichtigkeit ist nur dann gege-
ben, wenn ein besonders schwerwiegender und offenkundiger Fehler i.S.d. 8 125 Abs. 1 AO vorliegt oder ein
Fall des § 125 Abs. 2 AO. Haften dem VA Mangel an, die nicht zur Nichtigkeit fiihren, ist er lediglich rechts-
widrig.

Bei Verfahrens- und Formfehlern, die dem Finanzamt unterlaufen sind, besteht die Mdglichkeit der Heilung
nach § 126 AO, wenn der Fehler nicht zur Nichtigkeit gefiihrt hat. Das bedeutet, dass der rechtswidrige VA
durch die Heilung zum rechtmé&Rigen VA wird. Nach § 126 Abs. 2 AO kdnnen dabei Handlungen i.S.d. § 126
Abs. 1 Nr. 2 bis 5 AO noch im Klageverfahren vor dem Finanzgericht (FG) nachgeholt werden.

Beispiel:

Der Steuerbescheid ist mangels Begriindung rechtswidrig. Im Einspruchsverfahren oder Klageverfah-
ren vor dem FG wird die Begriindung nachgeholt. Der Steuerbescheid ist damit rechtmaRig geworden.

Nach § 127 AO kdnnen VAe, die rechtswidrig sind, aber an einem Verfahrens- oder Formfehler leiden oder
unter Verletzung von Zustandigkeitsregelungen zustande gekommen sind, vom Steuerpflichtigen nicht ange-
griffen werden, wenn nur dieser Fehler dem VA anhaftet und keine andere Entscheidung maglich war, d.h.
keine Ermessensentscheidung vorliegt und dariiber hinaus der (gebundene) VA rechtméRig ist.

Bei einem VA, der rechtswidrig ist, muss der Steuerpflichtige Einspruch einlegen. Bleibt er untétig, fihrt dies
zum Wirksam bleiben des VA. Demgegeniber entfaltet der nichtige VA keine Rechtswirkung. Die Nichtigkeit
ist von Amts wegen zu beachten und nach § 125 Abs. 5 AO auf Antrag des Steuerpflichtigen auch bei berech-
tigtem Interesse festzustellen (um den Rechtsschein zu beseitigen).

Sowohl inhaltliche als auch formelle Fehler konnen zur Nichtigkeit des VA fihren, wenn sie schwerwiegend
und offenkundig sind, mit Ausnahme des § 125 Abs. 3 AO. Dies ist bei materiellen Mangeln vor allem der
Verstol} gegen das Bestimmtheitsgebot. Der VA ist nichtig, wenn er inhaltlich nicht hinreichend bestimmt ist.
Dies ist beispielsweise der Fall, wenn der Inhaltsadressat nicht eindeutig genannt ist. Auch wenn an Minder-
jahrige direkt adressiert ist, ohne dass die gesetzlichen Vertreter erwéhnt werden, ist der VA nichtig, da Min-
derjahrige nicht handlungsfahig sind, § 79 Abs. 1 Nr. 1 AO. Ebenfalls nichtig und damit unwirksam ist ein VA,
der an Verstorbene gerichtet ist, oder wenn der Steuerpflichtige mangels Bestimmtheit den VA nicht befol-
gen kann.

Beispiel:

Der Steuerbescheid ist an Hans Mller gerichtet. Unter der angegebenen Anschrift leben sowohl Vater
als auch Sohn mit gleichem Namen. Der Steuerbescheid ist wegen inhaltlicher Unbestimmtheit nichtig.

Formelle Méngel fihren regelmaRig nicht zur Nichtigkeit. Dies gilt aber nicht, wenn § 125 Abs. 1 AO vorliegt
oder gegen zwingende Formvorschriften (Schriftform) verstol3en wird. Auch ein Verstol? gegen die sachliche
Zustandigkeit kann zur Nichtigkeit fiihren, wenn eine offensichtlich unzustandige Behdrde tatig wird.
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1.4.4 Was ist in der Klausur zu beachten?
In einer Klausur sollten Sie

Uberprifen, ob die MaRnahme des Finanzamtes einen VA darstellt, dann

die Wirksamkeit dieses VA untersuchen, im Hinblick auf Inhalt, Form, Begriindung, Bekanntgabe des VA,

darlegen, ob ein Verstol? gegen Rechtsvorschriften zur Rechtswidrigkeit oder Nichtigkeit fihrt und

o die Rechtsfolgen dieses Fehlers bestimmen.
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2. Basiswissen zur Korrektur von VAen

2.1  Wie kann die Bindungswirkung beseitigt werden?
Die Bindungswirkung kann nur durch zwei Wege beseitigt werden:

Rechtsbehelfsverfahren:  Der Steuerpflichtige muss nach den 8§ 347 ff. AO Einspruch einlegen, Uiber den
das Finanzamt zu entscheiden hat.

Korrekturverfahren: Eine Korrektur erfolgt grundsatzlich von Amts wegen, wenn nicht ausnahms-
weise ein Antrag vorgeschrieben ist.

2.2 Inwelchen Féllen kann ein VA korrigiert werden?

Das Korrekturverfahren kommt nur in Betracht, wenn die Voraussetzungen einer Korrekturvorschrift gege-
ben sind. Dies setzt fast immer voraus, dass der VA fehlerhaft, also rechtswidrig ist. Ist der VA nichtig, kann
er nicht korrigiert werden, weil er von Anfang an unwirksam ist.

In der AO ist der Begriff ,,Korrektur” nicht genannt. Er wird als Oberbegriff fur die verschiedenen in der AO
genannten Begriffe verwendet.

Berichtigung offenbarer Unrichtigkeiten, 8 129 AO

Ricknahme von rechtswidrigen VAen, § 130 AO

Widerruf von rechtmaRigen VAen, § 131 AO

Aufhebung oderAnderung von Steuerbescheiden, 88 164, 165, 172 bis 175b AO
Berichtigung von materiellen Fehlern, § 177 AO

2.3 Was bedeutet Korrektur?

Ein VA kann nur korrigiert werden, wenn er noch wirksam ist. Davon zu unterscheiden sind die Félle, in denen
ein erledigter VA ersetzt wird, ein nichtiger bzw. nicht wirksam bekanntgewordener VA erstmals wirksam
erlassen wird, oder ein VA lediglich ergénzt wird. Korrektur bedeutet also die Verédnderung des Regelungsge-
halts des VA. Die Anderung kann den Inhalt des VA betreffen (z.B. die Steuerhéhe) oder auch die Form des
VA (Aufhebung des Vorlaufigkeits- oder Vorbehaltsvermerks).

Beispiel:

Ein Steuerbescheid ist an den minderjahrigen Steuerpflichtigen adressiert und zur Post aufgegeben
worden. Als der zustandige Bearbeiter im Finanzamt dies bemerkt, ,,&ndert” er den Bescheid der Hohe
nach (Erh6hung der Steuerfestsetzung um 1.000 €), adressiert ihn richtig an die gesetzlichen Vertreter
und gibt ihn auch wirksam an diese bekannt. Hier ist keine Korrektur des Bescheides gegeben, sondern
der Bescheid wird mit der h6heren Steuerfestsetzung erstmals wirksam. Das urspriingliche Schreiben
an den handlungsunféhigen Steuerpflichtigen stellt keinen wirksamen VA dar und kann / muss daher
auch nicht gedndert werden.

Bei einer Korrektur wird der bisherige VA in seiner Wirksamkeit zurtickgestellt. Solange der geénderte VA
wirksam ist, entfaltet der bisherige VA keine Wirkungen mehr. Wird allerdings der Korrektur-VA aufgehoben
tritt der alte VA an dessen Stelle.

(Ausnahme: wenn der alte VA mit aufgehoben wird).
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3. Korrektur nach § 172 AO

3.1 Wie kdnnen die Korrekturvorschriften der AO unterteilt werden?

Aus § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. d AO ergibt sich die Notwendigkeit der Einteilung der Korrekturvorschriften
in drei Gruppen:

§8172ff., 164 ff. AO  gelten nur fiir Steuerbescheide bzw. den Steuerbescheiden gleichgestellte VAen
(z.B. Feststellungsbescheide, § 181 Abs. 1 AO oder Zinsbescheide, § 239 Abs. 1 AO)

§8§130,131 A0 gelten nur fiir VAe, die keine Steuerbescheide oder den Steuerbescheiden gleich-
gestellte VAe sind — sog. sonstige VAe (z.B. Haftungsbescheid)

§129 AO gilt fiir alle Steuer-VAe, Steuerbescheide und sonstige VAe
3.2 Welche Bedeutung hat § 172 AO?

Die Vorschrift des § 172 AO hat eine doppelte Bedeutung. § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a bis ¢ AO stellen
jeweils selbstandige Korrekturtatbesténde fir endgiltige Steuerbescheide (bzw. diesen gleichgestellte Ver-
waltungsakte) dar. Andererseits ist § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. d AO die Norm, die tiberhaupt auf die Ande-
rungs- und Aufhebungsvorschriften der 88 173 ff. AO bzw. der Einzelsteuergesetze fur Steuerbescheide ver-
weist.

Die Korrekturvorschriften gelten nicht nur fir erstmalig erlassene Steuerbescheide, sondern auch fir Be-
scheide, die durch Einspruchsentscheidung bestéatigt oder gedndert worden sind, 8 172 Abs. 1 Satz 2 AO.

Nach § 172 Abs. 1 Satz 3 AQ ist eine schlichte Anderung auch dann méglich, wenn der zu andernde Bescheid
bereits durch Einspruchsentscheidung bestatigt oder geandert worden ist. Der Anderungsantrag muss aber
vor Ablauf der Klagefrist gestellt worden sein, danach ist er unzul&ssig.

3.3 Welche Voraussetzungen fiihren zur Korrektur nach 8 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO?

Ein Steuerbescheid kann nach dieser Vorschrift aufgehoben oder gedndert werden, wenn entweder ein An-
trag oder die Zustimmung des Steuerpflichtigen vorliegt. Allerdings ist bei Korrekturen zugunsten des Steu-
erpflichtigen die Einspruchsfrist fir den Antrag bzw. die Zustimmung einzuhalten. Der Steuerpflichtige muss
also gegen einen Steuerbescheid, den er fir rechtswidrig hélt, nicht unbedingt Einspruch einlegen, sondern
kann die schlichte Anderung nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO beantragen. Fir diesen Antrag (oder die
Zustimmung) ist im Unterschied zum Einspruch keine Form vorgesehen.

Beispiel:

Der Steuerbescheid ist fehlerhaft, weil die Steuern um 1.000 € zu hoch festgesetzt wurden (Werbungs-
kosten wurden irrtiimlich nicht berticksichtigt). Der Steuerpflichtige kann innerhalb eines Monats den
Fehler auch telefonisch riigen und die Anderung des Steuerbescheids beantragen.

Der Antrag nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO ist auf eine bestimmte Anderung zu richten. Der Steuer-
pflichtige muss einen konkreten Lebenssachverhalt darlegen, der zu einer Anderung fiihrt. Das Finanzamt
muss erkennen kdnnen, inwieweit der Steuerpflichtige den Bescheid fir falsch halt. Nachtréglich, nach Ablauf
der Einspruchsfrist, kann der Antrag nicht mehr erweitert werden (AEAO zu § 172, Nr. 2 Satz 9).

Das Finanzamt kann auch nur im Umfang des Anderungsantrags zu Gunsten des Steuerpflichtigen entschei-
den und nicht den gesamten Bescheid Uberprifen.
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Die Entscheidung, ob der Bescheid gedndert oder aufgehoben wird, steht im Ermessen des Finanzamtes.
Sofern ein sachlicher Grund fiir die Anderung vorliegt, ist die Korrektur auch ermessensgerecht.

Eine Korrektur zu Lasten des Steuerpflichtigen nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO ist nur mdglich, wenn
eine ausdruckliche Zustimmung oder ein entsprechender Antrag gestellt wird. In der Praxis ist das eher selten
der Fall. Insbesondere ist dies nicht anzunehmen, wenn der Steuerpflichtige beispielsweise nur seiner Be-
richtigungspflicht nach § 153 AO nachkommt (AEAO zu § 172, Nr. 3 Satz 2).

3.4 Inwelchen Féllen findet § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. b AO Anwendung?

Voraussetzung fiir eine Anderung oder Aufhebung des Steuerbescheides nach dieser Vorschrift ist, dass die
Behorde, die den Steuerbescheid erlassen hat, sachlich nicht zustédndig war. Die Korrektur ist aber nur még-
lich, wenn der Steuerbescheid deswegen nicht nichtig und deswegen unwirksam ist. Die sachliche Zusténdig-
keit wird jedoch nicht betroffen, wenn innerhalb eines an sich zustéandigen Finanzamtes der nach dem Ge-
schéftsverteilungsplan nicht zustandige Amtstréger oder ein nicht zeichnungsberechtigter Amtstrager tatig
geworden ist.

Beispiel:

Das Finanzamt erlasst einen Gewerbesteuerbescheid. Fiir den Erlass des Gewerbesteuermessbeschei-
des ist zwar das Finanzamt sachlich zustandig, nicht aber fir den Gewerbesteuerbescheid. Dieser Fol-
gebescheid fallt in den Zustandigkeitsbereich der Gemeinden. Ausnahme z.B. in Berlin.

3.5 Wann ist ein Steuerbescheid durch unlautere Mittel erwirkt?

Die Korrektur eines Steuerbescheides nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. c AO kommt in Betracht, wenn dieser
durch unlautere Mittel erwirkt worden ist. Nach dem Gesetzeswortlaut sind dies u.a. arglistige Tauschung,
Drohung und Bestechung, grundsatzlich ein Verhalten, das eine strafbare Handlung darstellt. Es kommt nicht
darauf an, durch wen die unlauteren Mittel angewandt worden sind. Handeln dritter Personen muss sich der
Steuerpflichtige grundsatzlich zurechnen lassen. Ist der Korrekturtatbestand nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Bu. ¢ AO gegeben, wird regelmaRig auch die Vorschrift des § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO erfullt sein.
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4, Korrektur wegen offenbarer Unrichtigkeiten nach § 129 AO

4.1 Welche Bedeutung hat die Berichtigungsvorschrift des § 129 AO?

Die Berichtigungsmaglichkeit des 8 129 AO gilt fiir alle VAe (Steuerbescheide und sonstige VAe). Es soll keine
Bindung an etwas bestehen bleiben, was in Wirklichkeit nicht gewollt war. Die Vorschrift stellt nicht darauf
ab, dass die Unrichtigkeit im VA enthalten ist, sondern darauf, dass sie beim Erlass eines VA unterlaufen ist.

Die Berichtigung ist jederzeit maoglich, bei Steuerbescheiden ist allerdings die Festsetzungsfrist zu beachten.
4.2 Wassind Fehler i.S. des § 129 AO?

Als Voraussetzung fur die Berichtigung sind ausdrticklich Schreib- und Rechenfehler und daneben &hnlich
offenbare Unrichtigkeiten genannt. Es muss sich also um mechanische Fehler handeln, die ebenso mecha-
nisch, d.h. ohne weitere Priifung erkannt und berichtigt werden kénnen. Von diesen Fehlern sind Fehler bei
der Rechtsanwendung sowie der Sachverhaltsaufklarung abzugrenzen. Zu diesen Fehlern, die nicht nach
8 129 AO berichtigungsfahig sind, gehoren beispielsweise Fehler bei der Auslegung oder Nichtanwendung
einer Rechtsnorm (Rechtsanwendungsfehler), unrichtige Tatsachenwirdigung, fehlende bzw. ungeniigende
Sachverhaltsaufklarung oder eine unzutreffende Annahme eines in Wirklichkeit nicht vorliegenden Sachver-
haltes. Dagegen erfasst § 129 AO die Félle, in denen der bekanntgegebene Inhalt des VA vom gewollten ma-
teriellen Regelungsgehalt abweicht oder in denen das Finanzamt von einem falschen Sachverhalt ausgeht,
obwohl ihm der richtige Sachverhalt bekannt ist und dieser nur versehentlich falsch ausgewertet wurde.
Grundsétzlich istimmer der Einzelfall zu Gberprifen, da die rein theoretische Mdglichkeit eines Rechtsirrtums
fast immer besteht und dann § 129 AO ausgeschlossen ist.

Beispiele fiir Fehler i.S. des § 129 AO:
Zeilenverwechslung beim Eingabewertbogen
Ubertragungsfehler
Zahlendreher
Ubersehen eines Grundlagenbescheides

4.3  Wann ist die Unrichtigkeit offenbar?

Der Fehler muss fur einen durchschnittlichen Bearbeiter des Finanzamtes klar und eindeutig zu erkennen
sein. Dabei gendgt es nach standiger BFH-Rechtsprechung, wenn sich die offenbare Unrichtigkeit aus den
Akten ergibt, sie muss also nicht aus dem Steuerbescheid ersichtlich sein. Der Fehler kann auch dann noch
offenbar sein, wenn er einem Bearbeiter des Finanzamtes mehrfach unterlaufen ist oder mehreren Beamten
hintereinander. Die Berichtigungsméglichkeit nach § 129 AO geht sogar dann nicht verloren, wenn das Fi-
nanzamt nach Erlass des wegen einer offenbaren Unrichtigkeit fehlerhaften Erstbescheides einen Anderungs-
bescheid (aus anderen Griinden) erlésst, indem es die offenbare Unrichtigkeit des Erstbescheides ungepruft
tibernimmt. Dies gilt auch, wenn in einem Rechtsbehelfsverfahren ein Fehleri.S.d. § 129 AO unerkannt blieb
und eine Einspruchsentscheidung ergeht, die immer noch die offenbare Unrichtigkeit enthalt.
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4.4  Wie ist das Tatbestandsmerkmal: ,,beim Erlass des VA* zu verstehen?

Aus diesem Begriff ,,beim Erlass des VA* ist zu schlieRen, dass grundséatzlich nur Fehler des Finanzamtes ge-
meint sind, also keine Rechen- und Schreibfehler des Steuerpflichtigen.

Der Fehler kann allerdings auch darin bestehen, dass das Finanzamt erkennbar fehlerhafte Angaben in der
Steuererklarung Ubersieht und damit diesen Fehler als eigenen tibernimmt. Dies setzt regelmaRig voraus,
dass der Steuererklarung auch entsprechende Unterlagen beigefiigt wurden, aus denen der Fehler erkennbar
ist. Vollzieht das Finanzamt einen mechanischen Fehler des Steuerpflichtigen mechanisch nach, greift also
die Berichtigungsvorschrift des § 129 AO.

4.5 Welche Rechtsfolge ergibt sich aus § 129 AO?

Nach dem Gesetzeswortlaut (,,kann®) ist 8§ 129 AO eine Ermessensvorschrift. Dieses Ermessen ist aber fir die
Falle, in denen die Berichtigung zugunsten des Steuerpflichtigen ausféllt, eingeschréankt. Bei berechtigtem
Interesse des Steuerpflichtigen hat er einen Anspruch auf Berichtigung.
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o. Die Festsetzung unter Vorbehalt der Nachprufung nach § 164 AO

5.1 Welche Arten der Steuerfestsetzung gibt es?

Ohne ausdriickliche Bestimmung ist die Steuerfestsetzung endgtiltig. Daneben gibt es noch die Mdglichkeit
der Vorbehaltsfestsetzung nach § 164 AO und die vorlaufige Festsetzung nach § 165 AO. Bei diesem Vorbe-
halts- und Vorlaufigkeitsvermerk handelt es sich um Nebenbestimmungeni.S.d. § 120 Abs. 1 AO (siehe unter
Punkt 3.5). Dies gilt auch fiir die den Steuerbescheiden gleichgestellten Bescheide.

5.2 Wann werden die Steuern unter dem Vorbehalt der Nachprifung festgesetzt?

Die Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprifung ist gemaR § 164 Abs. 1 Satz 1 AO immer mdg-
lich, solange der Steuerfall nicht abschlieRend geprift wurde. Einzige Voraussetzung ist also, dass noch keine
AuRenpriifung nach § 193 AO stattgefunden hat. Die Uberpriifung durch die Veranlagungsstelle oder im Rah-
men eines Rechtsbehelfsverfahrens stellt grundsatzlich keine abschlielf}ende Priifung dar.

Ansonsten steht die Festsetzung unter dem Vorbehalt der Nachpriifung im Ermessen der Finanzbehdorde.
Ermessensgerecht ist die Vorbehaltsfestsetzung, wenn ein sachlicher Grund dafir besteht. Dieser sachliche
Grund liegt vor, wenn die Besteuerungsgrundlagen im Rahmen einer AuRenprifung tberprift werden sollen,
in Schatzungsfallen (§ 162 AO) oder in sonstigen Einzelféllen, in denen der Vorbehaltsvermerk zweckmaRig
ist.

5.3 Inwieweit missen beim Vorbehaltsvermerk Form und Begriindung beachtet werden?

Der Vermerk tiber den Vorbehalt der Nachpriifung muss beim bekanntgegebenen Steuerbescheid ausdriick-
lich enthalten sein. Fehlt dieser Vermerk ist die Steuerfestsetzung endgultig. Dagegen gibt es auch die Falle

des gesetzlichen Vorbehalts der Nachprifung, die immer wirksam sind, auch ohne ausdriickliche Bestimmung
im Bescheid. Dazu gehoren:

- Festsetzung von Vorauszahlungen nach § 164 Abs. 1 Satz 2 AO
- Steueranmeldungen nach § 168 Satz 1 AO

Fir die Setzung des Vorbehaltsvermerks gibt es keine Begriindungspflicht. Die Festsetzung der Steuern unter
dem Vorbehalt der Nachpriifung kann daher ohne Begriindung erfolgen, § 164 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. §121
Abs. 2 Nr. 4 AO.

5.4  Welche Wirkungen hat der Vorbehaltsvermerk?

Grundsatzlich hat der Steuerbescheid unter Vorbehalt der Nachpriifung dieselben Rechtsfolgen wie der end-
glltige Bescheid. Dazu gehdren Bekanntgabe, Félligkeit oder Einspruchsfrist. Anders als beim endgltigen
Bescheid ist bei der Vorbehaltsfestsetzung aber jederzeit eine Korrektur méglich, § 164 Abs. 2 Satz 1 AO.
Solange der Vorbehalt wirksam ist, kann eine Aufhebung oder Anderung des Bescheides erfolgen. Da die
Korrektur in das Ermessen des Finanzamtes gestellt ist, ist ein sachlicher Grund hierfiir notwendig. Als sach-
licher Grund ist grundsatzlich die Fehlerhaftigkeit des Bescheides anzusehen.

Der Vorbehaltsvermerk besteht allerdings so lange weiter, bis er aufgehoben wird.
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Beispiel:

Ein Steuerbescheid unter Vorbehalt der Nachpriifung wird spéter korrigiert. Im Anderungsbescheid ist
jedoch dessen Form nicht angegeben. Daher besteht der Vorbehalt der Nachpriifung auch fiir den An-
derungsbescheid weiter.

5.5 Wann erfolgt die Aufhebung des Vorbehalts der Nachpriifung?

Nur wenn Festsetzungsverjahrung eintritt, fallt der Vorbehalt der Nachprufung automatisch weg, § 164
Abs. 4 AO. Ansonsten muss immer eine ausdriickliche Aufhebung erfolgen. Der Vorbehalt der Nachpriifung
ist immer aufzuheben, wenn eine AuRenprifung stattgefunden hat. Dies unabhé&ngig davon, ob die Steuer-
festsetzung geandert wird oder nicht. Fiir die AuRenpriifung, die keine Anderungen ergeben hat, folgt dies
aus 8§ 164 Abs. 3 Satz 3 AO. Wenn die Steuerfestsetzung aufgrund der Priifungsergebnisse gedndert werden
muss, ist der geénderte Bescheid endgliltig zu erlassen. Ein Vorbehaltsvermerk ist nach § 164 Abs. 1 Satz 1
AO nicht mehr mdglich. Bleibt der Vorbehalt trotzdem bestehen, ist der Steuerbescheid insoweit rechtswid-
rig, aber kann weiterhin nach § 164 Abs. 2 AO geandert werden.

Nach § 164 Abs. 3 Satz 1 AO kann der Vorbehalt der Nachpriifung auch bei Nichtdurchfiihrung einer Auf3en-
prufung jederzeit aufgehoben werden. Der Steuerpflichtige hat darauf aber keinen Rechtsanspruch, sondern
lediglich einen Anspruch auf ermessensgerechte Entscheidung.
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6. Die vorlaufige Steuerfestsetzung nach § 165 AO

6.1 Inwelchen Féllen kann die Steuerfestsetzung vorlaufig erfolgen?
8§ 165 AO nennt verschiedene Fallgruppen, in denen eine Steuer vorlaufig festgesetzt werden kann:

- voraussichtlich vortibergehende Ungewissheit tiber Besteuerungsgrundlagen (tatséchliche Ungewissheit),
8 165 Abs. 1 Satz 1 AO;

Beispiel:

Einkiinfte aus Gewerbebetrieb werden vorlaufig anerkannt, weil die Gewinnerzielungsabsicht noch
nicht endgultig feststeht (Liebhaberei).

- Ungewissheit tiber die Rickwirkung zukinftiger Vertrége mit anderen Staaten (Doppelbesteuerungsab-
kommen), § 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AQ;

- Ungewissheit, wie der Gesetzgeber entscheiden wird, nachdem er vom BVerfG zu einer Neuregelung ver-
pflichtet wurde, 8 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AQ;

Beispiel:

Nach der Entscheidung des BVerfG vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14, 1 BvR 2422/17) ist die Regelung
des §233ai.V.m. § 238 Abs. 1 Satz 1 AO ab 01.01.2014 verfassungswidrig. Der Gesetzgeber wurde
verpflichtet, bis 31.07.2022 fiir Zeitrdume ab 2019 riickwirkend eine Neuregelung zu treffen.

- Ungewissheit, ob durch eine Entscheidung des EUGH eine gesetzliche Neuregelung erforderlich ist, 8 165
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2a AO;

- Ungewissheit, ob ein Steuergesetz mit h6herrangigem Recht vereinbar ist, wenn ein entsprechender Mus-
terprozess beim BFH, BVerfG oder EuGH anhangig ist, 8 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AO.

Beispiel:
Vorlaufigkeit wegen der Héhe der kindbezogenen Freibetrége nach § 32 Abs. 6 Satze 1 und 2 EStG.

Vorlaufigkeit wegen der Besteuerung von Leibrenten und anderen Leistungen aus der Basisversorgung
nach 8 22 Nr. 1 Satz 3 Bu. a Do.bu. aa EStG.

- Ungewissheit, wenn die Auslegung eines Steuergesetzes Gegenstand eines Verfahrens beim BFH ist, § 165
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 AO. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die Regelung fiir verfassungswidrig gehalten
wird.

Bei der tatsachlichen Ungewissheit darf sich die Unkenntnis nur auf die tatséchlichen Voraussetzungen des
Steueranspruchs beziehen, nicht auf deren steuerliche Beurteilung.
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6.2  Wie muss der Vorlaufigkeitsvermerk gestaltet sein?

Umfang und Grund der Vorlaufigkeit sind nach § 165 Abs. 1 Satz 3 AO im Bescheid anzugeben (anders als bei
§ 164 Abs. 1 Satz 1 AO). Nur soweit die Voraussetzungen der Ungewissheit gegeben sind, kann der Bescheid
fur vorlaufig erklart werden. Deshalb muss dieser Umfang genau bezeichnet werden. Die Bestimmung des
Umfangs kann an beliebiger Stelle im Bescheid (oder in seinen Anlagen) erfolgen. Eine ungenaue Bezeichnung
der Teilvorlaufigkeit flhrt grundsétzlich nicht zur Unwirksamkeit der Vorlaufigkeitsbestimmung oder des Be-
scheides. Ausreichend ist, dass sich durch Auslegung der Umfang der Vorlaufigkeit ermitteln Iasst. Nur wenn
auch durch Auslegung nicht erkennbar ist, in welchem Umfang ein Bescheid vorlaufig ist, liegt ein VerstoR
gegen das Bestimmtheitsgebot vor. In diesem Fall ist der Vorlaufigkeitsvermerk unwirksam.

Der Vorlaufigkeitsvermerk ist auch zu begriinden. Fehlt diese Begriindung, ist die vorlaufige Steuerfestset-
zung rechtswidrig. Wie aber in sonstigen Fallen mit Begriindungsmangel, kann dieser Fehler gemaR § 126
Abs. 1 Nr. 2 AO geheilt werden, er fuhrt jedenfalls nicht zur Unwirksamkeit.

6.3 Welche Rechtsfolge hat der Vorlaufigkeitsvermerk?

Das Finanzamt muss die Festsetzung fur endgultig erklaren, soweit die Ungewissheit, die den Grund fir die
Vorlaufigkeit bildete, weggefallen ist. Insoweit kann der Bescheid auch nach § 165 Abs. 2 AO gedndert wer-
den.

Ansonsten kdnnen vorlaufige Steuerbescheide nicht ohne weiteres geédndert werden, wenn Rechtsfehler im
Bescheid enthalten sind. Nach BFH-Rechtsprechung diirfen vorlaufige Bescheide nur korrigiert werden, wenn
sich die Tatsachen, die dem Finanzamt ungewiss waren, anders als bisher angenommen darstellen (BFH BStBI
1985 11 S. 648). Ein vorlaufiger Bescheid kann allerdings doch geéndert werden, obwohl die vorrangigen Tat-
sachen, die ungewiss waren und zur vorlaufigen Festsetzung gefiihrt haben, sich als zutreffend herausgestellt
haben, sich aber eine Neuerung in nachrangigen Fragen ergeben hat (BFH BStBI 1988 11 S. 234).

Beispiel:

Das Finanzamt hat Verluste des Steuerpflichtigen akzeptiert, den Bescheid aber wegen Ungewissheit,
ob Liebhaberei vorliegt, insoweit vorlaufig erlassen. Spéater hat sich herausgestellt, dass keine Liebha-
berei vorliegt, die urspriingliche Annahme hat sich also als richtig erwiesen. Jedoch hat sich ergeben,
dass die Verluste niedriger sind als zunéchst angenommen. Obwohl die primare Tatsache sich als rich-
tig herausgestellt hat, kann der Bescheid wegen der unzutreffenden Hohe der Verluste noch korrigiert
werden.
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7. Korrektur nach § 173 AO

7.1  Welche Bedeutung hat die Korrekturvorschrift?

Voraussetzung firr die Aufhebung oder Anderung von Steuerbescheiden nach § 173 AO ist das Vorliegen
von neuen Tatsachen oder Beweismitteln. Der Anwendungsbereich fur diese Korrekturvorschrift erstreckt
sich auf alle endgtiltigen Steuerbescheide und den Steuerbescheiden gleichgestellte Bescheide. § 173 AO
enthalt zwei Korrekturtatbestéande:

§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO betrifft die Korrektur zu Lasten des Steuerpflichtigen
§ 173 Abs. 1 Nr. 2 AO betrifft die Korrektur zu Gunsten des Steuerpflichtigen

Gemeinsame Voraussetzung fir eine Korrektur ist jeweils das nachtréagliche Bekanntwerden von Tatsachen
oder Beweismitteln.

Ein Korrekturtatbestand nach 8§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO ist gegeben, wenn die Steuer zu niedrig festgesetzt ist,
weil eine Tatsache oder ein Beweismittel erst nachtraglich bekannt wurde und dies rechtserheblich ist.

Bei der Korrektur nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO ist die Steuer zu hoch festgesetzt, weil ebenfalls Tatsachen
oder Beweismittel erst nachtraglich bekanntwerden und fiir die Festsetzung rechtserheblich waren. Auf3er-
dem darf den Steuerpflichtigen kein grobes Verschulden am verspateten Bekanntwerden treffen, bzw. ein
grobes Verschulden ist dann unbeachtlich, wenn ein Zusammenhang mit einer Tatsache nach Abs. 1 Nr. 1
besteht.

7.2  Was sind Tatsachen bzw. Beweismittel i. S.d. § 173 AO?

Unter § 173 AO fallen nur Fehler im Bereich der Fakten, nicht dagegen Fehler im Bereich der Schlussfolge-
rungen. Es ist daher eine Abgrenzung zwischen Tatsachen und Rechtsfolgen vorzunehmen.

Eine Tatsache ist ein objektiver Lebenssachverhalt, der einen steuergesetzlichen Tatbestand beeinflusst.
Nach sténdiger Rechtsprechung des BFH ist eine Tatsache, was Merkmal oder Teilstlick eines gesetzlichen
Steuertatbestandes sein kann, also Zustande, Vorgange, Beziehungen und Eigenschaften materieller und
immaterieller Art. Keine Tatsachen sind demgegeniiber Schlussfolgerungen, insbesondere juristische Sub-
sumtionen, AEAO zu § 173, Nr. 1.1.

Beispiel:

Wertbegriindende Eigenschaften, nicht aber Werte selbst, sind Tatsachen, also Grofie, Lage, Bebau-
barkeit eines Grundstiicks oder WeiterverauRerungspreis.

Bei der Rechtsprechung des BFH oder anderer Gerichte, Gesetzesbestimmungen, Kommentarmeinungen
oder Entscheidungen der Finanzbehorden (Erlasse) handelt es sich nicht um Tatsachen.

Keine Tatsachen sind auRerdem Falschbuchungen, die fehlerhafte Behandlung in der Bilanz oder die fehler-
haft vorgenommene Abschreibung. Diese verdecken lediglich die wahren Tatsachen oder sind Folgen einer
Tatsache.

Der Begriff der Tatsachen wird jedoch nach der BFH-Rechtsprechung nach Schéatzungen eingeschrankt. Tat-
sache nach einer geschatzten Steuerfestsetzung ist dann nur der wahre Betrag dessen, was vorher geschatzt
wurde. Das bedeutet, bei der Schatzung des Gewinns ist der richtige Gewinnbetrag die einzige Tatsache,
nicht die Betriebseinnahmen bzw. Betriebsausgaben. Diese Rechtsprechung fiihrt dazu, dass in Schatzungs-
fallen nur eine Korrektur entweder nach 8 173 Abs. 1 Nr. 1 oder nach Nr. 2 AO vorzunehmen ist.
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Diese Einschrédnkung macht der BFH auch in Féllen, in denen der Steuerpflichtige eine ganze Einkunftsquelle
verschwiegen hat.

Auch wenn steuerliche Folgen vom Vorliegen eines sich Giber mehrere Jahre erstreckenden Gesamtsachver-
haltes abhangig sind, ist der gesamte Sachverhalt eine Tatsache i.5.d. § 173 AO.

Beispiel:

Abgrenzung der gewerblichen Tétigkeit gegentiber der selbsténdigen Arbeit im Einkommensteuer-
recht

Ein Beweismittel ist jedes Erkenntnismittel, das sich zum Nachweis von Tatsachen eignet, AEAO zu § 173,
Nr.1.2.

Beispiel:
Urkunden, Auskiinfte, Sachverstéandigengutachten oder Zeugenaussagen
7.3 Wann st eine Tatsache oder ein Beweismittel nachtréglich bekanntgeworden?

Tatsachen oder Beweismittel werden nachtréaglich bekannt, wenn sie einem fur die Steuerfestsetzung zu-
stdndigen Bediensteten bekannt werden, nachdem die Willensbildung Gber die Steuerfestsetzung abge-
schlossen ist.

Die Willensbildung ist regelmaRig abgeschlossen, wenn der organisatorisch zustédndige Bedienstete den Ein-
gabebogen unterzeichnet hat. Bei EDV-Bescheiden ist der Zeitpunkt der Dateneingabe entscheidend. Auf
den Tag der Absendung des Bescheides oder den Bekanntgabetag kommt es nicht an.

Eine Tatsache ist nicht schon dann bekannt, wenn irgendeine Stelle des Finanzamtes von ihr Kenntnis hat.
Es kommt vielmehr auf den Kenntnisstand der Personen an, die innerhalb des Finanzamtes dazu berufen
sind, den betreffenden Steuerfall zu bearbeiten.

Beispiel:

Wenn Tatsachen nur dem Betriebsprifer bekannt geworden sind, ist dies der Veranlagungsstelle
grundsétzlich nicht zuzurechnen.

Bekannt ist alles, was die zustandige Stelle im mafRgeblichen Augenblick positiv weif3. Dabei geniigt es, wenn
etwas mindlich mitgeteilt wurde (es sei denn, der Bearbeiter hat es vergessen). Aulierdem gilt alles, was in
den jeweiligen Akten vermerkt ist, als bekannt.

7.4 Inwieweit wirken sich Ermittlungsfehler des Finanzamtes aus?

Auch wenn die Voraussetzungen fur eine Korrektur nach 8 173 Abs. 1 Nr. 1 AO vorliegen, darf eine Korrektur
zu Lasten des Steuerpflichtigen nicht erfolgen, wenn dem Finanzamt ein schwerer Ermittlungsfehler vorzu-
werfen ist (BFH BStBI 1986 I, S. 241).

Aus dem Grundsatz von Treu und Glauben wird abgeleitet, dass eine Tatsache dann nicht als nachtréglich
bekanntgeworden gilt, wenn sie dem Finanzamt nur aufgrund eines schweren Ermittlungsfehlers nicht
rechtzeitig bekannt war.

Ein schwerer Ermittlungsfehler ist gegeben, wenn der Bearbeiter des Finanzamtes erkennen muss, dass Wi-
derspriiche, Unklarheiten oder Liicken vorhanden und weitere Ermittlungen deshalb notwendig sind, aber
nicht unternommen werden.

Liegt nicht nur ein Pflichtverstol3 des Finanzamtes vor, sondern auch des Steuerpflichtigen (Verletzung sei-
ner Mitwirkungspflicht) ist eine Abwagung des gegenseitigen Verschuldens vorzunehmen.
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Eindeutigen Steuererklarungen braucht das Finanzamt nicht mit Misstrauen zu begegnen, es kann regelma-
Rig von deren Richtigkeit und Vollstandigkeit ausgehen. Nur wenn sich Unklarheiten oder Zweifelsfragen in
Bezug auf den verwirklichten Sachverhalt aufdrangen, ist das Finanzamt zum Tun verpflichtet (BFH/NV 2002,
S. 715; BFH in BStBI 11 2004, 911).

Nur wenn das Verschulden des Finanzamtes iberwiegt, muss eine Korrektur unterbleiben.
7.5 Was bedeutet Rechtserheblichkeit von Tatsachen bzw. Beweismittel?

Nach dem ungeschriebenen Tatbestandsmerkmal der Rechtserheblichkeit von Tatsachen und Beweismit-
teln fuhren nur solche Tatsachen bzw. Beweismittel zur Korrektur nach § 173 AO, die nach damaliger Ver-
waltungsmeinung beim Entscheidungssatz des zu korrigierenden Verwaltungsaktes beriicksichtigt worden
waéren.

Eine gednderte Rechtsauffassung kann auch dann nicht zur Anderung eines Steuerbescheides fiihren, wenn
der Steuerpflichtige unter Hinweis auf die Anderung der Rechtsauffassung nunmehr Tatsachen vorlegt, die
er vorher fir steuerlich bedeutungslos gehalten hat.

Eine Korrektur ist nur méglich, wenn das Finanzamt bei Kenntnis der Tatsachen im Zeitpunkt seiner Ent-
scheidung nach damaligen Rechtserkenntnissen die Steuer niedriger festgesetzt hatte.

Bei streitiger Gesetzesauslegung, insbesondere Anderung der hichstrichterlichen Rechtsprechung seit der
urspriinglichen Entscheidung ist auf die damalige Rechtsprechung abzustellen. Sofern die Verwaltung diese
BFH-Rechtsprechung nicht beachtet (Nichtanwendungserlass), kommt es auf die damalige Verwaltungsmei-
nung an.

7.6 Inwelchen Féllen erfolgt eine Korrektur nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO

Voraussetzung fiir die Korrektur nach 8 173 Abs. 1 Nr. 2 AO ist die zu hohe Steuerfestsetzung im endgdiltigen
Bescheid, weil eine Tatsache oder ein Beweismittel nachtraglich bekannt wurde und dem Steuerpflichtigen
daran kein grobes Verschulden vorzuwerfen ist.

Ob § 173 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 AO anzuwenden ist, hédngt davon ab, ob sich die Anderung Zu Lasten oder
zu Gunsten des Steuerpflichtigen auswirkt. Grundséatzlich ist jedes einzelne Besteuerungsmerkmal (Tatsache
oder Beweismittel) gesondert nach seiner Auswirkung zu untersuchen. Entscheidend ist dabei, inwieweit
sich dies im zu andernden Bescheid auswirkt.

Nur, wenn ausnahmsweise ein Besteuerungsmerkmal zwei gegenldufige Auswirkungen hat, ist auf den
Saldo dieser Auswirkungen abzustellen.

Bei Schatzungsbescheiden, bzw. wenn eine ganze Einkunftsquelle unbekannt war, ist aber nur eine neue
Tatsache gegeben (s.0. 1.2).

Bei Nichtveranlagungsbescheiden kommt es darauf an, ob eine Erstattung zu erwarten ist (Korrektur nach
§ 173 Abs. 1 Nr. 2 AO) oder nicht (Korrektur nach 8§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO).

7.7  Erfolgt eine Korrektur nach § 173 AO, bei Antrédgen nach Unanfechtbarkeit?

Soweit dem Finanzamt eine Tatsache bei der Veranlagung nicht bekannt ist, die nur aufgrund eines Antrags
berticksichtigungsfahig ist, kann auch nach Unanfechtbarkeit des Bescheides der nicht fristgebundene An-
trag nachtraglich gestellt werden. Der Bescheid muss dann nach § 173 AO geandert werden, wenn den Steu-
erpflichtigen kein grobes Verschulden am verspéateten Tatsachenvortrag trifft.

Ist der Antrag allerdings fristgebunden und ist diese Frist schon abgelaufen, ist die Tatsache nicht mehr
rechtserheblich. Eine Anderung nach § 173 AO kommt nicht mehr in Betracht.
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Ist der Antrag oder die Austibung des Wahlrechts in der Steuererkldrung vorzunehmen, so ist der Steuer-
pflichtige mit der Unanfechtbarkeit des Steuerbescheides daran gebunden. Die Korrektur nach § 173 AO
scheidet aus.

7.8  Was ist unter grobem Verschulden zu verstehen?

Den Steuerpflichtigen darf kein grobes Verschulden daran treffen, dass die neuen Tatsachen oder Beweis-
mittel erst nachtréglich bekanntwerden.

Grobes Verschulden liegt vor, wenn der Steuerpflichtige in einem besonders starken Male die sonst ibliche
Sorgfalt aulRer Acht gelassen hat. Abgestellt wird auf den persdnlichen, nicht auf den objektiven Verschul-
densmafstab. Grobes Verschulden ist gegeben, wenn der Steuerpflichtige, die ihm nach seinen personli-
chen Verhaltnissen zumutbare Sorgfalt in ungewdhnlichem MaRe und in nicht entschuldbarer Weise ver-
letzt hat, oder wenn er schon die einfachsten, ganz nahe liegenden Uberlegungen nicht anstellt (BFH/NV
2005,156).

Beispiele:

Nichtabgabe einer Steuererklédrung trotz Aufforderung

Verletzung allgemeiner Grundséatze der Buchfiihrung

Nichtbeachtung von ausdricklichen Hinweisen in Vordrucken und Merkbl&ttern
Nichteinlegung eines Einspruchs

Grobes Verschulden liegt i.d.R. nicht vor, wenn der Steuerpflichtige steuerrechtliche Vorschriften nicht
kennt oder wenn er Aufwendungen vergisst, die in Vordrucken, Merkbl&ttern oder sonstigen Mitteilungen
des Finanzamtes nicht besonders benannt sind. Es spielt dabei keine Rolle, ob die Steuererklarung auf Papier
oder elektronisch (z.B. mit Hilfe des Elster-Programms) abgegeben wird.

Grobes Verschulden ist nicht nur bei Erklarungsabgabe schadlich, sondern auch noch bis zum Ablauf der
Einspruchsfrist.

Nicht nur grobes Verschulden des Steuerpflichtigen verhindert eine Korrektur. Auch grobes Verschulden
des Vertreters des Steuerpflichtigen, seines steuerlichen Beraters oder Bevollmé&chtigten muss er sich zu-
rechnen lassen.

Dabei sind an den steuerlichen Berater erhhte Anforderungen zu stellen. Ein Fehler, der bei einem Steuer-
pflichtigen leicht fahrlassig sein kann, kann bei einem steuerlichen Berater grob fahrlassig sein (Auswirkung
des subjektiven SorgfaltsmaRstabs).

Wenn der steuerliche Berater Mitarbeiter zur Vorbereitung der Steuererklédrung einsetzt, muss er Sorgfalts-
pflichten hinsichtlich der Auswahl seiner Mitarbeiter, der Organisation, der Arbeiten in seinem Biiro und
der Kontrolle der Arbeitsergebnisse beachten (Organisationsverschulden).

Bei einem Verschulden eines Angestellten, ohne dass ein Organisationsverschulden vorliegt, ist dieses Bu-
roversehen unschadlich, d.h. es wird dem Steuerpflichtigen nicht zugerechnet.

Grobes Verschulden ist nicht schon dann gegeben, wenn der Steuerpflichtige (trotz steuerrechtlicher Un-
kenntnis) keinen Steuerberater mit der Erfillung seiner steuerrechtlichen Pflichten betraut.

Allerdings ist grobes Verschulden dann gegeben, wenn der Steuerpflichtige einen Berater mit der Erstellung
der Erklarung beauftragt, diese aber dann ,,blind* unterschreibt.
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7.9 Wann st der sachliche Zusammenhang mit Nr. 1 gegeben?

Nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO ist das Verschulden allerdings unbeachtlich, wenn die Tatsachen oder Beweis-
mittel in einem unmittelbaren oder mittelbaren Zusammenhang mit Tatsachen oder Beweismittel i.S.d.
§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO stehen. Ein solcher sachlicher Zusammenhang liegt vor, wenn der steuererhéhende
Vorgang nicht ohne den steuermindernden Vorgang denkbar wére. Die Tatsachen und Beweismittel nach
§ 173 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 2 AO werden nicht gegeneinander gewichtet. Die Korrektur nach § 173 Abs. 1
Nr. 2 AQ ist also auch dann gegeben, wenn sich im Gesamten eine Anderung zu Gunsten des Steuerpflichti-
gen ergibt.

Beispiel:

Der Steuerpflichtige hat eine Maschine fiir 38.080 € (brutto) verdulRert, die er fir 40.460 € (brutto)
erworben hat. Diesen Umsatz hat er in der USt-Voranmeldung nicht erklért, allerdings hat er auch die
entsprechende Vorsteuer nicht geltend gemacht.

Der ursachliche Zusammenhang zwischen der giinstigen und unginstigen Tatsache muss bestehen, unab-
hangig davon, ob auch ein zeitlicher Zusammenhang gegeben ist.

Die Korrektur nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 AO ist aber nur dann méglich, wenn die Anderung nach § 173
Abs. 1 Nr. 1 AO noch nicht durchgefuhrt wurde, bzw. unanfechtbar geworden ist. Das bedeutet, dass § 173
Abs. 1 Nr. 2 Satz 2 AO auch dann nicht anwendbar ist, wenn die sachlich zusammenhangende, fiir den Steu-
erpflichtigen ungiinstige Tatsache schon bei der erstmaligen Veranlagung, bzw. in einem Ergdnzungsbe-
scheid beriicksichtigt worden ist.

Bei Schatzungsbescheiden, bzw. wenn eine ganze Einkunftsquelle verschwiegen worden war, kommt es
nicht auf den urséchlichen Zusammenhang zwischen der giinstigen und unguinstigen Tatsache an. Tatsache
ist allein der richtige Gewinn oder die richtige Héhe der Einkunftsquelle (BFH-Rechtsprechung).

7.10 Inwelchen Fallen ist eine Korrektur wegen der Anderungssperre ausgeschlossen?

Steuerbescheide, die aufgrund einer AuRenpriifung ergangen sind, kénnen wegen neuer Tatsachen oder
Beweismittel nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 AO nur gedndert werden, wenn eine Steuerhinterziehung
oder eine leichtfertige Steuerverkirzung vorliegt, 8 173 Abs. 2 AO.

Diese Anderungssperre gilt nicht nur bei Anderungen zu Lasten des Steuerpflichtigen, sondern auch dann,
wenn neue Tatsachen oder Beweismittel zu einer niedrigeren Steuer fiihren wirden.

Der Eintritt der Anderungssperre ist nicht davon abhéngig, ob der AuRenpriifer die betreffenden Vorgénge
tatsachlich geprift hat. Entscheidend ist der Inhalt der Prifungsanordnung. Im Fall der Ausdehnung oder
Beschrankung der AuRenprifung auf bestimmte Steuerarten, Besteuerungszeitrdume oder Sachverhalte,
umfasst die Anderungssperre daher nur den in der Priifungsanordnung genannten Teil der Besteuerungs-
grundlagen.

Die Anderungssperre greift auch in den Fallen, in denen eine Mitteilung nach § 202 Abs. 1 Satz 3 AO (iber
eine ergebnislose Priifung ergangen ist.

Trotz AulRenpriifung kann eine Korrektur nach § 173 Abs. 1 AO erfolgen, wenn eine Steuerstraftat oder eine
Steuerordnungswidrigkeit vorliegt. Voraussetzung hierfur ist das Vorliegen der objektiven und subjektiven
Tatbestandsmerkmale des § 370 oder § 378 AO. Unbedeutend ist, ob eine Bestrafung oder Ahndung mit
BuRlgeld bereits erfolgt ist oder noch erfolgen kann.

Die Anderungssperre greift grundsatzlich auch nach der abgekiirzten AuBenpriifung gemaR § 203 AO.
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Allerdings betrifft die Anderungssperre nur den Steuerpflichtigen, gegen den die AuBenpriifung durchge-
fuhrt wurde, bzw. die Prifungsanordnung erlassen wurde.

Beispiel:

Lohnsteuerpriifung beim Arbeitgeber fiihrt nicht zu einer Anderungssperre beziiglich der Einkom-
mensteuerfestsetzung beim Arbeitnehmer.

Eine Priifung von USt-Voranmeldungen bewirkt keine Anderungssperre, auch wenn nach Abschluss der Prii-
fung eine Jahresanmeldung eingeht.

Nur wenn nach dem Inhalt der Priifungsanordnung die ganze Jahressteuer zu prifen ist, nachdem bei der
Priifung eine Jahressteueranmeldung oder ein entsprechender Bescheid vorhanden ist, greift die Ande-
rungssperre nach 8 173 Abs. 2 AO.
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8. Korrektur nach § 173a AO

8.1 Welche Fehler kdnnen nach § 173a AO bericksichtigt werden?

Die Vorschrift des § 173a AO ermdglicht eine Anderung oder Aufhebung des Steuerbescheids, soweit dem
Steuerpflichtigen Schreib- oder Rechenfehler bei der Erstellung seiner Steuererklarung unterlaufen sind, die
dazu gefiihrt haben, dass Tatsachen unzutreffend mitgeteilt worden sind.

Korrigierbar sind demnach Rechtschreibfehler, Wortverwechslungen oder Wortauslassungen und fehler-
hafte Ubertragungen, sowie Fehler bei den Grundrechenarten oder beispielsweise auch bei der Prozent-
rechnung. Diese Fehler missen dem Steuerpflichtigen unterlaufen sein. Voraussetzung ist gerade nicht,
dass das Finanzamt diese Fehler erkennen konnte. Der Fehler muss nur bei Offenlegung des Sachverhaltes
fur jeden unvoreingenommenen Dritten klar und deutlich als Schreib- oder Rechenfehler erkennbar sein.
Angaben, die der Steuerpflichtige vergessen hat, fiihren grundsatzlich nicht zur Korrektur nach § 173a AO
(BFH/NV 2020, 1233), sondern kénnen neue Tatsachen i.S. des § 173 Abs. 1 AO darstellen, fur deren Kor-
rektur die Voraussetzungen des 8§ 173 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 AO vorliegen missen.

Beispiel:

Der Steuerpflichtige hat bei seiner Steuererklarung bei den Einklinften aus Vermietung infolge eines
Additionsfehlers Werbungskosten in Hohe von 2.489 € erklart, statt richtigerweise 2.989 €. Das Fi-
nanzamt muss den Steuerbescheid &ndern und die Werbungskosten in voller Hohe ansetzen.

8.2  Seit wann gilt die Vorschrift?

Die Vorschrift gilt fir Steuerbescheide, die nach dem 31.12.2016 erlassen worden sind, AEAO zu § 173a,
Nr. 2.
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9. Korrektur nach § 174 AO

9.1 Welche Korrekturmdglichkeiten bietet § 174 AO?

Die Vielzahl der Steuerarten, die regelméfig wiederkehrende Steuerfestsetzung und die Schwierigkeit bei
der subjektiven Zuordnung der Besteuerungsobjekte kénnen dazu fuhren, dass die Finanzbehérden aus ein
und demselben Sachverhalt Schlussfolgerungen ziehen, die sich nach den Vorschriften des materiellen Steu-
errechts ausschlielen. 8 174 AO bietet die Mdglichkeit, derartige widerspriichliche Entscheidungen zum
Vorteil und auch zum Nachteil des Steuerpflichtigen zu korrigieren. 8§ 174 Abs. 1 bis Abs. 5 AO beinhaltet
dabei funf verschiedene selbstandige Korrekturvorschriften.

Diese Korrekturvorschriften sind einteilbar in zwei Fallgruppen:
Mehrfachbertcksichtigung eines Sachverhaltes (§ 174 Abs. 1 und 2 AO)
Nichtberiicksichtigung eines Sachverhaltes (8 174 Abs. 3, 4 und 5 AO)

Bei der 1. Fallgruppe des positiven Widerstreits kann sich die Korrektur zu Gunsten oder zu Lasten des Steu-
erpflichtigen auswirken.

Eine Mehrfachberticksichtigung desselben Sachverhaltes, der sich zuungunsten des Steuerpflichtigen aus-
wirkt, kann in folgenden Féllen vorkommen:

Ein bestimmter Sachverhalt wird mehreren Steuerarten zugerechnet (Objektkollision).
Beispiel:

Eine Grundsticksubertragung wird sowohl der Grunderwerbsteuer als auch der Schenkung-
steuer unterworfen.

Derselbe Sachverhalt wird mehreren Personen zugerechnet (Subjektkollision).
Beispiel:

Ein Wirtschaftsgut wird sowohl beim Leasinggeber als auch beim Leasingnehmer aktiviert.

Ein bestimmter Sachverhalt wird in mehreren Besteuerungszeitraumen erfasst (Periodenkollision)
Beispiel:

Eine Mieteinnahme wird sowohl im Jahr 2022 als auch in 2023 bei den Einklinften aus Vermie-
tung erfasst.

Ein Steuerpflichtiger wird fir den gleichen Besteuerungszeitraum von mehreren Finanzdmtern zu
derselben Steuer herangezogen (Zusténdigkeitskollision).
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Beispiel:

Das Finanzamt Heilbronn und das Finanzamt Ludwigsburg erlassen jeweils einen Einkommen-
steuerbescheid fur das Jahr 2023 gegen den Steuerpflichtigen S.

Derselbe Sachverhalt wird bewertungsrechtlich mehreren Vermdgensarten zugerechnet.
Beispiel:

Ein Grundstiick wird sowohl als Grundvermdgen als auch als Teil des landwirtschaftlichen Be-
triebs erfasst.

Eine Mehrfachbertcksichtigung eines Sachverhaltes, der sich zundchst zu Gunsten des Steuerpflichtigen
auswirkt, ist gegeben, wenn entsprechende Ausgaben des Steuerpflichtigen doppelt oder mehrfach bertick-
sichtigt werden (Betriebsausgaben, Werbungskosten, Sonderausgaben).

Bei der Fallgruppe des negativen Widerstreits war der Sachverhalt im richtigen Bescheid urspriinglich nicht
berticksichtigt. Ohne die Korrekturméglichkeiten des § 174 Abséatze 3 bis 5 AO kdnnte sich die Besteuerungs-
grundlage in keinem Bescheid mehr auswirken.

Beispiel:

Das Finanzamt hat bestimmte Sonderausgaben bei der Einkommensteuerveranlagung im Bescheid
fur 2022 nicht zum Abzug zugelassen, weil es der Meinung war, dass die Sonderausgaben erstin 2023
abzugsfahig seien. Spéater stellt sich diese Auffassung als unrichtig heraus. Im ESt-Bescheid 2023 sind
die Sonderausgaben nicht zu erfassen, aber Korrektur nach § 174 Abs. 3 AO ist méglich, d.h. der ESt-
Bescheid flir 2022 kann insoweit geadndert werden.

8 174 Abs. 4 AO erganzt die Regelung des 8 174 Abs. 3 AO um die Félle, in denen eine Steuerfestsetzung auf
Antrag oder im Einspruchsverfahren zu Gunsten des Steuerpflichtigen gedndert worden ist.

Die sich aus 8 174 Abs. 4 AO ergebenden Folgerungen sind auch gegentber Dritten zu ziehen, wenn der
Dritte schon bisher an dem Verfahren beteiligt war, § 174 Abs. 5 AO.

9.2 Unter welchen Voraussetzungen kann nach § 174 Abs. 1 AO gedndert werden?

Voraussetzung fiir eine Korrektur nach § 174 Abs. 1 AO ist, dass es sich um eine widersprichliche Mehrfach-
berticksichtigung handelt, also nach materiellem Steuerrecht nur eine einmalige Berticksichtigung des Sach-
verhaltes zuléssig ist. Sachverhalt ist dabei jeder einzelne Lebensvorgang bzw. Zustand, an den die Gesetze
steuerrechtliche Folgen kniipfen. Der bestimmte Sachverhalt muss fehlerhaft in einem Bescheid zuunguns-
ten des Steuerpflichtigen berticksichtigt worden sein. In einem anderen Bescheid dagegen muss derselbe
Sachverhalt gegen diesen Steuerpflichtigen oder einen anderen Steuerpflichtigen zutreffend zugrunde ge-
legt worden sein. Dabei schlie3t die Berticksichtigung des Sachverhaltes im ersten Bescheid die Berticksich-
tigung in einem weiteren Bescheid logisch aus.

Der Begriff ,,in mehreren Bescheiden* umfasst auch zusammengefasste Bescheide nach § 155 Abs. 3 AO und
das Verhéltnis von Steuerbescheid und zugrundeliegendem Feststellungsbescheid, nicht jedoch die dop-
pelte Sachverhaltserfassung in demselben Bescheid.

AuRerdem muss der Steuerpflichtige, der eine Korrektur zu seinen Gunsten erreichen will, einen entspre-
chenden Antrag stellen.
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Sind diese Voraussetzungen erfiillt, muss der Bescheid zu Gunsten des Steuerpflichtigen gedndert werden.
Das Finanzamt hat keinen Ermessensspielraum. Die Anderung erfolgt jedoch nur soweit die steuerlichen
Folgen der Mehrfachbericksichtigung beseitigt werden, andere Fehler kdnnen nach dieser Vorschrift nicht
korrigiert werden.

Anderungen sind auch noch méglich, wenn die Festsetzungsverjahrungsfrist fiir den aufzuhebenden oder
zu &ndernden Bescheid zum Zeitpunkt der Antragstellung bereits abgelaufen ist. Voraussetzung dafiir ist,
dass der Antrag bis zum Ablauf eines Jahres gestellt wird, nachdem der letzte der betroffenen (widerstrei-
tenden) Bescheide unanfechtbar geworden ist.

Beispiel:

Bestimmte Betriebseinnahmen wurden im ESt-Bescheid fiir 2017 (falsch) erfasst, dessen Festset-
zungsfrist mit Ablauf des Jahres 2022 verjahrt. Aulierdem wurden dieselben Betriebseinnahmen im
ESt-Bescheid fur 2018 (zutreffend) erfasst. Der Steuerpflichtige legt gegen den ESt-Bescheid 2018 Ein-
spruch und danach Klage ein. Die Klage wird im Jahr 2023 zuriickgewiesen (Rechtskraft am
19.10.2023). Obwohl die Einkommensteuer fiir 2017 mit Ablauf des Jahres 2022 verjahrt ist, kann der
Steuerpflichtige innerhalb eines Jahres nach Unanfechtbarkeit des ESt-Bescheides fur 2018 bis zum
19.10.2024 den Antrag auf Korrektur nach § 174 Abs. 1 AO stellen.

9.3 Welche Voraussetzungen verlangt § 174 Abs. 2 AO fiir die Korrektur?

Nach § 174 Abs. 2 AO kommt eine Aufhebung oder Anderung eines Bescheides in Betracht, wenn ein be-
stimmter Sachverhalt fehlerhaft in einem Bescheid berucksichtigt wurde und gleichzeitig dieser Sachverhalt
in einem anderen Bescheid zutreffend zugrunde gelegt wurde. Diese Mehrfachberiicksichtigung muss sich
zum Vorteil des Steuerpflichtigen ausgewirkt haben.

Dabei ist die Korrektur nach § 174 Abs. 2 AO nicht von einem Antrag abhangig.

Vielmehr muss die fehlerhafte Beriicksichtigung des Sachverhaltes auf einen Antrag oder die falsche Dar-
stellung des Sachverhaltes in einer Erklarung des Steuerpflichtigen zurtickzufiihren sein. Unter den Begriff
des Antrages oder einer Erklarung fallen auch formlose Mitteilungen und Auskiinfte, sowie die fuir den Steu-
erpflichtigen von Dritten abgegebene Erklarungen.

Als weiteres ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal (nach BFH-Rechtsprechung) darf keine Verletzung der
Ermittlungspflicht des Finanzamtes vorliegen. Liegen Fehler sowohl beim Steuerpflichtigen als auch beim
Finanzamt vor, ist eine Abwégung des gegenseitigen Verschuldens vorzunehmen. Nur wenn das Fehlverhal-
ten des Finanzamtes nicht Uberwiegt, darf nach § 174 Abs. 2 AO korrigiert werden.

Hat der Steuerpflichtige den Sachverhalt richtig und vollstédndig dargestellt, aber eine falsche steuerrechtli-
che Beurteilung vorgenommen, kommt § 174 Abs. 2 AO nicht in Betracht.

Im Unterschied zu Abs. 1 erfolgt eine Korrektur von Amts wegen, ohne dass ein Ermessensspielraum be-
steht. Bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen muss der Bescheid gedndert oder aufgehoben
werden.

9.4 Wann kann ein Bescheid nach § 174 Abs. 3 AO korrigiert werden?

§ 174 Abs. 3 AO regelt den Fall, dass ein bestimmter Sachverhalt falschlicherweise Giberhaupt nicht bertick-
sichtigt worden ist, und zwar weder zugunsten noch zuungunsten des Steuerpflichtigen.

Voraussetzung fiir die Nachholung, Aufhebung oder Anderung ist, dass erkennbar war, dass die Berticksich-
tigung des Sachverhaltes nur im Hinblick auf eine andere Steuerfestsetzung gegen denselben oder einen
anderen Steuerpflichtigen unterblieben ist.
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Diese Erkennbarkeit des Fehlers fir den Steuerpflichtigen ergibt sich aus dem Prinzip des Vertrauensschut-
zes. Umstritten ist daher, ob das Tatbestandsmerkmal ,,Erkennbarkeit” bei Korrekturen zu Gunsten des
Steuerpflichtigen tberhaupt vorliegen muss. Der Wortlaut des § 174 Abs. 3 AO ist aber insoweit eindeutig.

Fir die Frage der Erkennbarkeit kommt es auf den gesamten Sachverhaltsablauf an. Die Erkennbarkeit kann
sich aus einem Vermerk im Steuerbescheid, oder aufgrund von sonstigen Erérterungen mit dem Steuer-
pflichtigen ergeben. Es geniigt auch, wenn der Steuerpflichtige aufgrund verstandiger Wiirdigung des feh-
lerhaften Bescheides erkennen konnte, dass das Finanzamt den Sachverhalt in einem anderen Bescheid
zugrunde legen will.

Grundsétzlich muss im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides die Erkennbarkeit vorliegen. Das Erkenn-
bar machen kann allenfalls dann noch nachtraglich geschehen, wenn der Bescheid unter dem Vorbehalt der
Nachprifung steht oder aufgrund eines Einspruchs eine Einspruchsentscheidung ergeht. Die Erkennbarkeit
muss sich auch fur den Steuerpflichtigen ergeben, dessen Bescheid gedndert werden soll. Es gentigt nicht,
dass ein Dritter die fehlerhafte Annahme des Finanzamtes beim Erlass des Bescheides erkennen konnte.

Nach dem Wortlaut des § 174 Abs. 3 AO liegt die Nachholung, Anderung oder Aufhebung im Ermessen des
Finanzamtes.

Der BFH hat demgegeniiber entschieden, dass insoweit kein Ermessensspielraum besteht und deshalb zu
Gunsten oder zuungunsten des Steuerpflichtigen eine Korrektur erfolgen muss.

Die Korrektur ist zul&ssig bis zum Ablauf der Festsetzungsfrist derjenigen Steuer, bei der der Sachverhalt
nach der zunachst gedulRerten Auffassung hatte beriicksichtigt werden sollen.

9.5 Wann kdnnen steuerliche Folgerungen entsprechend § 174 Abs. 4 AO gezogen werden?

Voraussetzung ist zunéchst, dass ein fehlerhafter Bescheid aufgrund der irrigen Annahme durch das Finanz-
amt ergangen ist. Der Steuerpflichtige erreicht die Aufhebung oder Anderung des Bescheides zu seinen
Gunsten durch Antrag oder Einspruch. Der bestimmte Sachverhalt ist richtigerweise in einem anderen Be-
scheid gegen denselben Steuerpflichtigen zu beriicksichtigen, was bisher nicht vorgenommen wurde. Dies
gilt auch dann, wenn der Saldo zwischen den Auswirkungen der Anderung oder Aufhebung zu Gunsten des
Steuerpflichtigen und der Wirkung der Anderung zu seinem Nachteil zu einer Steuermehrung fiihrt.

Trotz des Wortlauts des 8 174 Abs. 4 Satz 1 AO ist auch hier kein Ermessensspielraum gegeben, d.h. die
Konsequenzen aus der Erkenntnis im Verfahren des urspriinglichen Bescheides werden zu Lasten desselben
Steuerpflichtigen gezogen.

Entweder wird erstmalig ein entsprechender Bescheid erlassen oder ein Bescheid wird zum Nachteil des
Steuerpflichtigen korrigiert, soweit er fehlerhaft war.

Nach § 174 Abs. 4 Satz 3 AO ist ein etwaiger Ablauf der Festsetzungsfrist dabei unbeachtlich, wenn die steu-
erlichen Folgerungen innerhalb eines Jahres nach Aufhebung oder Anderung des fehlerhaften Bescheides
gezogen werden. War die Festsetzungsfrist bereits abgelaufen, als der spater auf Einspruch oder Antrag
korrigierte Bescheid erlassen wurde, kommt die Jahresfrist nur bei Erkennbarkeit der Nichtberiicksichtigung
des Sachverhaltes zum Zuge.
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9.6 Worin besteht der Unterschied zwischen § 174 Abs. 4 und Abs. 5 AO?

Auch 8 174 Abs. 5 AO setzt (wie Abs. 4) voraus, dass ein bestimmter Sachverhalt falschlicherweise in einem
Bescheid beriicksichtigt wird, der auf Antrag oder durch Einspruch zugunsten des Steuerpflichtigen geén-
dert bzw. aufgehoben wurde.

Allerdings ist nach § 174 Abs. 5 AO die Beriicksichtigung des Sachverhaltes gegeniiber einem anderen Steu-
erpflichtigen moglich, soweit dieser an dem Verfahren iber den angegriffenen Bescheid beteiligt worden
ist.

Die Beteiligung an einem fremden Verfahren erfolgt als Hinzuziehung im Einspruchsverfahren (§ 360 AO)
bzw. als Beiladung im finanzgerichtlichen Verfahren (§ 60 FGO).

8174 Abs. 5 Satz 2 AO stellt klar, dass eine Hinzuziehung oder Beiladung zu diesem Verfahren zuldssig ist.
Es geniigt, dass die Hinzuziehung dem Finanzamt ein spateres Vorgehen gegen den Hinzugezogenen gemaR
§ 174 Abs. 5 AO erlauben kann; die Voraussetzungen des § 360 AO brauchen nicht erfullt zu sein.

Ein Dritter ist bei widerstreitender Steuerfestsetzung nicht am Verfahren beteiligt, wenn er zwar hinzuge-
zogen wurde, das Verfahren aber nicht durch Einspruchsentscheidung, sondern durch einen ohne seine Zu-
stimmung oder seinen entsprechenden Antrag ergangenen Abhilfebescheid endet. Ordnungsgeman betei-
ligt ist der Dritte also nur, wenn er auch am Verfahrensende beteiligt ist.

Wenn diese Voraussetzungen erfillt sind, kann das Finanzamt gegeniiber dem Dritten einen entsprechen-
den erstmaligen Bescheid erlassen oder den Bescheid korrigieren.
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10. Korrektur nach § 175 AO

10.1 Welche sonstigen Korrekturen kommen nach § 175 AO in Betracht?

Nach § 175 AO kann ein Steuerbescheid erlassen, aufgehoben oder geédndert werden, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 oder Nr. 2 vorliegen. Als Falle der sonstigen Korrekturen kommt entweder
die automatische Anderung aufgrund eines Grundlagenbescheides in Betracht, oder wenn ein riickwirken-
des Ereignis eintritt. In beiden Fallen ist die Korrektur sowohl zu Gunsten als auch zu Lasten des Steuer-
pflichtigen vorzunehmen.

10.2 Was ist unter automatischer Folgednderung zu verstehen?

Voraussetzung fiir die Korrektur nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO ist, dass ein Grundlagenbescheid erlassen,
aufgehoben oder gedndert worden ist und der Inhalt dieses Grundlagenbescheides sich noch nicht vollstén-
dig in einem Folgebescheid ausgewirkt hat.

Grundsétzlich sind Besteuerungsgrundlagen unselbsténdige Bestandteile der Steuerfestsetzung (8 157
Abs. 2 AO). Ausnahmsweise ergeht in den Fallen der 8§ 179 ff. AO ein eigener Verwaltungsakt tiber Besteu-
erungsgrundlagen, der Bindungswirkung fiir den Folgebescheid (Steuerbescheid) entfaltet. Der wichtigste
Fall eines Grundlagenbescheides ist der Feststellungsbescheid nach den Vorschriften der 8§ 179 bis 183 AO.

Beispiel:
Feststellung des Einheitswerts bzw. Grundsteuerwerts
Feststellung von Einkiinften

AuRRerdem gehdren dazu Steuermessbescheide (8 184 AO) und andere Verwaltungsakte mit Bindungswir-
kung. Diese Bindungswirkung muss gesetzlich festgelegt sein. Das sind auch Verwaltungsakte von Behdrden
auBerhalb der Finanzverwaltung.

Beispiel:
Bescheinigung tber den Grad einer Kdrperbehinderung
Bescheinigung i.5.d. 8 7h Abs. 2 Satz 1 EStG

Die Grundlagenbescheide fiihren zur automatischen Folgeénderung bei den Steuerbescheiden. Die Korrek-
tur ist zwingend von Amts wegen vorzunehmen. Dies gilt auch dann, wenn der Grundlagenbescheid zu-
nachst tbersehen wurde. § 155 Abs. 2 AO stellt klar, dass der Folgebescheid vor dem Grundlagenbescheid
erlassen werden kann. Auch wenn der Grundlagenbescheid fehlerhaft, aber bestandskraftig geworden ist,
kann der Folgebescheid gedndert werden.

Die automatische Folgednderung greift aber nur, soweit die materielle Bindungswirkung des Grundlagen-
bescheides reicht. Diese Bindungswirkung ergibt sich grundséatzlich aus dem Gesetz (§ 182 Abs. 1 Satz1 AO).

Beispiel:
Gesonderte Feststellung von Einkiinften nach § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO:

Nicht nur die Feststellung der gemeinsamen Einkiinfte entfaltet Bindungswirkung fir die jeweiligen
ESt-Bescheide, auch andere im Zusammenhang stehende Besteuerungsgrundlagen (Spenden, Son-
derausgaben) sind mit umfasst.

Die Rechtsprechung des BFH erweitert diese Bindungswirkung noch.
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,»Die Bindungswirkung schlief3t vielmehr aus, dass tber einen Sachverhalt, iiber den im Feststellungsverfah-
ren entschieden ist, im Folgeverfahren in einem damit unvereinbaren Sinne anders entschieden wird* (BFH
BStBI 1988 Il, S. 711).

§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO erfasst auch Félle, in denen die Bindungswirkung spater wegféllt, so dass jetzt
erstmals das Finanzamt, das fiir den Folgebescheid zusténdig ist, in seiner Entscheidung tiber die Besteue-
rungsgrundlagen frei ist.

10.3 Wannist ein riickwirkendes Ereignis gegeben?

§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO kommt in Betracht, wenn ein Ereignis eingetreten ist, das steuerliche Riickwir-
kung auf die bereits erfolgte (und damals richtige) Festsetzung entfaltet und den damaligen Bescheid nun-
mehr falsch macht.

Das Ereignis muss nachtréglich, d.h. nach Erlass des Steuerbescheides eingetreten sein und sich fir die Ver-
gangenheit auswirken, d.h. den der Steuerfestsetzung zugrundeliegenden Sachverhalt riickwirkend verén-
dern. Dies unterscheidet die Anderungsmoglichkeit nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO von der Anderungs-
moglichkeit nach § 173 AO wegen neuer Tatsachen oder Beweismittel. Die Anderungsmaglichkeit nach
§ 173 AO stellt darauf ab, dass die Kenntnis des Finanzamtes beziglich des vorhandenen Sachverhaltes
nachtraglich erweitert wird. Bei der Anderungsmoglichkeit nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO erfahrt der
steuerlich relevante Sachverhalt dagegen nachtréglich und riickwirkend eine andere Gestaltung.

Ob ein Ereignis in die Vergangenheit zurlckreicht, richtet sich nach den Normen des materiellen Steuer-
rechts. Der Fall eines riickwirkenden Ereignisses liegt vor allem dann vor, wenn die Besteuerung nach dem
maRgeblichen Einzelsteuergesetz nicht an Lebensvorgénge, sondern unmittelbar oder mittelbar an Rechts-
geschéfte, Rechtsverhéltnisse oder Verwaltungsakte anknilpft und diese Umstande nachtréglich mit Wir-
kung fir die Vergangenheit gestaltet werden.

Beispiele:

Herabsetzung eines Kaufpreises fir eine BetriebsverduRerung (Hohe des Verduflierungsgewinns)
Erteilung eines Erbscheins flr Erbschaftsteuerfestsetzung

Siehe weitere Beispiele in AEAO zu 8§ 175, Nr. 2.4

Keine riickwirkenden Ereignisse i.S.d. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO sind Anderungen der Rechtsprechung,
nachtraglich gestellte Antrage oder nachtraglich ausgelibte Wahlrechte. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO wird
erganzt durch die Regelung des § 175 Abs. 2 AO. Danach gilt auch der Wegfall einer Voraussetzung fir eine
Steuerverglinstigung als riickwirkendes Ereignis i.S.d. Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1.

Ein rickwirkendes Ereignis ist aber nicht gegeben, wenn nachtréglich eine Bescheinigung erteilt oder vor-
gelegt wird, § 175 Abs. 2 Satz 2 AO.

Ist ein rickwirkendes Ereignis nach 8 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Abs. 2 AO gegeben, ist die Korrektur von
Amts wegen vorzunehmen. Es besteht kein Ermessensspielraum.

Der Umfang der Anderung richtet sich nach der steuerlichen Bedeutung des riickwirkenden Ereignisses.
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11. Korrektur nach § 175b AO

11.1 Welchen Anwendungsbereich hat die Korrekturvorschrift?

GemaR § 175b AO sind Steuerbescheide aufzuheben oder zu dndern, wenn elektronisch tibermittelte Daten
Dritter i.S.d. § 93¢ AO unzutreffend oder gar nicht beriicksichtigt worden sind. Die Vorschrift des § 93¢ AO
enthalt grundséatzlich einheitlich geltende Verfahrensvorschriften fir Datentibermittlungspflichten Dritter.
Sofern solche Daten bermittelt werden, kommt es nicht darauf an, ob der Steuerpflichtige Pflichten ver-
letzt hat, oder dem Finanzamt Ermittlungsfehler unterlaufen sind. MaRgeblich ist letztendlich die richtige
Beriicksichtigung Ubermittelter Daten.

Nach § 175b Abs. 3 AO ist ein Steuerbescheid auch dann aufzuheben oder zu &ndern, wenn die Ubermitt-
lung der Daten durch Dritte von der Einwilligung des Steuerpflichtigen abhangt und diese Einwilligung nicht
erteilt wurde.

11.2 Seit wann gilt diese Vorschrift?

Die Vorschrift des § 175b AO ist erstmals anzuwenden, wenn steuerliche Daten eines Steuerpflichtigen fur
Besteuerungszeitraume nach 2016 oder Besteuerungszeitpunkte nach dem 31.12.2016 auf Grund gesetzli-
cher Vorschriften von einem Dritten als mitteilungspflichtiger Stelle elektronisch an Finanzbehdérden zu
ubermitteln sind.
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12. Mitberichtigung von materiellen Fehlern nach § 177 AO

12.1 Bedeutung des § 177 AO

12.1.1Welche Bedeutung hat die - auch als ,,unselbstandige Korrekturvorschrift* beschriebene - Regelung
des § 177 AO?

Die Korrekturtatbestande fur Steuer- und gleichgestellte Bescheide erlauben jeweils nur die Beseitigung ganz
bestimmter Fehler. Andere Fehler miissten in den Bescheiden weiter hingenommen werden, wenn nur diese
- selbsténdigen - Korrekturtatbestande existieren wiirden. 8§ 177 AO beinhaltet deshalb eine Kompensations-
vorschrift, deren Bedeutung darin besteht, Korrekturen nach anderen Vorschriften beziglich inres Umfanges
einzuschranken oder ganz zu verhindern. § 177 AO bewirkt hingegen niemals allein eine Korrektur, sondern
sorgt fur eine ,kleine Gerechtigkeit*.

12.1.2Was ist unter einem ,,materiellen Fehler* zu verstehen?
Lesen Sie 8 177 Abs. 3 AO und AEAO zu § 177, Nr. 1!

Materieller Fehler ist jede objektive Unrichtigkeit eines Steuerbescheids. Demnach sind materielle Fehler
nach § 177 Abs. 3 AO alle Fehler - einschlief3lich offenbarer Unrichtigkeiten i.S.d. § 129 AO -, die zur Festset-
zung einer Steuer fuhren, die von der kraft Gesetzes entstandenen Steuer abweicht. Hierzu z&hlen zum
einen sog. Rechtsanwendungsfehler (unrichtige Anwendung materiellen Rechts), die unrichtige Tatsa-
chenerfassung, die fehlerhafte Anwendung von Erfahrungsgrundsatzen im Zusammenhang mit Schatzun-
gen, als auch VerstoRe gegen Verfahrensvorschriften, die zu materiellen Unrichtigkeiten fiihren. Materiell
fehlerhaft ist ein Bescheid nicht nur, wenn bei Erlass des Steuerbescheids geltendes Recht unrichtig ange-
wendet wurde, sondern auch dann, wenn der Steuerfestsetzung ein Sachverhalt zugrunde gelegt worden
ist, der sich nachtréglich als unrichtig erweist. Bei der Steuerfestsetzung nicht bertcksichtigte Tatsachen
sind deshalb, sofern sie zu keiner Anderung nach § 173 AO fiihren, nach 8 177 AO zu bertcksichtigen.

Zu den materiellen Fehlern gehdren auch solche Fehler, die wegen Erfillung eines Korrekturtatbestandes
eigentlich korrigiert werden kdnnten, die jedoch wegen eingetretener Festsetzungsverjahrung nicht mehr
korrigierbar sind (siehe AEAO zu § 177, Nr. 1 Satz 5).

Beispiel:

Nach Ablauf der reguléren Festsetzungsverjahrungsfristist ein Steuerbescheid nach § 175 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 AO zu Lasten des Stpfl. zu &ndern; insoweit greift die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 10 AO ein.
Das Finanzamt stellt anlasslich der Anderung fest, dass bei Erlass des urspriinglichen Steuerbescheides
auch eine offenbare Unrichtigkeit zu Gunsten des Stpfl. unterlaufen war, die wegen Eintritt der Fest-
setzungsverjéahrung nicht mehr berichtigt werden kann (8§ 169 Abs. 1 Satz 2 AO).

Bei Durchfiihrung der Anderung nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO ist der materielle Fehler zu Gunsten
des Stpfl. mitzuberichtigen, je nach Auswirkung gemaR § 177 Abs. 1 oder Abs. 2 AO.

Nach Auffassung des BVerfG (v. 10.06.2009, 1 BvR 571/07; HFR 2009 S. 921) verstot die BFH-Rechtspre-
chung, wonach (a) 8 177 AO eine Saldierung mit festsetzungsverjahrten Besteuerungsgrundlagen ermdglicht
und (b) der Saldierungsrahmen des § 177 AO durch Einbeziehung aller noch nicht bestandskraftigen Ande-
rungsbescheide zu bestimmen ist, nicht gegen Verfassungsrecht; entsprechende Verfassungsbeschwerden
wurden nicht zur Entscheidung angenommen.
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12.2  Anwendungsbereich des § 177 AO
12.2.1Bei welchen Korrekturen ist § 177 AO zu beachten?

8 177 AO gilt fur die Korrektur von endgultigen Steuer- und gleichgestellten Bescheiden nach den 8§ 172 ff.
AO, sowie nach Anderungsvorschriften der Einzelsteuergesetze (z.B. § 10d EStG). Die Vorschrift gilt nicht bei
Aufhebungen und Anderungen geméaR § 164 Abs. 2 AO und § 165 Abs. 2 AO, vgl. § 177 Abs. 4 AO. Insoweit
besteht auch kein Beduiirfnis der Anwendung des 8 177 AO: Soweit eine Festsetzung unter Vorbehalt der
Nachprifung steht (8§ 164 AO), kann der Bescheid problemlos der zutreffenden Rechtslage angepasst wer-
den. Gleiches gilt, soweit die Festsetzung vorlaufig erfolgt ist (8 165 AO). Fur Korrekturen im endgultigen Teil
des Steuerbescheids ist § 177 AO jedoch zu beachten. Nach BFH und AEAO zu § 165, Nr. 9 Satz 3 sind bei
einer Anderung nach § 165 Abs. 2 Satz 2 AO im Rahmen des Anderungsbetrages auch solche Fehler zu be-
richtigen, die nicht mit dem Grund der Vorlaufigkeit zusammenhéngen. Die Anwendung des § 177 AO, so der
BFH a.a.O., fuhre als ,kleine Gerechtigkeit* zu einer materiell-rechtlich zutreffenden Besteuerung, was
schlief3lich das Ziel jeder Steuerfestsetzung sei.

Zur Saldierung nach § 177 AO bei Anderung eines Folgebescheids nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO siehe BFH
v. 22.04.2015, X R 24/13 (NV), BFH/NV 2015 S. 1334.

12.2.2Kann § 177 AO auch auf Berichtigungen gemaR § 129 AO angewandt werden?

Bei Korrekturen nach 8 129 AO ist die Anwendung des § 177 AO nicht erforderlich (AEAO zu § 177, Nr. 6 und
zu 8 129, Nr. 5). Begruindet wird dies vom BFH damit, dass das Kompensationsprinzip des § 177 AO der er-
messensbedingten Berichtigung nach § 129 AO ,immanent” sei, da das materiell richtige Ergebnis ggf. im
Wege der Ermessensreduzierung zu erreichen sei. Fir die klausurmaRige Darstellung des § 177 AO bei den
Kompensationsmethoden (s.u.) empfiehlt es sich jedoch, § 129 AO wie die §§ 172 ff. AO zu behandeln, sobald
ein VA sowohl nach § 129 AO als auch nach einer anderen Vorschrift zu korrigieren ist.

12.3 Rechtsfolgen
12.3.1Welche Rechtsfolgen sieht § 177 AO vor?

§ 177 AO ist eine ,,gebundene” Vorschrift, d.h. die Kompensation muss durchgefuhrt werden (kein Ermes-
sen!), wenn und soweit ihre Voraussetzungen vorliegen, und zwar

e gemal § 177 Abs. 1 AO zugunsten des Stpfl. oder
e gemal § 177 Abs. 2 AO zuungunsten des Stpfl.
12.3.2Wie ist die Fehlerkompensation nach § 177 AO durchzufiihren?

Die Kompensation kann immer erst am Ende eines klausurméaRigen Fallgutachtens durchgefiihrt werden, da
erst hier feststeht, welche Sachverhalte nach einer selbstandigen Korrekturnorm korrigiert werden kénnen
und welche nicht. Fiir die technische Durchfiihrung der Kompensation gibt es zwei Methoden, welche beide
zum richtigen Ergebnis fiihren.

12.3.3Wie heiRen diese Methoden?
Wortlaut- oder Saldomethode und Berichtigungsrahmenmethode

Tipp: ZweckméRigerweise sollte von Beginn an nur eine Methode praktiziert werden, da die Vermischung
beider Methoden zu Verwechslungen und damit zu fehlerhaften Ergebnissen fiihren kann!
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12.3.4Wie erfolgt die Kompensation nach der Wortlautmethode?

e Bei der Wortlautmethode wird im ersten Schritt der Saldo der materiellen Fehler i.S.d.
§ 177 AO gebildet.

o Im zweiten Schritt wird dieser Saldo verrechnet mit der Summe der selbsténdigen, ,,ge-
genlaufigen“ (d.h. die von ihrer Auswirkung her ein anderes Vorzeichen haben) Korrek-
turvorschriften bis maximal ,,0“ €.

¢ In einem dritten Schritt sind ggf. die ,,gleichldufigen” Korrekturvorschriften anzuwenden.
Beispiel:

Die bisher festgesetzte Steuer betragt 20.000 €. Die Uberpriifung des Falles ergibt eine Korrektur nach
8173 Abs. 1 Nr. 2 AO mit Auswirkung ./. 850 € und eine Korrektur nach 8 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO
mit Auswirkung + 700 €. Des Weiteren liegen zwei Fehler mit Auswirkung von + 300 € sowie ./. 1.200 €
vor, die nicht nach einer Korrekturvorschrift gedndert werden kénnen.

Losung:

Der Saldo der materiellen Fehler i.S.d. § 177 AO betragt ./. 900 €. Die gegenlaufige (Vorzeichen: +),
selbsténdige Korrektur nach 8 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO hat eine Auswirkung von + 700 €. Eine Ver-
rechnung ergibt den Betrag von ./. 200 €, der aber nicht angesetzt werden darf, weil § 177 AO selb-
standige Korrekturen lediglich kompensieren, d.h. aufzehren oder verhindern darf. Der Saldo nach der
Verrechnung betragt somit 0 €. Dies bedeutet, dass nur noch die Korrektur geméan 8 173 Abs. 1 Nr. 2
AO mit Auswirkung ./. 850 € tibrigbleibt. Die gednderte Festsetzung erfolgt i.H.v. 19.150 €.

12.3.5Wie erfolgt die Kompensation nach der Berichtigungsrahmenmethode?

o Bei der Berichtigungsrahmenmethode wird in einem ersten Schritt der obere bzw. der
untere Rahmen festgelegt: Dieser ergibt sich aus den Summen der jeweils gleichlaufigen
(gleiches Vorzeichen) selbstédndigen Korrekturen.

o Im zweiten Schritt wird das materiell richtige Ergebnis ermittelt, unter Einbeziehung sdmt-
licher Fehler im Bescheid.

o Der dritte Schritt beinhaltet den Vergleich dieses Ergebnisses mit dem Rahmen:

o Liegt esinnerhalb des Rahmens, ergeht ein Korrekturbescheid, in welchem dieses Er-
gebnis angesetzt wird.

o Liegt es aulRerhalb des Rahmens, ist der obere oder untere Rahmen malfigebend, je
nachdem, ob das Ergebnis oberhalb des oberen oder unterhalb des unteren Rahmens
liegt.

Beispiel:

Die bisher festgesetzte Steuer betragt 20.000 €. Die Uberpriifung des Falles ergibt eine Korrektur nach
8173 Abs. 1 Nr. 2 AO mit Auswirkung ./. 850 € und eine Korrektur nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO
mit Auswirkung + 700 €. Des Weiteren liegen zwei Fehler mit Auswirkung von + 300 € sowie ./. 1.200 €
vor, die nicht nach einer Korrekturvorschrift gedndert werden kénnen.

Losung:

Der obere Rahmen betragt + 700 €, der untere Rahmen ./. 850 €. Das materiell richtige Ergebnis be-
tragt (/. 850€ + 700 € + 300 € ./. 1.200€ =) ./. 1.050 £€. Es liegt unterhalb des unteren Rahmens von
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/. 850 €. Dieser ist maf3gebend, d.h. es kann lediglich mit Auswirkung bis ./. 850 € korrigiert werden.
Die Steuerfestsetzung wird geéndert auf 19.150 €.

Klausurtipp:

Die Teilergebnisse eines Sachverhaltes (z.B. bei Auswertung eines Bp-Berichts) sollten von lhnen auf einem
Konzeptblatt zusammengefasst und sortiert sein in

» Teilergebnisse, die eine selbstédndige Korrekturvorschrift erfullen
» und Teilergebnisse, die (nur) zu einer Mitberichtigung geméf? § 177 AO fiihren.

Dabei sollten Sie nochmals tGberprifen, ob sémtliche im Sachverhalt dargestellten Fehler von lhnen unter-
sucht wurden. Uberpriifen Sie dabei auch, ob die betragsmaRige Auswirkung bei jedem Teilergebnis die glei-
che Berechnungsgrofle (Bemessungsgrundlage oder Steuer) betrifft.

Beachten Sie, dass nach BFH vom 09.08.2006 (BStBI. 2007 11, 87) zur Ermittlung des Umfangs des Saldierungs-
rahmens i.S. des 8 177 AO nicht allein auf den zu erlassenden Anderungsbescheid abzustellen ist, sondern
vielmehr auch alle Anderungen heranzuziehen sind, die aufgrund der Anwendung selbstandiger Korrektur-
vorschriften zugunsten und zulasten des Steuerpflichtigen in denjenigen Bescheiden vorgenommen worden
sind, die dem zu erlassenden Anderungsbescheid vorangegangen, aber nicht formell bestandskraftig gewor-
den sind.
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13. Vertrauensschutz bei der Korrektur von Steuerbescheiden

13.1 Gesetzliche Regelung und Anwendungsbereich
13.1.1Welche Vorschrift regelt den Vertrauensschutz bei der Korrektur von Steuerbescheiden?

Der Vertrauensschutz bei der Korrektur von Steuerbescheiden ist gesetzlich geregelt in § 176 AO, dariiber
hinaus ist der Gedanke des Vertrauensschutzes auch bei der Anwendung einzelner Korrekturvorschriften zu
beachten: z.B. finden sich entsprechende Uberlegungen beim Begriff des , Ermittlungsfehlers“ bei der An-
wendung des § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO oder des § 174 Abs. 2 AO. Im Ubrigen bleiben die allgemeinen Grundsétze
fur Vertrauensschutz nach Treu und Glauben anwendbar.

Bitte lesen Sie erganzend des AEAO zu § 176. Praxisrelevant sind insbesondere die Ausfiihrungen in AEAO
vor 88 172 bis 177, Nr. 8 zu ,,Steuerliche Wahlrechte®.

13.1.2Auf welche Bescheide ist § 176 AO anzuwenden?

§ 176 AQ gilt fuir alle Aufhebungen und Anderungen von Steuerbescheiden und gleichgestellten Bescheiden,
d.h. Steuer-VAe, die in ihren gesetzlichen Regelungen eine entsprechende Anwendung der Vorschriften fir
die Steuerbescheide vorschreiben, so z.B. § 181 Abs. 1 AO fiir Feststellungsbescheide, § 184 Abs. 1 S. 3 AO
fur Messbescheide oder § 239 AO fiir Zinsbescheide. § 176 AO gilt aber nicht fir den erstmaligen Erlass die-
ser Bescheide.

Die Vorschrift ist auch anzuwenden auf Korrekturen von Vorauszahlungsbescheiden (die kraft Gesetzes unter
VdN stehen, vgl. § 164 Abs. 1 AO). Bei verdnderter Rechtslage (s.u.) darf die Vorauszahlung nicht zum Nach-
teil des Stpfl. heraufgesetzt werden. § 176 AO schlie3t hingegen nicht aus, die verdnderte Rechtslage bei
Erlass des erstmaligen Jahressteuerbescheids zu beachten. Hier kann aber ggf. der allgemeine Grundsatz von
Treu und Glauben eingreifen.

13.1.3Auf welche Korrekturbestimmungen ist § 176 AO anzuwenden?

8§ 176 AO ist auf Bescheidkorrekturen aller Art anwendbar, also in erster Linie auf Korrekturen geman 8§ 172
ff. AO. Die Bestimmung gilt aber auch bei Aufhebungen und Anderungen gemanR §§ 164 Abs. 2 und 165 Abs. 2
AO und nach den Einzelsteuergesetzen.

Nach AEAO zu § 176, Nr. 5 gilt § 176 AO sinngemaR fiir Neuveranlagungen der GrSt-Messbetréage (8§ 17 Abs. 2
GrStG) sowie fir Fortschreibungen von Einheitswerten (8§ 22 Abs. 3 BewG). § 176 AO gilt auch im Rechts-
behelfsverfahren und verhindert dort ggf. eine Verb&serung nach § 367 Abs. 2 S. 2 AO.

13.1.4Kann § 176 AO auch auf Berichtigungen gemaR 8§ 129 AO angewandt werden?

Auf Berichtigungen geman § 129 AO ist § 176 AO grundsatzlich nicht anwendbar (AEAO zu § 176, Nr. 1 am
Ende), da es hier um die Korrektur von Fehlern geht, auf welche § 176 AO nicht passt (bei § 129 AO geht es
nicht um Rechtsanwendungsprobleme!). Kommt es jedoch im Rahmen der Ermessensbetétigung zur Kom-
pensation mit Rechtsanwendungsfehlern, ist wohl auch insoweit § 176 AO zu beachten (unklar).

13.1.5Inwiefern kann es durch § 176 AO zu einer Beeinflussung des § 177 AO kommen?

Wird ein Steuerbescheid nach einer selbstandigen Korrekturnorm (z.B. 8 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO) zuguns-
ten des Stpfl. gedndert, so kann ein gegenlaufiger materieller Fehler i.S.d. 8 177 Abs. 3 AO dann nicht ,,mit-
berichtigt* werden, wenn der materielle Fehler darin besteht, dass im zu korrigierenden Bescheid eine fiir
den Stpfl. glinstige Norm angewandt wurde, die inzwischen vom BFH oder BVerfG fiir nichtig erklart wurde.
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Beispiel:

Ein ESt-Bescheid beruht u.a. auf einer Hochstbetragsbestimmung aus einer RechtsVO: lhretwegen
wurde der tatsdchliche Aufwand des Stpfl. von 5.500 € nur i.H.v. 3.500 € beriicksichtigt, was zu einer
steuerlichen Minderauswirkung von 500 € fuhrte. Spater erklart der BFH die Beschrénkung fir verfas-
sungswidrig und nichtig, weil sie nicht von Art. 80 GG gedeckt sei. Da zur Fehlerbeseitigung keine selb-
standige Korrekturvorschrift erfullt ist, liegt ein materieller Fehler mit Auswirkung ./. 500 € vor. Zur
Losung des Falles sind verschiedene Sachverhaltsalternativen zu unterscheiden:

1. Alt.: Ist der ESt-Bescheid endgultig, darf allein wegen des materiellen Fehlers der Bescheid nicht
geandert werden.

2. Alt.: Steht der Bescheid unter VdN, muss allein wegen dieses Fehlers der Bescheid gedndert und die
Steuer um 500 € gemindert werden.

3. Alt.: Der endgiiltige Bescheid muss wegen eines Fehlers in einem anderen Bereich z.B. nach § 173
Abs. 1 Nr. 1 AO geéndert und die Steuer um 700 € erhdoht werden: Durch die Anwendung des § 177 AO
wird der materielle Fehler i.H.v. 500 € mitberichtigt, die Steuer insgesamt um (700 ./. 500 =) 200 €
erhoht. 8 176 Abs. 1 Nr. 2 AO greift nicht, da die Norm nur zugunsten des Stpfl. wirken kann.

4. Alt: Der endgultige Bescheid muss wegen eines Fehlers in einem anderen Bereich z.B. nach § 173
Abs. 1 Nr. 2 AO geédndert und die Steuer um 700 € gemindert werden: Der Bescheid wird ausschlief3lich
gemal § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO geéndert und die Steuer um 700 € herabgesetzt. Eine Mitberichtigung
findet nicht statt, da diese nur im Rahmen der selbstédndigen Korrektur moglich ist.

13.2  Wirkung und Fallgruppen des § 176 AO
13.2.1Welche Wirkung hat § 176 AO?

§ 176 AO enthalt keine selbstandige Korrekturvorschrift, sondern eine Schutzvorschrift zugunsten des Stpfl.
bei Korrekturen, die sich zu dessen Lasten auswirken. Sie bewirkt, dass entweder eine belastende Korrektur
unterbleibt oder die ,frihere* Rechtslage, die zur Zeit des Erlasses des zu korrigierenden Bescheids galt oder
die frihere Auslegung einer Rechtsvorschrift durch die héchstrichterliche Rechtsprechung oder die Ministe-
rialburokratie bei der Korrektur beizubehalten ist, wenn diese giinstiger fur den Stpfl. sein sollte.

13.2.2Auf welche Fallgestaltungen ist § 176 AO anzuwenden? Beschreiben Sie den Inhalt dieser Bestim-
mung!

Die Vorschrift unterscheidet vier Fallgruppen, in welchem dem Stpfl. Vertrauensschutz zu gewéhren ist:
Fallgruppe 1- § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO:

Das BVerfG erklért ein Gesetz (im formellen Sinn, d.h. ein im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren von Bun-
destag und Bundesrat beschlossenes Gesetz), auf welchem der Bescheid beruhte, fr nichtig.

Die Nichtigerklarung eines Gesetzes fallt in die alleinige Kompetenz des BVerfG. Sollte der BFH oder ein an-
deres Gericht zu der Uberzeugung gelangen, dass eine von inm anzuwendende Norm, die es bei seiner Ur-
teilsfindung bendétigt, verfassungswidrig sei, so ist das Gericht aufgrund des Art. 100 Abs. 1 GG verpflichtet,
die Entscheidung des BVerfG hierzu einzuholen (sog. konkrete Normenkontrolle).

Fallgruppe 2 - § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO:

Der BFH wendet eine Norm aus einer Rechtsverordnung (z.B. 8 xy EStDV), auf welcher der Bescheid beruhte,
nicht an, weil er sie fir verfassungswidrig halt.
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Bei Rechtsverordnungen (z.B. EStDV, UStDV) handelt es sich nicht um Gesetze im formellen Sinn, da sie auf-
grund des Art. 80 GG von der Spitze der Exekutive und nicht vom ordentlichen Gesetzgeber erlassen werden.
Insoweit gilt das Verwerfungsmonopol des BVerfG nicht. Des Weiteren gilt Art. 100 GG nicht fur sog. ,,vor-
konstitutionelle Gesetze®, d.h. Gesetze, deren Inkrafttreten vor dem 24.05.1949 erfolgte (allerdings nur, so-
weit diese nicht in den gesetzgeberischen Willen des modernen Gesetzgebers aufgenommen wurden).

Ein entsprechendes Verhalten eines Finanzgerichts oder des Européischen Gerichtshofes / Gerichtes |0st die
Wirkung des 8 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO nicht aus. In solchen Féllen sollte jedoch eine BilligkeitsmalRnahme
i.5.d. 88 163, 227 AO gepruft werden.

Fallgruppe 3-§ 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO:

Der bisherige Bescheid beruht auf einer Rechtsauslegung, welche im Zeitpunkt des Erlasses des VA der BFH-
Rspr. entsprach. Spater &ndert der BFH seine Rechtsprechung.

Abweichungen von der Rspr. des Reichsfinanzhofes (RFH) genligen nicht fiir 8§ 176 Abs. 1 Nr. 3 AO (BFH BStBI.
1993, 11 S. 261).

Zu beachten ist allerdings die Einschrankung durch § 176 Abs. 1 Satz 2 AO: Lag die friihere BFH-Rspr. - flr
das FA nicht erkennbar - schon der Steuererklédrung oder -anmeldung zugrunde, greift der Vertrauensschutz
nur, wenn das FA - unterstellt, es hatte die Rechtsfrage damals erkannt - die friihere Rspr. angewandt hatte.
Dies ist dann der Fall, wenn zur Zeit des Erlasses des Bescheids kein sog. Nichtanwendungserlass (zu dem
friheren BFH-Urteil) vorlag (AEAO zu 8 176, Nr. 3).

Beispiel:

Der Stpfl. erklart bestimmte Umsétze nicht, weil er - wie der BFH in einem im BStBI. veroffentlichten
Urteil - davon ausgeht, dass diese nicht unter das UStG fallen. Ein Nichtanwendungserlass liegt nicht
vor. Spater erkennt ein Betriebsprifer diese Umsétze, die nach der inzwischen gednderten BFH-Recht-
sprechung jetzt steuerbar und steuerpflichtig sind.

Der USt-Bescheid darf nicht gemal? § 164 Abs. 2 AO zu Lasten des Stpfl. gedndert werden. Der Stpfl.
hat damals zu Recht die Umséatze nicht angemeldet (8 168 AO) und darf deshalb auf die Gultigkeit der
fur ihn guinstigen Rechtsauffassung vertrauen. Denn selbst bei Anmeldung der Umsétze hatte das Fi-
nanzamt diese als nicht steuerbar behandeln mussen.

Einer Anderung ggf. wegen ,,neuer* Tatsachen nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO (unterstellt, die USt-Festset-
zung ist endgultig erfolgt) steht bereits entgegen, dass das nachtragliche Bekanntwerden der Umsatze
nicht rechtserheblich ist.

Voraussetzung ist, dass es eine, wenn auch nicht ausdriickliche, wohl aber zumindest deutliche Aussage der
friheren Rspr. zu einem bestimmten Rechtsproblem gibt; eine allmé&hliche Entwicklung, Konkretisierung und
Prazisierung der Rspr. erfiillt diese Voraussetzung nicht, BFH 05.05.2011 — X B 155/10. Das Anderungsverbot
gilt nur, wenn der in 8 176 AO vorausgesetzte zeitliche Ablauf gewahrt ist. Die Sperre des § 176 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 AO greift nur ein, wenn sich die Rspr. in der Zeit zwischen dem Erlass des urspriinglichen Bescheids und
dem Erlass des Anderungsbescheids geandert hat (BFH 28.05.2013, XI R 11/09). MaRgeblicher Zeitpunkt ist
der Zeitpunkt der Verdffentlichung des Urteils, durch das sich die Rechtsprechung &nderte (BFH 25.04.2013,
VR 2/13).

Fallgruppe 4 - § 176 Abs. 2 AO:

Der Steuerbescheid beruhte auf der Auslegung des Gesetzes durch eine Richtlinie bzw. ein BMF-Schreiben
oder einen Erlass eines Landesfinanzministers und der BFH erklért diese Auslegung fir rechtswidrig.
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Ob der BFH die Rechtswidrigkeit ausdrticklich oder nur sinngeman feststellt, ist gleichgtiltig. Der BFH fordert
fur das Eingreifen des § 176 AO insoweit lediglich einen ,,inhaltlichen Widerspruch®.

§ 176 Abs. 2 AQ gilt nicht, wenn ein Finanzgericht die entsprechende Verwaltungsanweisung fiir rechtswidrig
erklart oder wenn lediglich die Verfiigung einer Oberfinanzdirektion vom BFH flr rechtswidrig erklért wird,
denn die Oberfinanzdirektionen sind keine obersten Landesbehorden.

Ein lesenswertes Urteil zur Bedeutung des 8 176 AO in der Praxis stellt BFH v. 24.07.2017, XI B 25/17 (NV),
BFH/NV 2017 S. 1591 dar.

13.2.3Gilt § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO auch, wenn sich die Anderung der Rechtsprechung erst nach Erlass
eines entsprechenden Anderungsbescheides ergibt?

Nach BFH vom 14.02.2007 (XI R 30/05; BStBI 2007 I S. 524) muss sich die Rechtsprechung eines obersten
Gerichtshofs des Bundes bereits bei Erlass des Anderungsbescheides zulasten des Steuerpflichtigen geandert
haben. Andert sich die hochstrichterliche Rechtsprechung erst wahrend des Einspruchsverfahrens, ist es dem
Finanzamt nicht verwehrt, die Einspruchsentscheidung darauf zu stiitzen. Zu den Folgen dieser Entscheidung:

Grundsétzlich sollen mit Hilfe der Anderungsvorschriften urspriinglich begangene Fehler korrigiert und so die
im Zeitpunkt des urspriinglichen Bescheids zutreffende Rechtslage umgesetzt werden. Andert sich aber im
Anschluss an den zunéchst erlassenen Verwaltungsakt die Rechtsprechung, fuhrt dies nur eingeschrankt zu
Korrekturen.

Beispiel:

Bestimmte Ausgaben wurden in einer Steuerfestsetzung unter VAN erkléarungsgemal? steuerwirksam
zundchst bericksichtigt. Diese Festsetzung entsprach der bis dahin geltenden Rechtsprechung.

Im Vorgriff auf eine zu erwartende Entscheidung des BFH in einem anhéngigen Verfahren erliel} das
Finanzamt gemaR § 164 Abs. 2 AO einen Anderungsbescheid zulasten des Stpfl. und strich die bisher
beriicksichtigten Ausgaben. Der Steuerpflichtige legt gegen den Anderungsbescheid Einspruch ein und
beruft sich dabei auf den Vertrauensschutz des 8 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO.

Losung:

Der Tatbestand des § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO ist nicht erfiillt. Die Anderung war daher rechtmaRig.
Der Einspruch gegen den Anderungsbescheid bleibt erfolglos.
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14. Riucknahme und Widerruf nach 8§ 130, 131 AO

14.1 Anwendungsbereich
14.1.1Auf welche Steuer-VAe sind die 88 130, 131 AO anzuwenden? Woraus ergibt sich dies?

Die 8§ 130, 131 AO sind Korrekturvorschriften aus dem 3. Teil der AO - allgemeine Verfahrensvorschriften -,
die grundsétzlich fur alle Steuer-VAe gelten. Wegen 8 172 AO gelten aber fir die wichtigsten Steuer-VAe -
die Steuerbescheide sowie gleichgestellte Bescheide - als Korrekturvorschriften die 8§ 172 ffAO. 8 172 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Bu. d, 2. Halbsatz AO erklart die 8§ 130, 131 AO fiir diese Steuer-VAe fiir nicht anwendbar.

Daneben enthélt die AO fir die Korrektur von einigen Steuer-VAen Spezialbestimmungen, wie z.B. fir die
verbindliche Zusage aufgrund einer AuRenpriifung (8 207 AO) oder den Aufteilungsbescheid (§ 280 AO).

Fir die Anwendung der 88 130, 131 AO verbleiben somit nur die ,,sonstigen Steuer-VAe*!
14.1.2Nennen Sie die wichtigsten ,,sonstigen Steuer-VAe“!

o Aufforderung zur Vorlage von Unterlagen (§ 97 AO)

o Festsetzung eines Verspatungszuschlags (8 152 AO)

o Haftungsbescheid (§ 191 AO)

o Leistungsgebot (8 254 AO), auch als Anrechnungsverfiigung bezeichnet (s.u.)

e Stundung (8§ 222 AO)

o Erlassvon Steuern (§ 227 AO)

o Malnahmen im Vollstreckungsverfahren (88 249 ff. AO)

o Aussetzung der Vollziehung (§ 361 AO)

vgl. auch AEAO, vor 8§ 130, 131 Nrn. 2und 3

Zwischen der Steuerfestsetzung und der Anrechnungsverfiigung besteht nach § 36 Abs. 2 Nr. 2 EStG ein in-
nerer Zusammenhang (BFH vom 12.11.2013, VII R 28/12):

o Der gegen den Stpfl. erlassene Steuerbescheid hat fiir die Anrechnungsverfiigung &hnlich einem
Grundlagenbescheid bindende Wirkung. Steuerabziige, die auf Einkiinfte entfallen, die bei der Ver-
anlagung nicht erfasst worden sind, sind von der Anrechnung ausgeschlossen.

o Wird die Steuerfestsetzung geandert, ist die Anrechnungsverfiigung ggf. gemaR § 130 Abs. 2 Nr. 3
AO zu andern.

14.2 Systematik der 88 130, 131 AO

14.2.1Fur welche ,,sonstigen* Steuer-VAe gilt § 130 AO, fur welche 8 131 AO? Erkennen Sie Unterschiede
hinsichtlich der Wirkungen der jeweiligen Korrektur?

Aus den gesetzlichen Uberschriften der §8 130, 131 AO ist bereits zu entnehmen, dass § 130 AO die Korrek-
turnorm fur rechtswidrige, 8§ 131 AO die Korrekturnorm furr rechtméRige VAe ist. Rechtswidrige VAe kdnnen
ganz oder zum Teil mit Wirkung fur die Zukunft und/oder fur die Vergangenheit zurtickgenommen werden;
rechtmégige VAe kdnnen nur mit Wirkung fir die Zukunft widerrufen werden.
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Ein Verwaltungsakt ist rechtswidrig, wenn er im Zeitpunkt seines Erlasses ganz oder teilweise gegen zwin-
gende gesetzliche Vorschriften (8 4 AO) verst6(3t, ermessensfehlerhaftist (§ 5 AO) oder eine Rechtsgrundlage
iberhaupt fehlt. Eine nachtrégliche Anderung der Sach- oder Rechtslage hingegen macht einen urspriinglich
rechtméRligen Verwaltungsakt grundsatzlich nicht i.S.d. § 130 AO rechtswidrig, es sei denn, es lage ein Fall
steuerrechtlicher Riickwirkung vor, welche den Verwaltungsakt erfasst (BFH vom 09.12.2008, BStBI 2009 I
S. 344). Besonders schwerwiegende Fehler haben die Nichtigkeit und damit die Unwirksamkeit zur Folge
(8 125i.V.m. § 124 Abs. 3 AO). Liegt kein Fall der Nichtigkeit vor, so wird der rechtswidrige Verwaltungsakt
zunachst wirksam.

Ob ein VA rechtswidrig oder rechtmalig ist, ergibt sich somit aus einer zuriickblickenden Betrachtung des
VA. Mal3geblich hierfir ist die spétere (,,gelduterte”) Erkenntnis des Finanzamtes hinsichtlich der Sach- und
Rechtslage bezogen auf den Zeitpunkt der Bekanntgabe des VA.

Die spéatere Erkenntnis ist ausschlaggebend, auch wenn das Finanzamt bei der Bekanntgabe des urspringli-
chen VA von seiner RechtmaRigkeit tberzeugt war, bzw. nach seiner damaligen Kenntnis tiberzeugt sein
durfte.

14.2.2Wann ist Abs. 1 oder Abs. 2 der §8 130 ff AO anwendbar?

Nach dem Gesetzeswortlaut kommt es auf den Charakter des urspriinglichen VAes an: War dieser belastend,
gilt Abs. 1, war er fiir den Stpfl. beglinstigend, gilt Abs. 2 (so auch AEAO vor 8§ 130, 131 AO).

Um jedoch unsinnige Ergebnisse zu vermeiden, ist fur die Entscheidung, ob Abs. 1 oder Abs. 2 angewandt
wird, auf den Sinn der beiden Abséatze abzustellen: Abs. 1 soll Verbesserungen der Rechtslage fur den Stpfl.
»ohne weiteres” (d.h. ohne einschrédnkende weitere Voraussetzungen) ermdglichen, Abs. 2 macht die Kor-
rektur zu Lasten des Stpfl. von bestimmten weiteren Voraussetzungen abhéngig, wenn dies aus Griinden des
Vertrauensschutzes geboten ist. Nach dem Sinn der Vorschrift kommt es somit auf die Zielrichtung der Kor-
rektur an: Ist die Korrektur begiinstigend fiir den Stpfl. gilt Abs. 1, ist sie belastend so gilt Abs. 2.

Besonderheiten gelten bei der Korrektur von Verspatungszuschlagsfestsetzungen (VerspZ) nach § 152 AO.
Lesen Sie hierzu bitte den AEAO zu § 152, Nr. 4.

Beispiele:
1. Das FA will einen Verspatungszuschlag (8 152 AO a.F.) von 400 € auf 300 € herabsetzen.

Die Festsetzung eines Verspatungszuschlages ist ein belastender sonstiger VA, dessen
volle oder teilweise Riicknahme bzw. Widerruf nach Abs. 1 der einschldgigen Norm er-
folgt. Im umgekehrten Fall (Heraufsetzung des Betrages) mussten die jeweiligen Voraus-
setzungen des Abs. 2 gepruft werden.

2. Das FA hat dem Stpfl. 2.000 € Steuern gestundet, es will den Stundungsbetrag
- reduzieren auf 1.500 €.
- erhohen auf 3.000 €

Die Stundung ist ein fir den Stpfl. beglinstigender sonstiger VA. Soll in dessen Regelungs-
inhalt eingegriffen werden, gilt nach dem Wortlaut immer Abs. 2, die Korrektur wére im-
mer nur unter bestimmten Voraussetzungen mdglich. Im Fall der Erhéhung des Stun-
dungsbetrages wird die Situation des Stpfl. aber verbessert, so dass die aus Griinden des
Vertrauensschutzes aufgestellten Einschrankungen des Abs. 2 nicht vorliegen miissen, die
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Korrektur wirde somit nach Abs. 1 erfolgen. Da hier aber kein Eingriff in den Regelungs-
gehalt der vorangegangenen Stundung erfolgt, wird der Fall der Erweiterung des Stun-
dungsumfangs als sog. ,,Ergénzungs-VA*“ angesehen, fir dessen Erlass die Voraussetzun-
gen einer Korrekturnorm nicht geprift werden mussen. Hinweis: Eine Rechtsgrundlage
zum Erganzungsbescheid findet sich nur in § 179 Abs. 3 AO fir den Fall, dass ein Feststel-
lungsbescheid ,,erganzt” wird.

14.3 Voraussetzungen der einzelnen Korrekturmdglichkeiten:

14.3.1Unter welchen Voraussetzungen kdnnen ,,sonstige Steuer-VAe* zugunsten des Stpfl. korrigiert wer-
den?

Die Korrektur des VA zugunsten des Stpfl. ist nach den jeweiligen Abs. 1 der 8§ 130, 131 AO ohne weitere
Voraussetzung moglich. Die Korrektur steht im Ermessen des Finanzamtes, wobei sich die Entscheidung aus-
schlie3lich nach sachlichen Gesichtspunkten zu richten hat (8 5 AO). Da der Gesetzeswortlaut die Stellung
eines Antrages nicht vorschreibt, kann die Korrektur von Amts wegen erfolgen.

Stellt der Stpfl. den Antrag auf Riicknahme / Widerruf zu seinen Gunsten erst nach Eintritt der Unanfecht-
barkeit des zu korrigierenden VAes, so hat er trotz der Unanfechtbarkeit des VAes immerhin noch einen An-
spruch auf Uberpriifung der Rechtslage und auf ermessensgerechte Entscheidung. Nach der BFH-Rspr. ist die
Ablehnung der beantragten Verbesserung allerdings i.d.R. schon dann ermessensfehlerfrei, wenn der Stpfil.
zur Begriindung seines Antrags nur solche Griinde vorgetragen hat, die er bei fristgerechter Einspruchseinle-
gung schon hatte vorbringen kénnen.

14.3.2Unter welchen Voraussetzungen kénnen ,,sonstige Steuer-VAe* zu Lasten des Stpfl. korrigiert wer-
den?

Lesen Sie 88 130 Abs. 2 und 131 Abs. 2 AO!

Die Abs. 2 der 8§88 130, 131 AO enthalten vier bzw. drei verschiedene Korrekturbestimmungen. Trotz des je-
weils vom Gesetzgeber benutzten Ausdruckes ,,nur* gibt es noch einen weiteren Korrekturgrund, ndmlich die
Zustimmung des Stpfl. AuRerdem missen § 131 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 AO auf rechtswidrige VAe ent-
sprechend angewandt werden, denn wenn schon rechtmaRige VAe wegen des Widerrufsvorbehalts oder we-
gen der Nichterfillung einer Auflage zu Lasten des Stpfl. korrigiert werden kdnnen, dann gilt dies erst recht
fur rechtswidrige VAe; die Wirkung tritt dann allerdings erst mit Wirkung fiir die Zukunft ein.

14.4 Frist fur die Korrektur, Zustandigkeit
14 .4.1Innerhalb welcher Fristen hat die Riicknahme bzw. der Widerruf zu erfolgen?

Aus 88 130 Abs. 3, 131 Abs. 2 Satz 2 AO ergibt sich, dass die Korrektur nur bis zum Ablauf von einem Jahr seit
Kenntnisnahme des maligeblichen Sachverhalts durch die zustandige Stelle moglich ist. Dies gilt allerdings
nicht im Fall des 8 130 Abs. 2 Nr. 2 AO.

§ 130 Abs. 3 AO normiert aber keine Prufungsfrist, innerhalb derer die Finanzbehdrde ihr bekannte Tatsa-
chen rechtlich zu bewerten und aus ihnen die gebotenen Schlussfolgerungen zu ziehen hétte, sondern ledig-
lich eine Entscheidungsfrist. Deshalb beginnt die Jahresfrist erst dann, wenn die Finanzbehorde tatsachlich
die Erkenntnis gewonnen hat, dass ein Verwaltungsakt zuriickgenommen bzw. widerrufen werden kann
(sténdige Rechtsprechung des BFH, vgl. u.a. BFH vom 09.12.2008, BStBI 2009 11 S. 344). Dies ist der Fall, wenn
die Finanzbehdorde ohne weitere Sachaufklarung objektiv in der Lage ist, unter sachgerechter Ausiibung ihres
Ermessens Uber Riucknahme bzw. Widerruf des Verwaltungsakts zu entscheiden.
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14.4.2Welches Finanzamt ist im Fall eines Zustéandigkeitswechsels fir die Korrektur zustandig?

Fir die Zustandigkeit zur Durchfiihrung der Korrektur treffen die 88 130 Abs. 4,131 Abs. 4 AO eine besondere
Regelung:

o Fir Korrekturen vor Eintritt der Unanfechtbarkeit gilt § 26 AO in vollem Umfang, d.h. die Zustan-
digkeit fur die Korrektur wechselt erst mit Kenntnisnahme der zustandigkeitsbegriindenden Um-
stdnde (z.B. Wohnsitz) durch das Finanzamt.

o Fir Korrekturen nach Eintritt der Unanfechtbarkeit gilt 8 26 Satz 1 AO nicht: Der Zusténdigkeits-
wechsel hangt nur von objektiven Umstanden ab (z.B. Wohnsitzwechsel), nicht davon, ob eines
der beteiligten Finanzdmter hiervon Kenntnis erhélt. Bei der Riicknahme von rechtswidrigen
Steuer-VAen ist immerhin eine Anwendung des § 26 Satz 2 AO mdglich.
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15. AulRergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren

15.1. Allgemeines
Welche Aufgabe hat das auRRergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (Einspruch)?

Esistin den 88 347 ff. AO geregelt. Der Stpfl. erreicht damit, dass das FA seine Entscheidung nochmals tber-
pruft (Gesamtaufrollung, 8 367 Abs. 2 Satz 1 AO). So wird ein wichtiger Ausgleich zu der zentralen Regelung
des 8 124 Abs. 1 AO geschaffen: Hiernach wird ein Verwaltungsakt (VA) mit dem bekannt gegebenen Inhalt
wirksam, unabhangig von seiner formellen oder materiellen Richtigkeit (auRer bei Nichtigkeit). Das aullerge-
richtliche Rechtsbehelfsverfahren stellt somit einerseits Bestandteil effektiven Rechtsschutzes auf dem Hin-
tergrund des Art. 19 Abs. 4 GG dar, der auf dieser Stufe noch von der Finanzbehdrde (,,auf3ergerichtlich®)
gewdhrt wird und dient andererseits im Sinne einer Filterwirkung der Selbstkontrolle der Verwaltung. Zu
unterscheiden sind ,,normaler* Einspruch (8 347 Abs. 1 Satz 1 AO) und Untatigkeitseinspruch (§ 347 Abs. 1
Satz 2 AO).

Wird rechtzeitig Einspruch eingelegt, tritt bis zur Entscheidung hiertiber keine (formelle) Bestandskraft ein.
Gemal: § 361 Abs. 1 AO ist der VA gleichwohl zu befolgen. Allerdings kann auf Grundlage des Rechtsbehelfs
entweder sogleich oder auch noch spater Aussetzung der Vollziehung (gemaR § 361 Abs. 2 AO) beantragt
werden.

Ein (erfolglos) durchgefiihrter Einspruch ist regelmaRig Sachurteilsvoraussetzung fir eine Anfechtungs- bzw.
Verpflichtungsklage vor dem Finanzgericht (88 40 Abs. 1, 44 FGO).

Das auRergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren ergénzt das Korrekturrecht (sowie die nichtférmlichen Rechts-
behelfe: Aufsichtsbeschwerde, Gegenvorstellung, Petition nach Art. 17 GG) in den Mdglichkeiten, auf einen
VA Einfluss zu nehmen.

In Klausuren gelangt man zum Einspruch regelmaRig, indem man ein weder als ,,Einspruch* noch als ,,Ande-
rungsantrag” (bzw. als ,,Widerspruch®, ,Beschwerde* 0.4.) formuliertes Schreiben des Stpfl. analog §8 133,
157 BGB als Einspruch auslegt (rechtsschutzgewéhrende Auslegung, abgeleitet aus Art. 19 Abs. 4 GG, stén-
dige Rspr., vgl. BFH-Urteil vom 15.02.2023 - VI R 13/21).

15.2.  Zul&ssigkeit des Einspruchs

Klausurfrage: Ist der eingelegte Einspruch erfolgreich?

Zulassigkeit und Begriindetheit eines Rechtsbehelfs sind in Theorie und Praxis scharf zu trennen. Nach § 358
AQ ist ein unzuldssiger Einspruch zu verwerfen ist. Es kommt dann erst gar nicht zu einer Sachprifung, auch
nicht, wenn der Einspruchsfiihrer (Ef) eine Malinahme des FA eigentlich zu Recht angreift. Es missen daher
immer zuné&chst (mindestens) die nachstehenden Zulassigkeitsmerkmale geprift werden:
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[ Zul&ssigkeit:
- Statthaftigkeit des Einspruchs, 8§ 347, 348 AO

- Beschwer, 8 350 AO (in Sonderféllen § 351 AO)

- Frist, 88 355, 356 AO

- Form, § 357 Abs. 1 AO (in Sonderfallen: Problem Anbringungs-FA, 8 357 Abs. 2 AO)
- (Besondere Zul&ssigkeitsvoraussetzungen; 88 351 Abs. 1, Abs. 2, 352 AO)

- Vertretung durch Steuerberater, 8 80 AO

Zwischenergebnis: Der Einspruch ist entweder zul&ssig, dann ist zu priifen, ob er auch begriindet ist oder er
ist unzulassig, dann ist der Einspruch zu verwerfen und ggf. Korrekturrecht zu prifen.

. Begriindetheit des Einspruchs (nur falls Einspruch zuldssig)

15.2.1 Wann st ein Einspruch statthaft?

RegelmaRig kommt es gemaR 8 347 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 AO darauf an, dass sich der Ef gegen einen VA
in Abgabenangelegenheiten wendet. Dies richtet sich nach § 1 Abs. 1 AO und nach § 118 AO. Einspruchsrecht
gilt auch, wenn Finanzbehdrden Vorschriften entsprechend der AO anwenden. Ausgenommen sind gemaf
8 347 Abs. 3 AO MaRRnahmen der Straf- und Bufigeldsachenstelle: dort gilt die Strafprozessordnung. Ausge-
nommen sind zudem die Realsteuern, da aulRerhalb des § 1 Abs. 2 AO allgemeines Verwaltungsrecht gilt (Wi-
derspruch nach VwGO).

Beispiele:

Einspruch statthaft gegen: Steuerbescheid, Feststellungsbescheid, Verspatungszuschlag, Korrekturbe-
scheid, Aufhebung des Vorbehalts der Nachpriifung, Prifungsmaflinahme, verbindliche Auskunft.

Einspruch nicht statthaft gegen: Vorladung vor BuRgeldsachenstelle, Gewerbesteuerbescheid, Bericht
des AuBenpriifers, Aufrechnungserklarung.

Ein Einspruch ist auch statthaft, wenn darum gestritten wird, ob die angegriffene MalRnahme ein VA ist, sowie
- wegen der Scheinwirkung - bei einem unwirksamen / nichtigen VA, AEAO zu 8§ 347, Nr. 1.

Uber § 348 AQ ist ein Einspruch ausnahmsweise ausgeschlossen. Nach Nr. 1 kann kein Einspruch gegen eine
Einspruchsentscheidung eingelegt werden; in Frage kommen stattdessen Klage oder Antrag auf schlichte An-
derung nach § 172 Abs. 1 Satz 2 AO. Fiir Allgemeinverfiigungen zu Korrekturantrédgen in Musterverfahren gilt
8 348 Nr. 6 AO.

Bei einem Steuerbescheid sind die beiden VA zu unterscheiden: Steuerfestsetzung und Anrechnung mit Leis-
tungsgebot. Ein Steuerbescheid enthélt zudem h&ufig eigentlich 3 Steuerfestsetzungen: ESt, Soli und KiSt.
Dasselbe gilt, wenn zugleich noch steuerliche Nebenleistungen festgesetzt werden (Zinsen, Verspatungszu-
schlag usw.). Zusammenveranlagte Partner missen ggf. jeder fiir sich selbst Einspruch einlegen. Tatséachlich
liegen ja mehrere VA vor (zusammengefasster VA), vgl. BFH vom 14.12.2021 - VIII R 16/20. Soweit nur ein
Gatte Einspruch erhebt und Erfolg hat, bleibt es bei der (zu hohen) Steuer beim anderen Partner.

Feststellungsbescheide enthalten regelmaRig mehrere selbstandige anfechtbare Einzelentscheidungen (lau-
fender Gewinn, Verauf3erungsgewinn, Gewinnanteil usw., vgl. BFH 23.03.2023 - IV B 31/22). Sie |0sen je fir
sich die Einspruchsfrist aus; wird also nur eine Feststellung rechtzeitig angegriffen, werden die anderen (for-
mell) bestandskraftig.
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Mit einem Untatigkeitseinspruch wendet man sich nach § 347 Abs. 1 Satz 2 AO dagegen, dass das FA (ber
einen Antrag nicht zeitgerecht entscheidet. MalRgebend hierfir sind die Umstande des Einzelfalls: Ermitt-
lungsprobleme, Rechtsprobleme usw.; praktisch orientiert man sich an § 46 FGO.

15.2.2 Was ist unter Beschwer zu verstehen?

Der Ef muss gemaR § 350 AO eine (eigene) Beschwer geltend machen. Eine Beschwer ist i.d.R. schliissig beim
Adressaten eines VA, der im Tenor (Rechtsfolgenausspruch) belastend ist. Bei einem begunstigenden VA
kann eine Beschwer darin liegen, dass der Ef eine dartiberhinausgehende Begiinstigung begehrt. Eine Be-
schwer ist auch zu bejahen, wenn zwar eine héhere Steuerfestsetzung gefordert wird, diese sich aber in ei-
nem spéteren Bescheid oder im Anrechnungsverfahren beim Leistungsgebot oder im Bilanzzusammenhang
glnstiger fir den Ef auswirken kann. Dabei reicht im Rahmen der Zul&ssigkeit aus, dass die Beschwer schliis-
sig behauptet wird.

Beispiel:

Der Ef trégt vor, im angegriffenen Bescheid seien Betriebsausgaben zu Unrecht nicht anerkannt wor-
den.

Damit ist die Beschwer i.S.d. § 350 AO schlissig behauptet und der Einspruch insoweit zuldssig. Im
Rahmen der Begriindetheit ist zu priifen, ob der Ef Recht hat und die Steuer herabzusetzen ist.

Beschwer liegt dagegen nicht vor: Der Ef. tragt vor, die Steuer sei richtig festgesetzt, die Einklinfte seien
aber solche aus § 18 EStG, nicht aus § 15 EStG.

Bei Null-Bescheiden liegt ein Beschwer nur ausnahmsweise vor, wenn der Ef

e eine Vergutung oder

o Steuerbefreiung wegen Gemeinnutzigkeit begehrt oder wenn

o die Steuer nicht endgtiltig, sondern unter Vorbehalt der Nachprifung festgesetzt wird,
o die Besteuerungsgrundlagen auRersteuerlich binden, z.B. BAF6G

o ggf. einen (hdheren) Feststellungsbescheid nach § 10d EStG anstrebt.

Richtet sich der Einspruch gegen einen Anderungsbescheid, ist ggf. eine Beschwer gemaR § 351 Abs. 1 AO
nur im Rahmen der Anderung gegeben (zum Klausuraufbau vgl. 3.6.)

Bei Grundlagenbescheiden ist eine Beschwer wegen deren Bindungswirkung fiir den Folgebescheid geman
§ 182 Abs. 1 Satz 1 AO ohne weiteres zu bejahen. Im Ubrigen wirkt sich die verfahrensrechtliche Zweigleisig-
keit von (einheitlicher und) gesonderter Feststellung mit Bindungswirkung fiir den Folgebescheid auch im
Einspruchsrecht aus; beide VA"e sind je fur sich einspruchsfahig, vgl. § 351 Abs. 2 AO, vgl. 3.6.

Ein Schein-VA (AEAO zu § 347, Nr. 1 Satz 1) mit Schein-Beschwer, BFH vom 11.02.2021 - VIR 37/18.
Beispiel:

Der Erbe legt Einspruch gegen einen an den Erblasser gerichteten ESt-Bescheid ein. Der Erblasser war
noch vor Erlass des Bescheids verstorben.

Der Bescheid ist unwirksam. Dennoch kann der Erbe Einspruch statthaft einlegen.

Das Rechtsschutzbedirfnis ist ein Unterfall der Beschwer, AEAO zu § 350, Nr. 6.
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15.2.3 Welche Frist ist zu beachten?

Die Einspruchsfrist betragt geméf § 355 Abs. 1 AO grundsatzlich einen Monat. Sie beginnt mit der Bekannt-
gabe des VA bzw. gemaR 8§ 168 AO mit Eingang der Steueranmeldung/Zustimmung. Gemél § 108 Abs. 1 AO
gelten 88 187, 188 BGB. Fir den Fristbeginn gilt die 4-Tagesfrist (bis 31.12.2024: 3-Tagesfrist) des § 122 Abs. 2
Nr. 1 bzw. Abs. 2a, 122a Abs. 4 AO. Sowohl das Ende dieser vier Tage, als auch das Ende der Monatsfrist kann
nach § 108 Abs. 3 AO verschoben sein. Eine friihere Bekanntgabe ist unmalfigeblich und l&sst auch noch kei-
nen Einspruch zu.

Tragt der Ef. eine tatsichlich spatere Bekanntgabe vor, muss er dies schliissig und substantiiert tun, BFH vom
02.07.2021 - XI R 22/19; auf der anderen Seite ist zu beachten, dass das FA die Beweislast tragt, vgl. BFH vom
26.02.2021 - X B 108/20. Ggf. beginnt die Einspruchsfrist erst spater. Weil das Ereignis (tatséchliche Bekannt-
gabe und nicht die Frist des § 122 AO) mal3geblich ist, gilt nicht § 108 Abs. 3 AO.

Wird ein VA — entgegen einer dem FA vorgelegten Empfangsvollmacht gem. § 122 Abs. 1 Satz 4 AO (Feststel-
lungslast des Ef) - dem Stpfl. bekannt gegeben, beginnt die Frist erst, wenn der Bevollméchtigte den VA (vom
Stpfl.) erhalt, AEAO zu § 122, Nr. 1.7.3.

Beispiel:

Der Brieftrager wirft den ESt-Bescheid 01 vom 22.11.02 (Postausgang) am Freitag, 23.11.02 in den
Briefkasten des Stpfl.

Die Einspruchsfrist beginnt mit der Bekanntgabe. Die Bekanntgabe ergibt sich nach § 122 Abs. 2 Nr. 1
AO zum 25.11.02 (Sonntag), verschiebt sich jedoch gemaR § 108 Abs. 3 AO auf 26.11.02. Der tatsach-
lich frihere Zugang am 23.11.02 ist fur die Einspruchsfrist unbeachtlich. Die Frist endet regular mit
Ablauf des 26.12.02 Da dieser Tag ein Feiertag ist, verlangert sich die Frist nach § 108 Abs. 3 AO auf
den 27.12.02 (falls Werktag). Spatestens um 24 Uhr muss der Einspruch bei der zustéandigen Anbrin-
gungsbehdérde angekommen sein.

Hatte der Stpfl. dagegen den Bescheid tatséchlich erst am Samstag, 01.12.02 erhalten, bliebe die Be-
kanntgabe am Samstag, ohne Verschiebung nach § 108 Abs.3 AO, weil hier fiir die Bekanntgabe keine
HFrist” gilt.

Das FA kann einen VA auch nach dem formalisierten Zustellungsverfahren (VwZG) bekanntgeben, zu Fehlern
BFH vom 19.10.2022 - X R 14/21. Eine Postzustellungsurkunde erbringt als 6ffentliche Urkunde den vollen
Beweis der in ihr enthaltenen Tatsachen (Bekanntgabetag), ist aber widerlegbar, BFH vom 22.03.2023 - X B
135/21. Fehler werden gem. § 8 VwZG geheilt, sobald der Adressat den VA tatsachlich in Handen hélt, BFH
vom 11.11.2020 - XI R 41/18.

Bestreitet der Stpfl. den Bescheid liberhaupt bekommen zu haben, muss er dies nicht substantiiert vortragen;
FA / FG konnen in freier Beweiswirdigung aus Indizien dennoch auf eine erfolgte Bekanntgabe schlieRBen.
Das FA darf sich nicht damit begniigen, einen vorgetragenen Verspatungsgrund zu widerlegen.

Fehlt dem VA eine Rechtsbehelfsbelehrung oder enthélt diese Fehler, gilt eine Jahresfrist, § 356 Abs. 2 AO.
Dies gilt auch bei schriftlicher Zustimmung im Rahmen des § 168 Satz 2 AO. Die Rechtsbehelfsbelehrung muss
(nur) die grundlegenden Zusammenhénge darstellen.

Der Ef ist beweispflichtig daftir, dass der Einspruch rechtzeitig beim FA einging. Eine eidesstattliche Versiche-
rung, das Einspruchsschreiben an einem bestimmten Tag in den Briefkasten eingeworfen zu haben, reicht
allein nicht aus; das FA kann zur Glaubhaftmachung zusétzliche objektive Beweismittel verlangen, BFH vom
04.05.2021 - VIII B 121/20.
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Insbesondere muss mit der Ubertragung eines Fax rechtzeitig begonnen werden (ca. 23.40 Uhr), vgl. BFH
vom 03.08.2022 - XI R 32/19. Ein ,,0k-Vermerk* begriindet dabei ein Indiz fiir den tatséchlichen Zugang des
Schriftstticks, BFH vom 22.06.2020 - VI B 117/19. Der Eingangsstempel bei FA / FG erbringt erhthte Beweis-
kraft und kann z.B. nicht durch eine eidessstattliche Versicherung des Beraters widerlegt werden. Wird mit
einem Einspruch bezweifelt, dass der VA tatséchlich am im Bescheid angegebenen Datum zur Post ging, ent-
scheidet das FA bzw. FG nach seiner Uberzeugung, kein Anscheinsbeweis, vgl. BFH vom 26.02.2021 -
X B 108/20.

Wie ist vorzugehen, wenn die Einspruchsfrist versdumt wurde? Wiedereinsetzung

Ist die Einspruchsfrist verstrichen, muss (auch in Klausuren) stets erwogen werden, ob dem Ef nicht Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand nach § 110 AO zu gewdhren ist. Innerhalb der Monatsfrist muss die ver-
sdumte Handlung nachgeholt und missen diejenigen Tatsachen zumindest im Kern vorgetragen werden, aus
denen sich die schuldlose Verhinderung und die rechtzeitige Nachholung ergeben, BFH vom 05.04.2023 - | B
98/21. Nach Ablauf der Frist konnen die Angaben noch vervollstandigt und erlautert, wie auch glaubhaft
gemacht werden (keine Amtsermittlung durch das FA). Ein eigenes Verschulden des Stpfl. liegt vor, wenn von
ihm unter Beachtung objektivierter Sorgfalt die Fristwahrung hatte erwartet werden kénnen. Kein Verschul-
den liegt insbesondere bei einer schweren und unerwarteten Krankheit des Stpfl. bzw. seines Bevollmachtig-
ten vor (vgl. BFH vom 21.07.2021 - X B 126/20) oder wenn sich die Urlaubsriickreise wegen hoherer Gewalt
verschiebt; bei langem Urlaub (ab ca. 6 Wochen) muss der Stpfl. vorsorgen, dass er von eingehenden Schrei-
ben erfahrt. Arbeitsiiberlastung entschuldet nicht, BFH vom 31.08.2021 - XI B 33/21.

Zum Verschulden des Steuerberaters (Fristberechnung, BFH vom 01.09.2022 - VI R 8/22) gem. § 110 Abs.1
Satz 2 AO, gelten die Prinzipien zum Organisationsverschulden bzw. blof3en Biiroversehen. Der Berater muss
substantiiert und lickenlos vortragen, dass sein Biro optimal organisiert ist und er alle Vorsorge traf, BFH
vom 14.12.2021 - VIII R 6/21. Er muss insbesondere ein Fristenkontrollbuch fuhren, darf sich aber in Bezug
auf gewohnliche Fristen auf qualifiziertes Personal verlassen (vgl. BFH vom 28.04.2020 - Il R 33/18) und muss
fur einen Krankheitsvertreter sorgen (BFH vom 21.07.2021 - X B 126/20; 31.08.2021 - XI B 33/21).

Das Verschulden eines Empfangsbevollméchtigten i.S.v. § 183 Abs. 1 AO wird einem Mitgesellschafter nicht
zugerechnet. Uber einen Wiedereinsetzungsantrag wird nicht gesondert, sondern im Rahmen der Ein-
spruchsentscheidung entschieden. Setzt das FA nicht wieder in die Einspruchsfrist ein, verwirft es den Ein-
spruch als unzulassig (§ 358 AO); eine Uberpriifung erfolgt i. R. einer eventuell anschlieRenden Klage. Ge-
waéhrt das FA Wiedereinsetzung, gilt der Einspruch insoweit als zuldssig und das FA entscheidet in der Sache
(Begrundetheit).

8 126 Abs. 3 AO gewéahrt Wiedereinsetzung fur den Fall nicht ausreichender Begriindung.
Bei der Frist gibt es Sonderfélle:

o Der Untétigkeitseinspruch geméan § 347 Abs. 1 Satz 2 AO ist nach § 355 Abs. 2 AO unbefristet.
(Es steht ja gerade ein VA aus!)

Ein Schein-VA (s.0.) kann ebenfalls unbefristet angegriffen werden. (Es gilt keine Bestandskraft zu wah-
ren!)

o In den von § 353 AO erfassten Féllen der Drittwirkung ist der Rechtsnachfolger an die fiir den
Vorgénger geltende Frist gebunden. Dasselbe gilt fiir die Gesamtrechtsnachfolge (z.B. Erbe) ge-
mal § 45 AO.
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15.2.4 Welche Formerfordernisse gelten?

Nach § 357 Abs. 1 Satz 1 AO gilt Schriftform (anders als ein Antrag auf schlichte Anderung, § 172 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 Bu. a AO), die auch durch Telefax, E-Mail gewahrt wird. GemaR 8§ 357 Abs. 1 Satz 2 AO wird eine Unter-
schrift oder qualifizierte elektronische Signatur (entgegen 8 126 BGB, § 87a Abs. 3 AO) nicht verlangt, da aus-
reicht, wenn sich wenigstens durch Auslegung analog 88 133, 157 BGB ermitteln l&sst, dass, durch wen, wo-
gegen und wie viele Einspriiche eingelegt werden. Bei Zusammenveranlagung muss erkennbar werden, ob
fur beide Partner Einspruch eingelegt wird. Auch wenn laut Betreff gegen den (gesamten) Bescheid vorge-
gangen wird, kann sich aus der Einspruchsbegriindung im Wege der Auslegung ergeben, dass in Wahrheit
nur eine Entscheidung aus einem Sammel-VA angegriffen wird (s.0. 2.1).

Auch die Abgabe der Steuererklarung nach einem Schatzungsbescheid (innerhalb der Einspruchsfrist) gilt bei
der erforderlichen rechtsschutzgewahrenden Auslegung als Einspruch.

Wird dagegen nur eine bestimmte Anderung begehrt, liegt ggf. ein Korrekturantrag vor (vgl. § 172 Abs. 1 Satz
1Nr. 2 Bu. aA0).

Eine Niederschrift (§ 357 Abs. 1 Satz 1, 2. Alt. AO) darf nicht mit einer Aktennotiz des Finanzbeamten ver-
wechselt werden. Der Finanzbeamte soll die Worte des (i.d.R. anwesenden) Stpfl. schriftlich fassen, sie dem
Stpfl. nochmals vorlesen und dann unterschreiben lassen.

15.2.5 Wo ist der Einspruch anzubringen?

Dies ist v.a. fur den rechtzeitigen Eingang des Einspruchs von Bedeutung. Anbringungsbehdrde ist grundséatz-
lich die erlassende Behorde, § 357 Abs. 2 Satz 1 AO.

Richtet sich der Einspruch gegen einen Grundlagenbescheid oder Steuermessbetrag, kann er geman § 357
Abs. 2 Satz 2 AO — fristwahrend - auch bei der fir den Steuer-(Folge)bescheid zustandigen Behdrde ange-
bracht werden.

Legt der Stpfl. ansonsten bei einer anderen, also unzustandigen Behorde Einspruch ein, kommt es darauf an,
wann der weitergeleitete Einspruch bei der zustéandigen Behérde ankommt. War der Einspruch als Irrlaufer
zu erkennen, muss die unzustdndige Behdrde diesen im ordnungsgemaflen Geschéftsgang weiterleiten,
AEAO zu § 110, Nr. 2 Satz 2 und zu § 357, Nr. 2.

Beispiele

(1) Der Ef. erhalt Wiedereinsetzung nach § 110 AO, wenn er den Einspruch 5 Arbeitstage vor Frist-
ablauf beim unzustandigen FA B einwarf und der Einspruch nach Weiterleitung nicht rechtzeitig
beim zustandigen FA A ankommt; das Verschulden des FA B tberlagert das Verschulden des Ef.

(2) Ein Einspruch ist unzulassig, wenn der Ef. den Einspruch 2 Tage vor Ablauf der Einspruchsfrist
beim FA B einlegt statt beim zusténdigen FA A und der vom FA B weitergeleitete Einspruch erst
nach Fristlauf beim FA A ankommt; eine Wiedereinsetzung entfallt.

Die Begriindung des Einspruchs ist nach 8 357 Abs. 3 AO nur ein ,,Soll*. Auch ein ohne Begriindung eingeleg-
ter (,,vorsorglicher*/, fristwahrender®) Einspruch ist insoweit zul&ssig.

15.2.6 Welche Besonderheiten gelten bei einheitlichen Feststellungen?

Betroffen sind im wesentlichen Bescheide gegeniiber Personengesellschaften und Gemeinschaften. Mitum-
fasst werden auch negative Feststellungsbescheide, mit denen eine gesonderte Feststellung gerade abge-
lehnt wird. 8 352 AO beschrankt dann das Recht, Einspruch einzulegen, auf bestimmte Personen.
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Nicht vom Regelungsbereich des § 352 AO betroffen sind sog. Betriebssteuerbescheide von Gesellschaften /
Gemeinschaften (z.B. USt). In diesem Bereich partieller Steuerrechtsfahigkeit handelt der Zusammenschluss
uber seinen Vertreter nach 8 79 Abs. 1 Nr. 3 AO.

§ 352 AO sichert durch die Beteiligung des kompetenten Vertreters des Zusammenschlusses ein effektives
Verfahren und verhindert, dass Nichtberechtigte Einblick in ihnen sonst zivilrechtlich nicht zugangliche Un-
terlagen erhalten. Diese anderen Beteiligten kénnen nur unter den engen Voraussetzungen des § 352 Abs. 1
Nr. 3 bis 5 AO Einspruch einlegen.

8§ 352 Abs. 1 Nr. 1 AO

Grundsétzlich und mit sémtlichen denkbaren Einwendungen zum Einspruch fir die Gesellschaft befugt ist bei
rechtsféhigen Personenvereinigungen i.S.d. § 14a Abs. 2 AO die Personenvereinigung selbst, § 352 Abs. 1 Nr.
1Bu. aAO.

Besteht die rechtsfahige Personengesellschaft nicht mehr, so kann jeder Gesellschafter oder Gemeinschafter,
gegen den der Feststellungsbescheid ergangen ist oder zu ergehen hatte, den Einspruch einlegen, § 352 Abs.
1Nr.1Bu. bAO.

8 352 Abs. 1 Nr. 2 A0

Bei nicht rechtsfahigen Personenvereinigungen geman § 14a Abs. 3 AO und in sonstigen Fallen ist Einspruchs-
befugter der gemeinsame Empfangsbevollméchtigte i.S.d. § 183a Abs. 1 Satz 1 AO oder wenn solch eine Per-
son nicht vorhanden sind, jeder Gesellschafter, Gemeinschafter oder Mitberechtigte, gegen den der Feststel-
lungsbescheid ergangen ist oder zu ergehen hatte.

8 352 Abs. 1 Nr. 3A0

ist lediglich Auffangtatbestand fiir Sonderfélle, in denen ein Feststellungsbeteiligter aus der Personenverei-
nigung ausgeschieden ist oder zwischen den Feststellungsbeteiligten ernstliche Meinungsverschiedenheiten
bestehen. Einspruchsbefugt ist dann jeder Gesellschafter, Gemeinschafter oder Mitberechtigte, gegen den
der Feststellungsbescheid ergangen ist oder zu ergehen hatte.

Beispiel:

Ein ausgeschiedener Gesellschafter darf zuldssig gegen Gesamtgewinn, seinen Gewinnanteil, seine
Sonderbetriebseinnahmen vorgehen, nicht aber (unzuldssig) gegen Sonderbetriebsvermégen anderer
Gesellschafter.

8 352 Abs. 1 Nr. 4und Nr. 5 A0

Nach Nr. 4 kann ein Beteiligter (nur) Gberprifen lassen, inwieweit er beteiligt ist und wie dieser sich auf die
einzelnen Beteiligten verteilt; nach Nr. 5 nur, was seine personlichen Verhaltnisse betrifft (Sonderbetriebs-
vermogen, -einnahmen/-ausgaben). Insoweit verlangt der vom GG garantierte Rechtsschutz, dass die Gesell-
schafter in diesem Bereich auf jeden Fall Einspruch einlegen kdnnen mussen.

Beispiel:

Laut Gesellschaftsvertrag der A & B eGbR ist A alleiniger Geschéftsfuihrer und Vertreter. A und B legen
gegen die einheitliche und gesonderte Gewinnfeststellung Einspruch ein, weil der Gewinn zu hoch und
weil der Anteil des B mit der falschen Beteiligungsquote berechnet sei.

Nur die rechtsfahige Personenvereinigung (eGbR) ist umfassend einspruchsbefugt — ihr Einspruch (ein-
gelegt durchihren Vertreter - A) ist zulassig. B kann nicht zuldssig den Gewinn angreifen. Insoweit wird
sein Einspruch (z.T.) verworfen; seinen Gewinnanteil greift er dagegen zulassig an, § 352 Abs. 1 Nr. 4
AO.
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15.2.7 Was bedeutet Hinzuziehung und welche Auswirkung hat § 352 AO hierauf?

Unter den Voraussetzungen des § 360 AO zieht das FA Dritte hinzu, die dann geman § 359 Nr. 2 AO Beteiligte
am Verfahren sind, vgl. 8 360 Abs. 3 und 4 AO.

Einfach hinzugezogen werden gemaln § 360 Abs. 1 AO z.B. Ehegatte zum Einspruchsverfahren des anderen
Gatten, Haftungsschuldner zum Verfahren des Steuerschuldners.

Hauptanwendungsfall notwendiger Hinzuziehung ist geméf: § 360 Abs. 3 Satz 2 AO, wenn eine Personenver-
einigung gemal § 352 Abs. 1 Nr. 1 AO Einspruch einlegt und ein anderer Gesellschafter i.S.v. § 352 Abs. 1 Nr.
3 bis 5 AO betroffen ist, wie auch im umgekehrten Verhéltnis.

Beispiel:

Eine OHG hat durch ihren Geschéftsfiihrer A zuldssig Einspruch eingelegt. Streitig ist die Behandlung
der Sonderbetriebseinnahmen des B.

B ist gemal § 360 Abs. 3 AO notwendig hinzuzuziehen, BFH vom 23.03.2023 - IV B 31/22. Er kbnnte
gegen eine Einspruchsentscheidung selbst Klage erheben. Das FA kann nur dann durch Abhilfebescheid
entscheiden, wenn auch B zustimmt. Ein Verstol} gegen die Hinzuziehungspflicht kann im Klagverfah-
ren geheilt werden. Es wird dann nachtréglich die Einspruchsentscheidung bekannt gegeben.

15.2.8. Welche Wirkung haben Riicknahme eines Einspruchs und Verzicht?

Mit der (schriftlich erforderlichen) Riicknahme ist gemaR § 362 Abs. 2 AO das begonnene Verfahren beendet.
Gegebenenfalls kann fristgerecht erneut Einspruch gegen denselben VA eingelegt werden. Zu Riicknahmen
kommt es, wenn vorsorglich Einspruch eingelegt wurde, nach Ankiindigung einer Verbdserung gemaf: § 367
Abs. 2 Satz 2 AO oder um eine schlichte Anderung durch das FA zu ermdglichen. Mit der Riicknahme entfallt
auch die Ablaufhemmung des § 171 Abs. 3a AO.

Ein Einspruchsverzicht nach § 354 AO ist nur unbedingt und erst nach Erlass des betreffenden VA wirksam,
hat aber kaum praktische Bedeutung.

15.2.9 Welche Besonderheiten gelten fur den Untatigkeitseinspruch?

Ein Untatigkeitseinspruch gemal: § 347 Abs. 1 Satz 2 AO kommt in Betracht, wenn iber den Antrag auf Erlass
eines VA nicht zeitgerecht entschieden wird. Voraussetzung ist, dass die Behdrde binnen angemessener Frist
untatig bleibt, ohne einen Grund mitzuteilen. Ob die Verzégerung angemessen ist, hangt vom Einzelfall ab.
Prinzipiell lassen sich Eilsachen (z.B. Antrag auf Stundung, Aussetzung der Vollziehung) und ,,normale“ An-
trage unterscheiden. Solche Antrége sollten innerhalb von ca. 2 - 4 Wochen, andere Antrage (z.B. Antrag auf
Korrektur nach § 173 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO) innerhalb von ca. 6 Monaten - entsprechend § 46 FGO -
bearbeitet werden. Langere Fristen gelten bei komplizierten Fallen oder um den Ausgang eines Musterver-
fahrens abzuwarten. Ein vor Ablauf der angemessenen Frist erhobener Einspruch ist eigentlich unzul&ssig.
Verstreicht jedoch bis zur Entscheidung tiber den Einspruch wiederum weitere ungenutzte Zeit, erwéchst der
Untétigkeitseinspruch in die Zulassigkeit. Entscheidet das FA nun tiber den Untatigkeitseinspruch, ohne aller-
dings vollstandig dem Begehren des Stpfl. zu entsprechen, kann dieser hiergegen wiederum Einspruch nach
§ 347 Abs. 1 Satz 1 AO einlegen.

15.2.10 Welche Bedeutung haben die Regelungen des § 351 AO?

Systematisch rechnet § 351 AO zu den Regelungen der Zulassigkeit. Der BFH behandelt § 351 Abs. 2 AO zu-
recht jedoch als Frage der Begriindetheit, vgl. 3.6.
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15.3. Begriindetheit des Einspruchs
15.3.1 Wie ist nach obigen Ausflihrungen an die Zulassigkeit anzuknipfen?

Fehlt auch nur eines der Zul&ssigkeitsmerkmale, wird der Einspruch nach § 358 AO verworfen. Nur ein zulds-
siger Einspruch fiihrt in eine Sachentscheidung. In Klausuren ist fir den Fall eines (vermeintlich) unzuldssigen
Einspruchs ein Hilfsgutachten zu erwégen; andernfalls ist das Begehren des Betroffenen nach Korrekturvor-
schriften zu prifen.

15.3.2 In welchem Umfang wird der angegriffene VA Uberprift?

Das Einspruchsverfahren wird auch als verlangertes Veranlagungsverfahren bezeichnet. Nach § 367 Abs. 2
Satz 1 AO muss das FA den angegriffenen VA nochmals in vollem Umfang Gberprifen (andersbei § 172 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO). Der Ef kann durch formelle wie materielle Fehler in seinen Rechten verletzt sein. Die
Uberpriifung des angegriffenen VA ist nicht davon abhangig, ob und wie der Ef seinen Einspruch begriindet.
Das FA ist weder an den Sachvortrag des Ef., noch an den streitig gestellten Betrag gebunden. Eine Beschran-
kung der Begruindetheitsprifung ergibt sich nur durch den bestimmten VA, gegen den der Ef Einspruch ein-
legt. In Bezug auf diesen VA kann der Ef seinen Einspruch bis zur Entscheidung des FA anders begriinden,
erweitern usw.

In einer Klausur wird schwerpunktméfig gepriift, ob es fur den angegriffenen VA eine Rechtsgrundlage gibt:
Korrekturvorschrift, Haftungsgrundlage usw.

Beispiele:

(1) Ein zul&ssiger Einspruch des H gegen einen Haftungsbescheid ist begriindet, wenn H keinen Haf-
tungstatbestand erfillt hat. Der Haftungsbescheid wird dann aufgehoben (analog § 130 Abs. 1
AO).

(2) Der Ef. tragt mit seinem Einspruch vor, verschiedene Sonderausgaben seien zu Unrecht nicht an-
erkannt worden. Bei der Uberpriifung stellt die Finanzbehorde fest, dass zwar die Sonderausga-
ben richtig beurteilt, die Werbungskosten aber zu Unrecht gekiirzt wurden. Der angegriffene VA
ist rechtswidrig und zu &ndern.

(3) Der Ef. tragt mit seinem Einspruch vor, die Sonderausgaben seien um 400 € zu niedrig angesetzt.
Mit einem spéteren Schriftsatz erweitert er seinen Vortrag dahin, es seien auch Werbungskosten
zu Unrechtum 2.000 € gekdirzt. Liegen die angesprochenen Fehler vor, werden die Besteuerungs-
grundlagen um 2.400 € gekirzt.

(4) Der Ef. tragt mit seinem Einspruch vor, die Sonderausgaben seien um 400 € zu niedrig angesetzt.
Bei der Gesamtuiberprifung bemerkt das FA weitere gleichlaufige Fehler von 500 €. Der Bescheid
ist hinsichtlich aller Fehler (900 €) zu andern, § 367 Abs. 2 AO.

Gewisse Einschrankungen ergeben sich allerdings aus 88 351, 364b AO, s.u. 3.6, 3.7

Bei Sammel-VA fiihrt ein Einspruch nur gegen eine der selbstandigen Entscheidungen zur Bestandskraft der
tbrigen Entscheidungen (vgl. 2.4.)
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Beispiel:

Mit zulé&ssigem Einspruch gegen einen Feststellungsbescheid greift der Einspruchsbefugte nach § 352
AO die HOhe des festgestellten VerduRerungsgewinns an. Nach Ablauf der Monatsfrist wendet er sich
gegen den Ansatz des laufenden Gewinns.

Der Einspruch richtete sich nur gegen den VerdufRerungsgewinn. Die Feststellung des laufenden Ge-
winns wurde bestandskraftig, ein spaterer Einspruch kann daher auch nicht Gegenstand des ersten
Einspruchs werden (88 365 Abs. 3 AO, 68 FGO, vgl. 4.1).

15.3.3 Was ist, wenn die Uberpriifung zu einer Verboserung fiihrt?

Eine Gesamtuberpriifung, kann auch zum Nachteil des Ef., d.h. zu einer Verschlechterung seiner Rechtsposi-
tion fihren. Gemal § 367 Abs. 2 Satz 2 AO muss eine Verboserung dem Stpfl. zuvor angekiindigt und ihm die
Maoglichkeit der Stellungnahme eingerdumt werden. Setzt das FA hierfur eine Frist, darf es selbst nicht vor
Fristablauf entscheiden. Gegebenenfalls kann der Ef. seinen Einspruch daraufhin zuriicknehmen, er kann
dann aber auch die von ihm geriligten Fehler nicht mehr im Rechtsbehelfsverfahren (und gegebenenfalls
durch Klage) weiterverfolgen. Die Anderungsmdglichkeiten nach Korrekturrecht bleiben insgesamt unbe-
ruhrt. RegelmaRig ist also ein Hinweis nicht erforderlich, wenn das FA den Fehler nicht (nur) im Einspruchs-,
sondern gemal? § 132 AO im Korrekturverfahren dndern kann.

Beispiel:

Mit seinem zul&ssigen Einspruch macht der Stpfl. - aus Schlamperei - zunéchst nicht erklarte Sonder-
ausgaben von 200 € geltend. Im Zeitpunkt der Gesamtiberprifung liegt dem FA eine Kontrollmittei-
lung Uber zusétzliche Einnahmen von 400 € vor. Das FA fuihrt eine Anhérung nach § 91 AO durch.

Nimmt der Ef. den Einspruch zurtick, kdnnte das FA dann nicht im Rahmen eines Einspruchsverfahrens,
aber nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO die nachtréglichen Einnahmen erfassen (+ 400 €). Hinsichtlich der
Sonderausgaben ist keine selbstandige Korrekturvorschrift anwendbar (§ 173 Abs. 1 Nr. 2 AO scheitert
am Verschulden), sie konnten jedoch nach § 177 AO (./. 200 €) mit berichtigt werden. Trotz zurtickge-
nommenem Einspruch wirden die Besteuerungsgrundlagen um 200 € erhoht.

Ein Verbdserungshinweis ist in solchen Fallen aber doch erforderlich, wenn die Korrektur nur noch wegen
der nach § 171 Abs. 3a AO gehemmten Festsetzungsverjahrungsfrist zulassig ist.

Beispiel:

Mit seinem zulassigen Einspruch macht der Stpfl. in einem Einspruch gegen einen ESt-Anderungsbe-
scheid verschuldet nicht erklarten Sonderausgaben geltend. Der Anderungsbescheid erging kurz vor
Ablauf der Festsetzungsfrist. Wahrend der Gesamtiberprifung erhélt das FA eine Kontrollmitteilung
Uber zusatzliche Einnahmen, die versehentlich nicht erklart waren.

Der Einspruch fuhrt zu einer Ablaufhemmung bei der Verjahrung nach § 171 Abs. 3a AO. Ohne Ein-
spruch kdnnten die zusatzlichen Einnahmen nicht mehr berlcksichtigt werden. Das FA muss daher
einen Verboserungshinweis erteilen. Nimmt der Ef. seinen Einspruch daraufhin zuriick, bleiben Son-
derausgaben und Einnahmen unberticksichtigt-

15.3.4. Welche Besonderheiten gelten fur formelle Fehler? Bedeutung des § 126 AO?

Besteht die Rechtswidrigkeit lediglich in der Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, kommt eine
Heilung nach § 126 AO in Betracht. Der Ef. rligt dann zwar zuné&chst begriindet den formellen Fehler. Wird
dieser indes im weiteren Verlauf geheilt, wird der Einspruch gleichwohl als unbegriindet abgewiesen. Auch
andere (nicht geregelte) Verfahrens- oder Formfehler sind heilbar. Ansonsten misste das FA einen sachlich
richtigen VA aufheben, um ihn anschliefend sogleich wieder zu erlassen.
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Beispiele, im Gesetz geregelt:

(1) Hat das FA vor einer Abweichung von der Steuererklarung entgegen § 91 AO nicht angehért, wird
dies durch einen entsprechenden Hinweis im Steuerbescheid geheilt.

(2) Der ESt-Bescheid enthélt keine oder die falsche Begriindung (z.B. falsche Korrekturvorschrift), trifft
aber die inhaltlich richtige Entscheidung. Der Stpfl legt wegen mangelnder Begriindung Einspruch ein.

Esliegt ein Verstol? gegen 88 121, 157 Abs. 2 AO vor. Dieser ist nach § 126 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 AO noch
im Einspruchsverfahren heilbar durch eine mit Griinden versehene Einspruchsentscheidung. Der Ein-
spruch wird zugleich als unbegriindet abgewiesen.

Beispiel, im Gesetz nicht geregelt:

Nicht beim angegriffenen VA, aber bei der Einspruchsentscheidung, werden die Vorschriften zur Be-
kanntgabe beachtet. Der urspriingliche Bekanntgabefehler wird geheilt, auBer: mit der Einspruchsent-
scheidung wird nicht in der Sache entschieden, sondern der Einspruch als unzuldssig verworfen (AEAO
zu8122,Nr.4.4.4.).

Dagegen heilt ein Anderungsbescheid nicht einen nicht wirksam gewordenen Erstbescheid, da eine
Anderung denknotwendig einen zu &ndernden VA voraussetzt.

Eine Heilung ist nach § 126 Abs. 2 AO auch noch im Finanzgerichtsverfahren mdoglich.
15.3.5 Welche Bedeutung kommt § 127 AO zu?

Leidet ein VA unter Fehlern tiber Verfahren, Form oder Ortliche Zustandigkeit, die nicht geheilt wurden / nicht
heilbar sind, trifft der VA jedoch ansonsten (sachlich) zu, kann der Ef trotz des zu Recht gertiigten formellen
Fehlers nicht die Aufhebung des VA erreichen. Voraussetzung fir die Anwendung des § 127 AO ist jedoch
immer, dass die Finanzbehotrde in der Sache zu keiner anderen Entscheidung hatte gelangen kdnnen:

Da Ermessensentscheidungen innerhalb eines Ermessensspielraums ergehen, sind verfahrensfehlerhafte Er-
messensentscheidungen auf Grund eines Einspruchs grundsatzlich aufzuheben, wenn sie sich auf die Sach-
entscheidung auswirken kdnnen. Nur wenn keine andere Ermessensentscheidung vorstellbar ist, bleibt es
bei der Ermessensentscheidung des drtlich unzustandigen FA.

Beispiel:

Ein Einspruch bleibt erfolglos, wenn das FA eine Steuerfestsetzung auf den zutreffenden Betrag &ndert
und dabei die falsche Anderungsvorschrift angab.

Leidet der angegriffene VA bei gebundenen Entscheidungen neben dem Verfahrensfehler auch noch unter
einem materiell-rechtlichen Fehler, wird er insgesamt aufgehoben (und nicht nur im Umfang des materiellen
Fehlers gedndert).

Beispiele:

Setzt ein 6rtlich unzusténdiges FA die ESt zutreffend fest, wird der Einspruch als unbegriindet abge-
wiesen, wenn sich keine weiteren Fehler zeigen.

Wurden im ESt-Bescheid dagegen auch zu Unrecht Werbungskosten nicht anerkannt, wird der Be-
scheid insgesamt aufgehoben.
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15.3.6 Welche Auswirkung ergibt sich aus 8 351 AO auf die Begriindetheit?
8 351 Abs. 2 AO

Die Vorschrift fihrt konsequent das zweistufige Verfahren von Grundlagen- und Folgebescheid fiir das au-
Rergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren fort. Der Ef muss sich dartiber im Klaren werden, ob seine Einwen-
dungen den Grundlagen- oder den Folgebescheid betreffen, um sodann das richtige Angriffsziel zu wahlen.
Da § 182 Abs. 1 Satz 1 AO zwingend die Ubernahme von Feststellungen aus dem Grundlagenbescheid in den
Folgebescheid vorsieht, ware damit unvereinbar, wenn ein Streit iber einen Sachverhalt zum Grundlagenbe-
scheid im Rahmen eines Einspruchs gegen den Folgebescheid ausgetragen werden kénnte. Der Einspruch ist
in einem solchen Fall dennoch zuldssig, insoweit aber unbegriindet, vgl. BFH vom 17.03.2021 - IV R 7/20.

Beispiel:

Wendet sich der Ef gegen den ESt-Bescheid, weil dort ein Gewinnanteil berticksichtigt wurde, der an-
geblich auf einer unzutreffenden Gewinnermittlung im Gewinnfeststellungsbescheid beruht, ist der
Einspruch nach § 351 Abs. 2 AO insoweit unbegriindet. In solchen Féllen ist zu prifen, ob das Schreiben
ggf. einen (weiteren, insbesondere fristgerechten) Einspruch gegen den Feststellungsbescheid dar-
stellt.

§ 351 Abs. 1 AO

Beide Varianten dieses Absatzes setzen tatbestandlich voraus, dass der jetzt angegriffene VA einen andern
bestandskraftigen VA ,,gedndert* hatte. Der Stpfl. kann die Anderung dann nur begrenzt angreifen. Umge-
kehrt kann das FA aber trotz § 351 Abs. 1 AO ggf. eine hdhere Steuer festsetzen.

Nach der 1. Alt des § 351 Abs. 1 AO kann ein Einspruch gegen den &ndernden VA nur bis zum Umfang der
Anderung Erfolg haben entsprechend der durch den angegriffenen Anderungsbescheid ausgelésten Be-
schwer. Der Anderungsumfang wird dabei nicht tiber die Sache, sondern abstrakt durch den Betrag bestimmt.
Bis zu diesem Betrag kann der Stpfl nach der 1. Alt zul&ssig bzw. begriindet Einspruch einlegen. Dabei kann
der Einspruch mit einem Fehler anlésslich des Anderungsbescheids, aber auch mit einem (Alt-) Fehler beim
urspriinglichen, gednderten Bescheid begriindet werden.

Beispiele:

(1) Den bestandskraftigen ESt-Bescheid tber 50.000 € hatte das FA nach 8§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO auf
55.000 € gedndert. Mit dem Einspruch gegen den Korrekturbescheid riigt der Stpfl. zutreffend, dass
die der Anderung zugrunde gelegten Tatsachen bereits aktenkundig waren.

Da es vorliegend an den Tatbestandsmerkmalen der Anderungsvorschrift (keine nachtrégliche Tatsa-
che) fehlt, ist - unabhangig von § 351 AO - der Einspruch begriindet, der AnderungsVA aufzuheben.

(2) Den bestandskraftigen ESt-Bescheid tiber 50.000 € hatte das FA nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO wegen
nachtréglich erfahrener Mehreinnahmen auf 55.000 € gedndert. Mit dem Einspruch gegen den Kor-
rekturbescheid trégt der Stpfl. zutreffend vor, er habe bei seiner urspriinglichen ESt-Erklarung aus
Sorglosigkeit verschiedene, im Einzelnen jetzt dargelegte Sonderausgaben mit einer steuerlichen Aus-
wirkung von 3.000 € (Abwandlung: 6.000 €) Ubersehen.

Die Gesamtaufrollung nach § 367 Abs. 2 AO wird beschrénkt durch § 351 Abs. 1 AO (bzw. es liegt keine
dartber hinaus gehende Beschwer vor). Nach dessen 1. Alt kdnnen Einwendungen nur im Rahmen der
Anderung berticksichtigt werden; maRgebend ist dabei der Anderungsbetrag. Die Einwendungen miis-
sen nur die RechtmaRigkeit des Bescheids als solche betreffen, kénnen also ihre Ursache auch schon
im geanderten Bescheid haben. Der Anderungsbescheid ist daher um 3.000 € zu reduzieren (52.000 €),
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in der Abwandlung ist der Einspruch im Rahmen der angegriffenen Anderung (5.000 €) begriindet. Da-
her ist der Anderungsbescheid aufzuheben und der Einspruch im Ubrigen abzuweisen. Die (iberschie-
Renden 1.000 € gehen an die Bestandskraft verloren; grobes Verschulden i.S.v. § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO
ist zu bejahen.

Nach der 2. Alt. des § 351 Abs. 1 AO ergibt sich dariiber hinaus die Mdglichkeit zu einer Anderung in groRe-
rem Umfang, sogar bis unter den urspriinglich bestandskraftig festgesetzten Betrag. Vorausgesetzt wird das
Vorliegen von Korrekturmerkmalen.

Beispiele

(1) Unterstellen Sie, dass in der Abwandlung im vorstehenden Beispiel den Stpfl. im Hinblick auf die
weiteren Sonderausgaben mit Auswirkung von 6.000 € kein Schuldvorwurf trifft.

Nach § 351 Abs. 1, 1. Alt AO kénnte maximal die Anderung (5.000 €) aufgehoben werden. Nach der 2.
Alt kann die Steuer gar auf 49.000 € gesenkt werden; insoweit wirken korrekturrechtliche Uberlegun-
gen (8 173 Abs. 1 Nr. 2 AO) ins Rechtsbehelfsrecht hinein.

(2) Stand der gednderte Bescheid unter Vorbehalt der Nachprifung, lasst § 351 Abs. 1, 2. Alt. AO eine
Anderung geméaR § 164 Abs. 2 AO unter das Niveau des geanderten Bescheids zu.

Damit wird letztlich eine zutreffende Besteuerung im Anderungsbescheid erreicht; die Rechtslage entspricht
§ 177 AO, so wie das FA hatte &ndern miissen, hitte es im Zeitpunkt der angegriffenen Anderung samtliche
Fehler zutreffend bericksichtigt. Insoweit kann dem Stpfl. das rein rechtsbehelfsrechtlich relevante Merkmal
der formellen Bestandskraft nicht entgegengehalten werden; Korrekturen sind (aulRerhalb des 8§ 172 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO) gerade nicht fristabhangig.

15.3.7 Welche Auswirkung hat § 364b AO auf die Begriindetheit?

8§ 364b AO strafft das Rechtsbehelfsverfahren. Nach § 357 Abs. 3 Satz 3 AO ist die Angabe von Tatsachen und
Beweismitteln lediglich eine Soll-Vorschrift. Der Einspruch ist dann zuldssig, wird aber - falls eine Begriindung
dauerhaft nicht erfolgt - regelméaRig (nach Aktenlage) abgewiesen.

Beispiel:
Der Stpfl gibt keine Steuererklarung ab. Er legt Einspruch gegen den Schatzungsbescheid ein

Das FA kann in solchen Fallen zundchst um n&here Angaben bitten und darauf hinweisen, dass gegebenenfalls
eine Abweisung des Einspruchs (nach Aktenlage) erfolgt.

Nach § 364b AO kann (Ermessen) das FA aber auch dem Stpfl unter den Voraussetzungen von Nr. 1 bis 3 eine
Ausschlussfrist setzen, innerhalb derer er die Angaben machen muss. Versaumt der Stpfl. die angemessen
gesetzte Frist (regelméfig 1 Monat, AEAO zu § 364b, Nr. 2 Satz 2), werden die verspatet vorgetragenen Tat-
sachen nicht mehr beriicksichtigt (,prékludiert*). Verbdsernde Angaben werden bertcksichtigt, § 364b
Abs. 2 Satz 2 AO. Dies gilt nur, wenn eine Belehrung nach § 364b Abs. 3 AO erfolgt ist. Gegen die Fristsetzung
kann nicht isoliert Einspruch eingelegt werden, BFH vom 10.02.2020 - XI B 93/19. Der Ef kann Verlangerung
der (behdrdlichen) Frist nach § 109 AO beantragen (AEAO zu 8§ 364b, Nr. 4), aber auch Wiedereinsetzung
nach § 364b Abs. 2 Satz 3 AO.
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Beispiel:

Im vorstehenden Beispiel lieR der Stpfl mehrmalige Nachfragen des FA zu den Griinden seines Ein-
spruchs unbeantwortet. Der Finanzbeamte setzte dem Ef eine Frist von 1 Monat unter Hinweis auf die
Préaklusionswirkung. Erst nach 6 Wochen erhélt das FA die ESt-Erklarung (geringere Steuer), auf die sich
der Stpfl. nun auch fiir den Einspruch bezieht; im Ubrigen entschuldigt er sich fir die Verzégerung
unter Hinweis auf Arbeitsiiberlastung.

Der Vortrag des Stpfl. trifft erst nach Ablauf der gesetzten Frist ein. Er ist zwingend zuriickzuweisen,
da alle Tatbestandsmerkmale des § 364b AO beachtet sind. Eine Wiedereinsetzung nach § 110 AO
scheitert am Verschulden, vgl. 8 110 Abs. 2 Satz 2 AO. Der Einspruch wird abgewiesen.

Klagt der Stpfl. spater gegen die Einspruchsentscheidung, kann das Finanzgericht u.U. den verspéateten
Vortrag nach 8§ 76 Abs. 3, 79b Abs. 3 FGO doch noch bericksichtigen, aber Kostentragung nach § 137
Satz 3 FGO.

Ergeben sich Fehler aus dem Akteninhalt oder erfillt der verspéatete Vortrag die Voraussetzungen einer Kor-
rekturvorschrift, werden diese doch bertcksichtigt (AEAO zu § 364b, Nr. 3).

Beispiele:

Wird der Einspruch im obigen Beispiel mit der nachtréglich eingereichten ESt-Erklarung begriindet,
kommt es zum einen zur Préklusion. Daneben kommt eine Anderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO in
Betracht; allerdings liegt regelméfig grobes Verschulden vor. Wurde der im Schéatzungsbescheid ange-
ordnete Vorbehalt der Nachpriifung nicht zusammen mit der Praklusion aufgehoben, wird der Schéat-
zungsbescheid aber trotz Praklusion nach § 164 Abs. 2 AO geandert.

Zeigt sich im Einspruchsverfahren ein Rechtsfehler (also aulRerhalb des § 364b Abs. 1 AO) im angegrif-
fenen Bescheid, wird dieser Fehler berticksichtigt.

15.4. Verfahrensrecht
15.4.1 Welche Verfahrensvorschriften gelten fiir das Einspruchsverfahren?

Vorrangig sind die oben genannten 8§ 347 ff. AO anzuwenden; enthalten sie keine spezialgesetzlichen In-
halte, gelten nach § 365 Abs. 1 AO die allgemeinen Vorschriften zum VA.

Eine Besonderheit regelt § 365 Abs. 3 AO:

Korrigiert das FA den - zuldssig - mit Einspruch angegriffenen VA gemanR § 132 AO, wird der Korrekturbescheid
kraft Gesetzes Gegenstand des laufenden Einspruchsverfahrens. Es kommt automatisch zur Auswechslung
des Streitgegenstandes. Der Ef darf / muss also nicht den ursprunglichen Einspruch (dem inzwischen die
Beschwer fehlt) zuriicknehmen und gegen den Anderungsbescheid erneut Einspruch einzulegen (kein Rechts-
schutzbeddirfnis, BFH vom 17.03.2022 - XI R 39/19). Die Regelung gilt auch fur Widerruf und Rucknahme
geman 8§ 130, 131 AO und im Verhaltnis zwischen Vorauszahlungs- und Jahressteuerbescheid bzw. zwischen
USt-Vor- und Jahresanmeldung.

8§ 365 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 AO verdeutlicht, dass sich ein Einspruch auch gegen einen unwirksamen VA richten
kann (s.0. 2.1, 2.2). Legt der Stpfl hiergegen Einspruch ein und erlasst das FA daraufhin einen wirksamen VA,
kann damit dem Einspruch abgeholfen sein; andernfalls richtet sich nun der Einspruch gegen den wirksamen
VA. Dessen RechtmaRigkeit entscheidet jetzt Giber die Begriindetheit des Einspruchs.
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Beispiele:

(1) Mit Einspruch gegen seinen ESt-Bescheid in Hohe von 50.000 € macht der Ef Fehler bei den Wer-
bungskosten mit steuerlicher Auswirkung in Hohe von 2.000 € geltend. Wahrend des Einspruchsver-
fahrens andert das FA die Steuer gemaR § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO oder § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu.
a AO.

Uber § 365 Abs. 3 AO wird nun die ESt laut Anderungsbescheid tiberpriift.

(2) Der Stpfl. stutzt seinen Einspruch gegen den ESt-Bescheid auf Einwendungen 1 und 2. Weil das FA
hinsichtlich Einwendung 1 zustimmt, erl&sst es einen Teilabhilfebescheid nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Bu. a AO.

Der Einspruch lauft im Ubrigen weiter. Bis zur Entscheidung tiber Einwendung 2 kann der Einspruch
beliebig anderweitig oder zusatzlich erweitert werden. Erlasst das FA schliellich eine Einspruchsent-
scheidung (Einwendung 2), bezieht sich diese auf den Teilabhilfebescheid.

(3) Der Stpfl. legt Einspruch gegen seinen ESt-Bescheid ein. Wahrend die Beteiligten noch dariiber
streiten, ob der Einspruch fristgerecht erhoben wurde, setzt das FA weitere Betriebseinnahmen an und
erhoht die bislang festgesetzte ESt gemaR § 132 i.V.m. § 173 AO. Spater ergibt sich, dass der Stpfl die
Einspruchsfrist ohne Mdglichkeit der Wiedereinsetzung versaumt hatte.

Der gegen den ersten Bescheid gerichtete Einspruch wird als unzul&ssig verworfen, § 358 AO. § 365
Abs. 3 AO will lediglich ein (zuldssig) laufendes Verfahren erleichtern. Méglicherweise ist inzwischen
auch die Einspruchsfrist gegen den Anderungsbescheid verstrichen - ggf. ist wiedereinzusetzen.

15.4.2 Wann kommt das Einspruchsverfahren zum (vortibergehenden) Stillstand?

Eine Aussetzung gemaR § 363 Abs. 1 AO setzt ein ,,vorgreifliches” Verfahren mit dem Ef. voraus, das sich auf
eine aktuelle Rechtsfrage des konkreten laufenden Einspruchsverfahrens auswirkt. Eine Aussetzung steht
dann im Ermessen der Behdrde.

Beispiel:

Streitig ist ein GrESt-Bescheid. Uber die Frage eines wirksamen Eigentumsiibergangs am Grundstiick
wird derzeit in einem Zivilrechtsstreit zwischen dem Stpfl. als Kaufer und dem Verkaufer gestritten.
Der Einspruch wird zweckmaRig nach § 363 Abs. 1 AO ausgesetzt.

Ein Verfahren ruht nach § 363 Abs. 2 Satz.1 AO aus wichtigem / verniinftigen Grund, wenn der Ef. insoweit
zustimmt.

Beispiele:

Uber die streitige Frage wird demnichst eine Fortbildungsveranstaltung stattfinden; in einem ande-
ren Verfahren vor dem FG wird bald in einem vergleichbaren Fall entschieden.

Am wichtigsten ist die sog. Zwangsruhe kraft Gesetzes nach § 363 Abs. 2 Satz 2 AO. Vorausgesetzt wird dort,
dass bei bestimmten Spruchkdrpern (EuGH, BFH, ...) Gber die Verfassungsmaligkeit einer Norm bzw. (iber
eine beliebige Rechtsfrage (Auslegung einer Steuervorschrift) entschieden wird. Der Ef muss sich nur auf das
Verfahren berufen (ohne AZ 0.4.). Ruht der Einspruch wegen einer streitigen Frage, kann i.U. entschieden
werden, z.B. durch eine Teileinspruchsentscheidung nach § 367 Abs. 2a AO.

Das ruhende Verfahren wird fortgesetzt, wenn das maligebliche andere Verfahren abgeschlossen ist, sowie
nach Satz 4 auf einfachen Antrag des Ef. oder durch - ermessensgerechte - Fortsetzung seitens des FA. Eine
solche Fortsetzung ist analog 8 363 Abs. 3 AO nicht selbsténdig durch Einspruch anfechtbar, sondern wird
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durch Klage vor dem Finanzgericht gegen die Einspruchsentscheidung - isoliert - Gberprift. Setzt das FA (um-
gekehrt) aus, ist hiergegen Einspruch gegeben.

15.5. Die Entscheidung tiber den Einspruch
15.5.1 Wer entscheidet tber den Einspruch?
RegelmaRig entscheidet gemaR § 367 Abs. 1 AO die Anbringungsbehérde tiber den Einspruch.

Wurde dort der Einspruch zuléssig angebracht, anderte sich aber anschliel}end die 6rtliche Zustandigkeit,
entscheidet die nun zusténdige Behdrde.

Beispiel:

Gegen einen vom FA Heilbronn erlassenen VA legt der in Heilbronn wohnhafte Stpfl. am letzten Tag
der Frist Einspruch beim FA Heilbronn ein. Noch vor der Einspruchsentscheidung zieht er nach Stuttgart
um und teilt dies dem FA Heilbronn u./o. Stuttgart mit.

Der Einspruch ist zul&ssig, insbesondere fristgerecht (bei der Anbringungsbehérde, FA Heilbronn) er-
hoben. Uber den Einspruch entscheidet nun gemaR § 367 Abs. 1 Satz 2 AO das FA Stuttgart.

15.5.2 In welchem Umfang ist zu entscheiden?

Nur wenn ein Einspruch zul&ssig ist, wird der angegriffene VA auf seine RechtmaRigkeit hin Gberpruft (vgl.
§ 358 AQ). Die Entscheidung basiert auf der Gesamtaufrollung nach § 367 Abs. 2 AO. Sie erfasst den gesam-
ten Inhalt des Streitgegenstandes, vgl. 3.2.

15.5.3. In welcher Form entscheidet das FA?

Entscheidung durch Einspruchsentscheidung in folgenden Fallen: Halt das FA den Einspruch flr unzulassig,
verwirft es ihn nach § 358 AO als unzuléssig. Ist der zuldssige Einspruch unbegriindet, wird er abgewiesen. In
anderen Fallen muss das Einspruchsverfahren gemaf: § 367 Abs. 2 Satz 3 AO nicht notwendig durch (formli-
che) Einspruchsentscheidung abgeschlossen werden; stattdessen kann aber auch ein (punktuell wirkender)
Anderungsantrag nach § 172 Abs. 1 Satz 3 AO gestellt werden. Ergeht eine Einspruchsentscheidung, kann
dagegen geklagt werden.

Entscheidung durch Anderungs- / Aufhebungsbescheid: Treffen die Einwendungen des Ef. insgesamt zu, wird
der angegriffene VA ,;schlicht* geandert / aufgehoben geméald § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a, 2. HS AO fur
Steuerbescheide oder gleichgestellte Bescheide (anderer VA analog § 130 Abs. 1 AO). Hiergegen ist dann
wiederum Einspruch zuldssig. Stattdessen kdnnte auch eine Einspruchsentscheidung ergehen, gegen die
dann ggf. geklagt werden msste.

Ist der Einspruch nur zum Teil begriindet und nimmt der Ef. seinen Einspruch hinsichtlich des unbegriindeten
Teils nicht zuriick, erlasst das FA entweder eine (einheitliche) Einspruchsentscheidung, die teils &ndert, im
Ubrigen abweist. RegelmaRig erlasst das FA aber einen Teilabhilfebescheid. Dieser wird dann nach § 365
Abs. 3 Satz 1 AO Gegenstand des weiterhin laufenden Resteinspruchs. Dieser wird sodann durch férmliche
Einspruchsentscheidung abgewiesen.

Beispiel:

Der Stpfl. legt Einspruch gegen einen ESt-Bescheid ein. Er behauptet, die Betriebsausgaben seien zu
Unrecht um 5.000 € gekdirzt. Der Stpfl hat Recht.

Das FA wird im Wege schlichter Anderung geméaR § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO die Steuer entspre-
chend herabsetzen, ohne dass eine Einspruchsentscheidung ergehen muss. Hiergegen ist wiederum
ein Einspruch statthaft.
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Treffen die Einwendungen im Ausgangsfall nur in Hohe von 4.000 € zu, wird insoweit ein Teilabhilfe-
bescheid ergehen, in dem die Steuer entsprechend herabgesetzt werden. Der Einspruch wird anschlie-
Rend im Ubrigen abgewiesen (1.000 €). Hiergegen kann dann vor dem Finanzgericht geklagt werden.

Hat das FA durch Teilabhilfebescheid entschieden, kann es im Rahmen der Gesamtaufrollung die bis-
herige Verbesserung - nach Verbdserungshinweis - auch wieder zuriicknehmen, ohne dass es auf Kor-
rekturvorschriften ankommt.

Entscheidung durch Teileinspruchsentscheidung: Gemal § 367 Abs. 2a AO kann das FA auch tber einen (ab-
grenzbaren) Teil des Einspruchs durch Teilabweisung entscheiden. Dies muss sachdienlich sein, z.B., wenn
nur ein Teil der Sach- oder Rechtsfragen entscheidungsreif ist, aber auch dann, wenn der Einspruch nur mit
einem Musterverfahren begriindet wird, AEAO zu § 367, Nr.6. In einem zweiten (notwendigen) Teil dieser
Teilabweisung legt das FA fest, inwieweit der Einspruch im Ubrigen weiterlauft und umgekehrt der restliche
Einspruch in Bestandskraft erwachsen soll, BFH vom 17.03.2022 - XI R 39/19, BStBI 2023 1I, 295. Gegen die
Teilabweisung und / oder die Festlegung des verbleibenden offenen Teils des Einspruchs muss ggf. Klage
eingereicht werden (AEAO zu § 367, Nr. 6.3).

Beispiel

Der Ef. begriindet seinen Einspruch einerseits mit angeblichen Werbungskosten und hinsichtlich be-
stimmter Sonderausgaben mit einem vor dem BFH anh&ngigen Verfahren.

Das FA kann den Einspruch hinsichtlich der Werbungskosten abweisen, wenn es diese fiir nicht ab-
zugsféhig halt und bestimmt in dieser Einspruchsentscheidung zugleich, dass der Einspruch hinsicht-
lich des Musterverfahrens noch lauft. Wegen weiterer Einwendungen (Betriebsausgaben 0.4.) muss
der Stpfl. Klage erheben. Der Erlass einer Teileinspruchsentscheidung ist sachdienlich.

Entscheidung durch Allgemeinverfiigung: Gemaf 8 367 Abs. 2b AO kommt es bei Masseneinspriichen zu kei-
ner individuellen Entscheidung mehr. Im BStBI | und im Internet wird die allgemein einspruchsabweisende
Entscheidung bekannt gemacht. Hiergegen kann geklagt werden, wegen der Form der Entscheidungsbe-
kanntgabe innerhalb einer Jahresfrist. Ein Einspruch kann nicht insgesamt durch Allgemeinverfligung been-
det werden, AEAO zu 8§ 367, Nr.7. Wegen der Gesamtaufrollung muss immer zusétzlich eine individuelle Ent-
scheidung ergehen (vorherige Teilabweisung oder anschlieRende Einspruchsabweisung).

Im vorstehenden Beispiel kann das (noch offene) Einspruchsverfahren durch Allgemeinverfiigung end-
glltig abgeschlossen werden.

Hatte das FA dagegen keine Teilabweisung erlassen, muss im Anschluss an die Allgemeinverfiigung
doch noch eine Einspruchsentscheidung ergehen.

Entscheidung durch Neuaufnahme der Vorlaufigkeit

Stutzt der Ef seinen Einspruch auf ein Musterverfahren, kann das FA die Verfahrensruhe nach § 363 Abs. 2
Satz 2 AO bzw. evtl. das gesamte Einspruchsverfahren dadurch beenden, dass der angegriffene Steuerbe-
scheid in Bezug auf die im Musterverfahren anhdngige Rechtsfrage vorlaufig gemacht wird. Zuvor muss das
FA den Ef weder um Zustimmung bitten, noch anhdren. Damit erhalt der Ef die von ihm begehrte Rechtspo-
sition.
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15.6. Systematischer Zusammenhang zu anderen Rechtsgebieten der AO
15.6.1 Inwieweit besteht ein Zusammenhang mit Korrekturrecht?

Anders als ein Einspruch kann ein schlichter Anderungsantrag nach § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO formlos
gestellt werden; der Antrag wirkt allerdings nur punktuell.

Ein laufendes Einspruchsverfahren hindert das FA nicht, den maligebenden VA zu a&ndern. Dies ergibt sich
aus § 132 AO bzw. fiir § 129 AO aus ,jederzeit*. Der Anderungsbescheid tritt geméaR § 365 Abs. 3 AO an die
Stelle des angefochtenen Bescheids (s.0.).

Solange das FA den Bescheid korrekturrechtlich &ndern kann, ist ein Verbdserungshinweis nach § 367 Abs. 2
Satz 2 AO grundsatzlich nicht nétig, sondern nur dann, wenn die Anderung nur noch im Hinblick auf § 171
Abs. 3a AO zuléssig ist (s.0. 3.3)

Das FA hilft Einspruchen in der Form des Korrekturrechts / schlicht tiber § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Bu. a AO ab.
Hiergegen ist wiederum ein Einspruch zulassig

Das Korrekturrecht kann im Rahmen des § 351 Abs. 1, 2. Alt. AO zu einem weitgehenden Erfolg des Ein-
spruchs gegen einen bestandskraftigen Bescheid fiihren.

Auch nach Anwendung des § 364b AO gilt Korrekturrecht.
15.6.2 Inwieweit besteht ein Zusammenhang zur Aussetzung der Vollziehung?

Eine Aussetzung der Vollziehung gemaR § 361 AO (bzw. § 69 FGO) setzt einen Einspruch (oder eine Anfech-
tungsklage) voraus.

15.6.3 Inwieweit wirkt sich ein Einspruch bei der Festsetzungsverjahrung aus?

Gemald § 171 Abs. 3a AO begriindet ein in unverjahrter Zeit eingelegter Einspruch eine Ablaufhemmung bis
zur bestands- / rechtskraftigen Entscheidung uber den Einspruch / die Klage.

15.6.4. Inwieweit besteht ein Zusammenhang mit einer Klage vor dem Finanzgericht?

Untéatigkeit im Einspruchsverfahren fiihrt zu einer Untétigkeitsklage nach § 46 FGO, vgl. BFH vom 23.03.2021
- VIIR 7/109.

Ein erfolgloser Einspruch ist nach § 44 FGO i.d.R. Sachurteilsvoraussetzung fiir Anfechtungsklage oder Ver-
pflichtungsklage (8 40 Abs. 1 FGO).

Eine Klage kann trotz Praklusion im Einspruchsverfahren doch noch erfolgreich sein, wenn keine Verzdge-
rung eintritt, 88 76 Abs. 3i.V.m. 79b Abs. 3 FGO. Allerdings muss der Kl&ger - trotz eines Obsiegens - gemaf
§ 137 Satz 3 FGO die Kosten insoweit tragen.
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16. Festsetzungs- und Feststellungsverjéahrung

16.1 Gesetzliche Regelungen und Arten der Verjéhrung
16.1.1Welche Vorschriften regeln die Verjahrung im Steuerrecht?

Die AO unterscheidet zwei Arten der Verjahrung: Zum einen regeln die §8 169 ff AO die Festsetzungsverjéh-
rung (FVj), d.h. den Anspruch des Fiskus auf Festsetzung oder Korrektur eines Steueranspruches. Dem wei-
testgehend gleichgestellt sind die Vorschriften tiber die Verjdhrung beziiglich des Anspruches auf Feststellung
von Besteuerungsgrundlagen, die sog. Feststellungsverjahrung. Zum andern enthalten die 8§ 228 ff AO die
Regelungen zur Zahlungsverjahrung (ZVj). Hiernach richtet sich z.B., wie lange eine Steuer erhoben werden
darf. Dartiber hinaus sind in zahlreichen anderen Vorschriften ergdnzende Regelungen zur Festsetzungsver-
jahrung enthalten, so z.B. in § 174 oder § 175 AO in Zusammenhang mit den Korrekturmdoglichkeiten. Zu
beachten sind noch Regelungen beziglich spezieller Steuer-VAe mit eigenen Verjahrungsregeln, so z.B. in
§ 191 Abs. 3 und 4 AO flr den Haftungsbescheid.

16.1.2Welchen Sinn haben die Verjahrungsregelungen?

Die Bedeutung der Verjahrungsvorschriften besteht darin, dass nach einem gewissen Zeitablauf hinsichtlich
der jeweiligen Anspriiche Rechtssicherheit und Rechtsfrieden eintreten soll, wobei letztlich auch ein rechts-
widriges Ergebnis hingenommen wird.

16.2 Anwendungsbereich der Festsetzungsverjahrung:
16.2.1Welche Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis (8 37 AO) missen festgesetzt werden?

Von den in § 37 AO geregelten Anspriichen missen der Steueranspruch (§ 155 Abs. 1 AO), der Vergiitungs-
anspruch (8 155 Abs. 4 AO), sowie der Haftungsanspruch (§ 191 AO) festgesetzt werden. Erstattungsanspri-
che bediirfen grundsétzlich keiner Festsetzung, es sei denn ein Gesetz verlangt dies ausdricklich - insbeson-
dere der Erstattungsanspruch nach § 37 Abs. 2 AO muss nicht festgesetzt werden. Von den steuerlichen Ne-
benleistungen (8 3 Abs. 4 AO) werden das Verzdgerungsgeld (8 146 Abs. 2c AO), das Verspatungsgeld (§ 22a
Abs. 5 EStG), der Verspatungszuschlag (§ 152 AO), Steuerzuschldge gemal § 162 Abs. 4 und 4a AO, Mitwir-
kungsverzdgerungsgelder und Zuschlage zum Mitwirkungsverzdgerungsgeld (8 200a Abs. 2 und 3 AO), Zinsen
(8 233 ff AO), Zwangsgelder (8 329 AO), sowie Gebihren fir verbindliche Auskiinfte gem. § 89 Abs. 3 AO
(AEAO § 89, Nr. 4.4.1) und Kosten im Vollstreckungsbereich (8§ 337 ff. AO, ,,Kostenansatz®, vgl. 8§ 346 Abs. 2
AO) festgesetzt - SAumniszuschlage hingegen nicht.

16.2.2Bei welchen festzusetzenden Anspriichen sind die Vorschriften tber die Festsetzungsverjahrung zu
beachten?

Lesen Sie 8 169 Abs. 1 Satz 1 und 2 AO sowie Nr. 5 des AEAO vor §§ 169 his 171 AO!

Der FVj unterliegen nach dem Wortlaut des § 169 Abs. 1 Satz 1 und 2 AO nur der Anspruch auf Festsetzung,
Aufhebung und Anderung sowie Berichtigung von Steuerbescheiden. Nur dann, wenn fiir andere Anspriiche
(und diesbezigliche Bescheide) die entsprechende Anwendung der Vorschriften iber die Steuern vorge-
schrieben ist, unterliegen auch sie der FVj.
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Deshalb unterliegen der FVj auch Vergitungsanspriiche (8 155 Abs. 4 AO), gesonderte Feststellungen (§ 181
Abs. 1 AO, Feststellungsverjéhrung), Messbetrage (8 184 Abs. 1 Satz 3 AO), Zerlegungs- und Zuteilungsbe-
scheide (88 185, 190 Satz 2 AO), und Realsteuern (§ 1 Abs. 2 Nr. 4 AO). Furr den Haftungsanspruch enthalt
§ 191 Abs. 3 und 4 AO eine eigenstandige Regelung.

16.2.3Welche steuerlichen Nebenleistungen unterliegen der Festsetzungsverjahrung?

Von den in § 3 Abs. 4 AO geregelten steuerlichen Nebenleistungen ist die FVj nur fur die Zinsen wegen der
Verweisung in § 239 Abs. 1 Satz 1 AO von Bedeutung (auBerdem gibt es in § 346 AO eine Sonderregelung fur
Vollstreckungskosten).

Der Bescheid Uber Steuerzuschlage gemél § 162 Abs. 4 AO ist kein den Steuerbescheiden gleichgestellter
Bescheid (BMF-Schreiben vom 12.04.2005, BStBI. | 2005, 570) und unterliegt mangels Verweisung auf die
88 169 ff. AO nicht der FVj.

Saumniszuschlége (8§ 240 AO) unterliegen nicht der FVj, weil sie kraft Gesetzes entstehen und gemaR § 218
Abs. 1 AO keiner Festsetzung beddrfen.

Verspatungszuschlage und Zwangsgelder (8§ 152, 329, 333 AO) werden zwar festgesetzt (s.0.), unterliegen
aber nicht der FVj, weil die AO firr sie nicht auf die Vorschriften fir die Steuern verweist. Es wére aber ermes-
sens- und damit rechtswidrig, Verspatungszuschlage und Zwangsgelder wegen verjahrter Steuern festzuset-
zen (AEAO zu § 169, Nr. 5).

§ 152 Abs. 11 AO enthalt fur Verspatungszuschlage eine andersgeartete zeitliche Grenze: Sie sollen mit dem
Steuerbescheid, dem Gewerbesteuermessbescheid oder Zerlegungsbescheid verbunden werden. Bei verspé-
teter Abgabe einer Steueranmeldung ist der Verspatungszuschlag durch besonderen VA festzusetzen, AEAO
Zu § 152, Nr. 6.

16.3 Rechtsfolgen der Verjahrung

16.3.1Welche Folgen hat die Verjéhrung? Stellen Sie den Unterschied zwischen den Rechtsfolgen der Ver-
jahrung im Steuerrecht zu denen im Zivilrecht dar!

Lesen Sie § 47 AQO!

Materiell-rechtlich hat die eingetretene Verjahrung das Erléschen des Anspruches zur Folge. Diese Anderung
der Rechtslage gilt sowohl fiir den Festsetzungs- als auch fiir den Zahlungsanspruch und ist von der Finanz-
behtrde von Amts wegen zu beachten. Dies ist der entscheidende Unterschied zum Zivilrecht, da hier die
Verjéhrung von den Zivilgerichten nur auf (ausdrtcklich zu erhebende) ,.Einrede” (8§ 214 BGB) beachtet wer-
den darf.

Verfahrensrechtliche Folge des Verjéhrungseintritts ist bei der FVj, dass ein Bescheid weder erstmals ergehen
darf, noch dass er (zu Gunsten wie zu Lasten des Stpfl) korrigiert werden darf, § 169 Abs. 1 Satz 1 und 2 AO.
Bei ZVj darf vom Finanzamt die Bezahlung festgesetzter Steuern nicht mehr gefordert werden.

Die Festsetzungsverjahrung schliet jedoch Ermittlungshandlungen der Finanzbehdrde im Einzelfall (z.B.
nach den §§ 88, 92 ff., 193 ff., 208 Abs. 1 Nr. 2 AO) nicht aus.

16.3.2Welche Folgen haben nach Eintritt der FVj/FeststellVj erlassene Bescheide?

Diese Bescheide sind nach der Rspr. nur rechtswidrig, aber nicht nichtig. Der u.U. schwerwiegende Fehler
(8 125 Abs. 1 AO) ist infolge der Kompliziertheit des Verjahrungsrechts jedenfalls nicht offenkundig. Entspre-
chende Bescheide sind auch vollstreckbar (AEAO vor 88 169 bis 171, Nr. 4).
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16.4 Klausurtipp: In einer Klausur sollten Sie

o zunachst den Beginn der Verjahrung festlegen, danach

die Dauer und das reguldre Ende der Verjéahrungsfrist ermitteln,

ggf. das Eingreifen einer Ablaufhemmung/Unterbrechung prifen,

ggf. die Fristwahrung untersuchen und

die Rechtsfolgen eines VerstoRes gegen die Verjahrung bestimmen.

16.5 Beginn der Festsetzungs- und Feststellungsverjahrung

16.5.1In welchen Vorschriften ist der Beginn der Festsetzungs- und Feststellungsverjdhrung geregelt?
Welche Bestimmung enthélt die gesetzliche Grundregel?

Der Verjéhrungsbeginn ist fir die FVj geregelt in 8 170 AO, fiir die Feststellungsverjahrung gilt wegen § 181
Abs. 1 Satz 1 AO grundsatzlich das gleiche. Den Grundsatz fir den Verjahrungsbeginn enthalt § 170 Abs. 1
AO. Danach beginnt die Verjahrung grundséatzlich mit Ablauf des Kalenderjahres, in welchem der Anspruch
entstanden ist. In 8 181 Abs. 3 Satz 1 AO findet sich eine Regelung fiir die gesonderte Feststellung von Grund-
steuerwerten. Die Feststellungsfrist beginnt hier mit Ablauf des Kalenderjahres, auf dessen Beginn die Haupt-
feststellung, die Fortschreibung, die Nachfeststellung oder die Aufhebung eines Grundsteuerwerts vorzuneh-
men ist.

Fir Besitz- u. Verkehrssteuern wird der Fristbeginn jedoch regelméRig durch eine Anlaufhemmung hinaus-
geschoben. Durch diese Regelungen wird der Grundsatz des § 170 Abs. 1 AO in klausurrelevanten Fallen fak-
tisch zur Ausnahme!

§ 170 Abs. 1 AO findet letztendlich nur Anwendung auf Vorauszahlungsbescheide sowie auf Zélle und Ver-
brauchsteuern. Die Norm gilt ferner fiir die erstmaligen Festsetzungen von Steuern und Steuervergitungen,
die nur auf Antrag (Antragsveranlagung nach § 46 Abs. 2 EStG) erfolgen.

Wegen des Beginns der Frist fur die gesonderte Feststellung von Grundsteuerwerten lesen Sie § 181 Abs. 3
und 4 AO. Fur Haftungsbescheide gilt § 191 Abs. 3 AO. Bei Zinsen und Kosten der Vollstreckung ergibt sich
der Beginn der Festsetzungsfrist aus § 239 Abs. 1 Satz 2 bzw. § 346 Abs. 2 Satz 2 AO. Hinsichtlich der Ver-
spatungszuschlage vgl. AEAO zu 8§ 169, Nr. 5.

16.5.2Welche Regelung sieht die Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO fiir den Verjahrungs-
beginn vor? Worin besteht lhr Sinn?

8170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO (und entsprechend 8§ 181 Abs. 3 Satz 2 AO fur Grundsteuerwert-Feststellungen)
giltin den Féllen, in denen eine Erklarungspflicht besteht. Danach sind zwei Alternativen zu unterscheiden:

e nachder 1. Alt. beginnt die Verjahrung mit Ablauf des Jahres des Erklarungseinganges,

e nach der 2. Alt. spétestens jedoch mit Ablauf des dritten Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr
folgt, in dem die Steuer entstanden ist, sog. maximale Anlaufhemmung.

Damit will der Gesetzgeber verhindern, dass durch spates Einreichen der Erklarung, die dem Finanzamt zur
Verfiigung stehende Bearbeitungszeit verkiirzt wird.

Wird die eine Pflichtveranlagung begriindende Steuererklarung allerdings erst nach dem Ablauf der Festset-
zungsfrist des § 169 Abs. 2 AO abgegeben, so entfaltet diese keine anlaufhemmende Wirkung nach § 170
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO (BFH vom 28.03.2012 - VIR 68/10).
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Beispiel:
Der Stpfl. A reicht die nach 8 56 EStDV einzureichende ESt-Erklarung fur das Kalenderjahr 03 ein
a) am 30.01.05
b) am 31.01.06
c) am 25.01.07
d) garnicht.

Die Festsetzungsfrist beginnt gemél3 § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO mit Ablauf des Kalenderjahres

a) 05 (Jahr der Erklarungsabgabe, 1. Alt.)
b) 06 (Jahr der Erklarungsabgabe, 1. Alt.)

c) 06 (drittes Jahr nach Entstehung, 2. Alt.; Entstehung nach § 38 AO i.V.m. § 36 Abs. 1 EStG bereits
in 03)

d) 06 (wie c).

Die Erteilung einer Nichtveranlagungs-Bescheinigung nach § 44a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG beendet nicht die
Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO (BFH-Beschluss vom 15.05.2013 - VIR 33/12, BStBI. 11 2014
S. 238).

16.5.3Welche Erklarungspflichten kennen Sie?

Man unterscheidet gesetzliche und behérdliche Erklarungspflichten. Bei gesetzlichen Erklarungspflichten
ergibt sich die Erklarungspflicht unmittelbar aufgrund eines Gesetzes, z.B. § 149 Abs. 1 Satz 1 AO i.V.m. § 25
Abs. 3 EStG i.V.m. § 56 EStDV, § 18 UStG, § 31 Abs. 1 KStG i.V.m. § 25 Abs. 3 EStG, bei behordlichen Erkla-
rungspflichten folgt die Erklarungspflicht aus der behdérdlichen Aufforderung gemal § 149 Abs. 1 Satz 2 AO,
einem selbstandigen Steuer-VA.

Ist der Steuerpflichtige berechtigt aber nicht verpflichtet, eine Steuererklarung abzugeben (z.B. Antragsver-
anlagung nach § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG), greift die Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO nicht.

16.5.4 Kann eine Steuerfestsetzung, die nur auf Antrag hin erfolgt und deshalb keiner Anlaufhemmung
unterliegt, durch spatere Aufforderung zur Erklarungsabgabe gemal? § 149 Abs. 1 Satz 2 AO zu ei-
ner Festsetzung mit Anlaufhemmung werden?

Mit dieser Frage haben sich zwei Entscheidungen des BFH (BStBI. 1999 Il S. 4 und 6) befasst: Danach kann
eine bereits eingetretene FVj nicht mehr riickwirkend beseitigt werden - etwas anderes gilt aber, wenn die
Aufforderung zur Erklarungsabgabe noch innerhalb der laufenden Verjéhrungsfrist erfolgt.

Die Anlaufhemmung greift auch dann nicht, wenn eine behdérdliche Aufforderung zur Abgabe einer Steuer-
erklarung dem Steuerpflichtigen erst nach dem Ablauf der Festsetzungsfrist des § 169 Abs. 2 AO zugeht oder
eine Pflichtveranlagung begriindende Steuererklarung erst nach dem Ablauf der Festsetzungsfrist des § 169
Abs. 2 AO abgegeben wird (BFH vom 28.03.2012 - VI R 68/10, BStBI. I S. 711).

16.5.5In welchen Féllen hat die Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 3 AO Bedeutung?

§ 170 Abs. 3 AO sieht in Féllen einer antragsbedingten (erstmaligen) Festsetzung eine Anlaufhemmung fir
die Korrektur (Aufhebungen, Anderungen, Berichtigungen gemaR § 129 AO) dieser Festsetzung vor: Die FVj
beginnt mit Ablauf des Jahres, in welchem der Antrag auf die erstmalige Festsetzung beim FA einging.
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Die Anlaufhemmung des § 170 Abs. 3 AO bezieht sich lediglich auf die Aufhebung, Anderung oder Berichti-
gung der aufgrund eines Antrages erfolgenden Festsetzung (Félle des § 170 Abs. 1 AO). Ohne diese Regelung
bliebe dem Finanzamt u.U. nur wenig oder gar keine Zeit fir die Korrektur.

Beispiel:

Der ledige Stpfl. B, der nur Einkiinfte aus nichtselbstandiger Arbeit hat, beantragt am 18.12.02 eine
Einkommensteuerveranlagung fiir 01. Der ESt-Bescheid vom 18.05.03 wird bestandskréftig und unan-
fechtbar. Im Oktober 05 erkennt das Finanzamt, dass B Werbungskosten zuerkannt wurden, die die-
sem nicht zustanden, weil er keine entsprechenden Zahlungen leistete.

Die FVj fur die erstmalige Festsetzung der ESt 01 beginnt nach § 170 Abs. 1 AO mit Ablauf des Entste-
hungsjahres 01 (§ 36 Abs. 1 EStG). Es greift weder die Anlauthemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
AO ein - da 8 56 EStDV in diesem Fall keine Erklarungspflicht vorsieht - noch nach § 170 Abs. 3 AO, da
diese Bestimmung nicht fiir erstmalige Festsetzungen, sondern nur fiir Korrekturen gilt.

Fur die wohl nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO durchzufuihrende Korrektur in 05 bewirkt 8 170 Abs. 3 AO eine
Anlaufhemmung. Diese beginnt mit Ablauf des Jahres, in welchem der Antrag auf die erstmalige Fest-
setzung gestellt wurde, also mit Ablauf 02. Da die Verjahrungsfrist mindestens vier Jahre betragt (8§ 169
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO) kann eine Korrektur bis Ablauf 06 erfolgen.

16.6 Dauer der Verjahrungsfrist
16.6.1Welche Vorschrift regelt allgemein die Fristdauer bei der Festsetzungsverjahrung?

Der Grundsatz fir die Dauer der FVjist in 8 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 AO enthalten: Danach betrégt die
Fristdauer fur Verbrauchsteuern und Verbrauchsteuervergiitungen ein Jahr, fur die tibrigen Steuern (Besitz-
und Verkehrssteuern) hingegen vier Jahre. Soweit also das Finanzamt eine Steuer verwaltet, ist grundsatzlich
die FVj mit einem Fristlauf von vier Jahren ab dem nach § 170 AO zu bestimmenden Beginn zu berechnen.

Wegen der Frist fir die gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen (Feststellungsfrist) beachten
Sie § 181 Abs. 3 AO, fiir den Erlass von Haftungsbescheiden § 191 Abs. 3 AO.

16.6.2Welche weiteren Fristlaufe sieht das Gesetz vor? Erlautern Sie diese im Verhaltnis zu § 164 Abs. 4
AQ?

Allerdings sind bei der FVj einige Ausnahmen zu beachten: Nach § 169 Abs. 2 Satz 2 AO i.V.m. §8 378, 370
AO betragt die Fristdauer finf Jahre, soweit die Steuer leichtfertig verkiirzt wurde und zehn Jahre, soweit die
Steuer vorsatzlich hinterzogen wurde. Aus dem Begriff ,,soweit” folgt, dass die verldngerte Frist nur fir den
jeweils verkirzten Teil der Steuer gilt, fir den tbrigen Teil bleibt es bei der regularen Fristdauer (Grundsatz
der Teilverjahrung). In beiden Féllen ist die Rechtssicherheit zu Lasten des Stpfl. eingeschrankt zu Gunsten
des Bedirfnisses nach zutreffender Steuerfestsetzung. Die Veranlagungsstelle des Finanzamts hat das Vor-
liegen der Voraussetzungen selbsténdig zu prifen. Es kommt fur eine Anwendung der verlangerten Fristen
nicht darauf an, ob es tatsachlich zu einer Bestrafung oder BuRgeldfestsetzung gekommen ist. Die verléanger-
ten Fristen kommen selbst dann in Betracht, wenn von der Strafverfolgung wegen Geringfugigkeit abgesehen
wird (8 153 StPO) oder StrafausschlieBungsgriinde (z.B. Selbstanzeige nach § 371 AO) einer Bestrafung ent-
gegenstehen.

Die Verlédngerung der Festsetzungsfrist fiir hinterzogene oder leichtfertig verkiirzte Steuern verlangert jedoch
nicht die Wirksamkeit eines Vorbehalts der Nachprifung (vgl. AEAO zu § 164, Nr. 7). § 169 Abs. 2 Satz 2 AO
ist auch dann anzuwenden, wenn der Steuerbescheid unter dem VdN ergangen ist; 8 164 Abs. 4 Satz 2 AO
regelt lediglich, dass § 169 Abs. 2 Satz 2, § 170 Abs. 6 und § 171 Abs. 7, 8 und 10 AO bei Bestimmung des
Ablaufs der fur § 164 Abs. 4 Satz 1 AO maRgeblichen ,,Schattenverjahrungsfrist” nicht anzuwenden sind.
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16.6.3Welche Bedeutung hat § 169 Abs. 2 Satz 3 AO?

Bei den verlangerten Festsetzungsfristen braucht der Stpfl. die Steuerhinterziehung bzw. Steuerverkiirzung
nicht selbst begangen zu haben, es gentigt fur die Anwendbarkeit, dass ein anderer die Tat begangen hat. Ist
diese andere Person ein Vertreter, derer sich der Stpfl. zur Erfiillung seiner steuerlichen Pflichten bedient
(z.B. Prokurist oder Steuerberater) muss sich der Stpfl. die verlangerte Frist immer zurechnen lassen. Ist die
Tat hingegen von einem Dritten begangen, der den Stpfl. nicht in steuerlichen Angelegenheiten vertreten
darf, kann der Stpfl. die Anwendung der verldngerten Fristlaufe verhindern, indem er nachweist, dass er aus
der Tat weder einen Vermdgensvorteil erlangt hat, noch dass er die erforderlichen Vorkehrungen zur Verhin-
derung von Steuerverkirzungen unterlassen hat, sog. Exkulpationsmdglichkeit.

16.6.4Welche Sonderregelung gilt fiir den Fristlauf bei Zinsbescheiden?

Nach § 239 Abs. 1 Satz 1 AO betrégt die Fristdauer nur ein Jahr. Deshalb sollte in einer Klausur, bei der es um
den Erlass bzw. die Korrektur von Zinsbescheiden geht, die FVj immer berechnet werden. Beachten Sie dabei
die Vorschriften fur den Fristbeginn in § 239 Abs. 1 Satz 2 AO. Fir die Vollstreckungskosten siehe § 346 AO.

16.7. Reguléres Fristende
16.7.1Nach welchen Vorschriften errechnet sich das regulére Fristende?

Uber § 108 Abs. 1 AO sind fiir die Fristberechnung die §§ 187 ff BGB anzuwenden. Zu beachten ist aber § 108
Abs. 3 AO: Féllt das Ende der Festsetzungsfrist auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen
Sonnabend, endet sie erst mit dem Ablauf des nachstfolgenden Werktags - den 2. Januar des Folgejahres
(BFH vom 20.01.2016 - VI R 14/15; BStBI. 2016 II, 380; AEAO vor 88 169 ff, Nr. 3).

Der BFH widerspricht damit einer im Schrifttum vertretenen Auffassung, nach der § 108 Abs. 3 AO nur auf
Handlungs- und Erklarungsfristen (sog. ,,eigentliche” Fristen) anwendbar sein soll, nicht auch auf ,,uneigent-
liche” Fristen. Unter die eigentlichen Fristen fallen Fristen, innerhalb derer Beteiligte eine rechtserhebliche
Handlung (Erklarung, Antragstellung, Zahlung usw.) vornehmen soll. Zu den uneigentlichen Fristen gehéren
Zeitréume, die - ohne ein bestimmtes Tatigwerden zu verlangen - allein durch ihren Ablauf einen Anspruch
oder ein Recht zum Tatigwerden zum Erléschen bringen. Die Unterscheidung zwischen eigentlichen und un-
eigentlichen Fristen hat der BFH fiir § 108 Abs. 3 AO aufgegeben, da die Regelung nicht zwischen verschiede-
nen Arten von Fristen unterscheidet (BFH vom 14.10.2003 - IX R 68/98, BStBI. 2003 11, 898). Die Entscheidung
ist im Ubrigen fir die Verjahrung zum Jahresende 2028 wieder von Bedeutung, da der 31.12.2028 auf einen
Samstag fallt.

Im Ubrigen ist Silvester als Feiertag bei der Fristberechnung nicht einem gesetzlichen Feiertag gleichzustellen
(BFH vom 20.03.2018 - Il B 135/17 (NV)).

16.8 Fristwahrung

16.8.1Was muss das Finanzamt unternehmen, um die Festsetzungsfrist zu wahren?
Lesen Sie 8 169 Abs. 1 Satz 3 AO!

Vor Eintritt der FVj muss

(Nr.1) der Steuerbescheid oder im Fall des § 122a AO die elektronische Benachrichtigung entweder den
Bereich der fiir die Steuerfestsetzung zustandigen Finanzbehorde verlassen haben oder

(Nr. 2) bei offentlicher Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes (VwZG) die Benachrichti-
gung bekannt gemacht oder verdéffentlicht sein.

Der Sinn dieser Regelung besteht darin, dass die Fristwahrung unabhéngig von den Zufélligkeiten des Be-
kanntgabeverfahrens erfolgen soll.
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Fir die Wahrung der Festsetzungsfrist ist gemal § 169 Abs. 1 Satz 3Nr. 1 AO derjenige Zeitpunkt maRgeblich,
in dem der Steuerbescheid den Bereich der fiir die Steuerfestsetzung zusténdigen Finanzbehdrde verlassen
hat. Auf den Zeitpunkt, in dem eine Steuererklarung bei der Finanzbehérde eingereicht wurde, kommt es
nicht an (BFH vom 28.07.2021 - X R 35/20 (NV)).

Im Fall der Bekanntgabe nach § 122a AO (durch Bereitstellung zum Datenabruf) ist die Festsetzungsfrist nach
§ 169 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 AO gewahrt, wenn die vor Ablauf der Festsetzungsfrist versandte elektronische Be-
nachrichtigung tatsachlich zugegangen ist oder die elektronische Benachrichtigung vor Ablauf der Festset-
zungsfrist versandt worden ist, der Adressat den Zugang der Benachrichtigung bestreitet, er den Verwal-
tungsakt aber tatsachlich abgerufen hat. Der Zeitpunkt des Abrufs des Verwaltungsakts ist dabei unerheblich
(vgl. AEAO zu § 169, Nr. 1).

16.8.2Ist eine nachfolgende, tatséchliche Bekanntgabe erforderlich oder genligt die Postaufgabe?

Viele Jahre herrschte Streit zwischen den verschiedenen Senaten des BFH dariiber, ob der konkrete, vor Fris-
tende zur Post gegebene Bescheid dem Stpfl. irgendwann wirklich zugegangen sein muss. Dieser Streit ist
durch Entscheidung des Grof3en Senats des BFH vom 25.11.2002 (BStBI. Il 2003, 548; AEAO zu § 169, Nr. 1)
entschieden:

»Die Festsetzungsfrist ist nicht gemaR § 169 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 AO gewahrt, wenn der Steuerbescheid, der
vor Ablauf der Festsetzungsfrist den Bereich der fur die Steuerfestsetzung zusténdigen Finanzbehdrde ver-
lassen hat, dem Empfénger nicht zugeht.” Dies bedeutete eine vollige Abkehr von der bisherigen Auffassung.

Zu den Folgen, vgl. Ubungsfall 3.

Der Grol3e Senat sieht den Sinn der Vorschrift ,,nach Wortlaut, dem Regelungszusammenhang und der Ent-
stehungsgeschichte* darin zu verhindern, dass Verzégerungen - aber nur Verzégerungen! - beim Zugang des
Bescheids zu Lasten des FA gehen. Die Verwaltung hat das Urteil akzeptiert, obwohl es fiir die Stpfl. Miss-
brauchsmdglichkeiten ertffnet. Wenn der Stpfl. den Zugang des Bescheids bestreitet, kann das FA die Fest-
setzung nicht mehr nachholen, wenn die Verjahrung bereits eingetreten ist.

Bei einheitlichen Feststellungsbescheiden gentigt zur Wahrung der Feststellungsfrist die Bekanntgabe gegen-
tiber einem Feststellungsbeteiligten. Die Bekanntgabe gegeniiber anderen Beteiligten kann spéter fristlos
nachgeholt werden.

16.8.3Ist im Falle einer Versdumung der Festsetzungsfrist eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
nach § 110 AO mdglich?

Nach BFH vom 02.03.2011 - IX B 88/10, BFH/NV 2011, 1295 geh0rt die (gesetzliche) Festsetzungsfrist i.S.d.
§ 169 AO nicht zu den wiedereinsetzungsfahigen Fristen gemal § 110 AO. Gleiches gilt fir die (gesetzliche)
Feststellungsfrist. Dies ergibt sich daraus, dass den Burger innerhalb dieser Frist keine Handlungspflicht trifft.
Auch ein Anderungsantrag, der - rechtzeitig gestellt - eine Ablaufhemmung herbeifiihrt (vgl. § 171 Abs. 3 AO),
bedeutet Handlungs-Recht, nicht Handlungspflicht. Die §8 169 ff AO richten sich die Verwaltung und begren-
zen deren Recht zum Erlass eines VA bzw. - bei der Zahlungsverjahrung - der Erhebung einer festgesetzten
Steuer.
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16.9 Ablaufhemmungstatbestdnde gemaR § 171 Abs. 1 bis 15, § 181 Abs. 5 AO
16.9.1Worin besteht die Gemeinsamkeit samtlicher Ablaufhemmungstatbestande?

Gemeinsames Prinzip sdmtlicher Ablaufhemmungstatbesténde ist, dass das reguldre Fristende, berechnet
aus Beginn + Dauer, in die Zukunft hinausgeschoben wird, wobei ggf. das Prinzip der Kalenderverjahrung
(Verjéahrungseintritt mit Ablauf des 31.12.) durchbrochen wird.

Beispiel:

Die FVj wirde reguldr mit Ablauf 2024 eintreten. Vom 15. Juni bis 18. Juli 2024 ist das Finanzamt wegen
einer ansteckenden Krankheit geschlossen.

Wegen § 171 Abs. 1 AO wird der Zeitraum, in welchem das Finanzamt wegen héherer Gewalt im letz-
ten halben Jahr vor Eintritt der reguléren FVj an der Festsetzung gehindert war (vom 01.07. bis zum
18.07.), an das reguldre Ende ,,angehéngt“: Ablaufhemmung bis zum 18.01.2025 (Samstag). GemaR
8§ 108 Abs. 3 AO wird das Fristende auf den Ablauf des 20.01.2025 verschoben.

Den sachlichen Umfang der Ablaufhemmung bildet der (in der Zeit vom 01.07. bis 18.07.) verhinderte
Steuer-VA.

Klausurtipp:

o Prifen Sie die Ablaufhemmung immer erst, nachdem Sie das reguldre Fristende darge-
stellt haben.

o Prifen Sie alle einschlagigen Ablaufhemmungstatbestande.
e Gehen Sie dabei nach folgendem Schema vor:
- Voraussetzungen der Ablaufhemmung
- zeitlicher Umfang der Ablaufhemmung
- sachlicher Umfang der Ablaufhemmung
16.9.2Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 2 AO?

Die Ablaufhemmung gemaR § 171 Abs. 2 Satz 1 AO setzt die Bekanntgabe eines Bescheides voraus, der an
einer offenbaren Unrichtigkeit i.S.d. § 129 AO leidet. In diesem Fall greift eine Ablaufhemmung zeitlich bis
Ablauf eines Jahres seit der Bekanntgabe dieses Bescheides, sachlich entsprechend dem Berichtigungsum-
fang gem. § 129 AO.

Beispiel:
Die FVj tritt Ende 2024 ein. Das Finanzamt gibt am 10.10.2024 einen Steuerbescheid bekannt, der eine
offenbare Unrichtigkeit i.S.d. § 129 AO enthalt.
Die Berichtigung ist bis zum 10.10.2025 mdglich.

War die offenbare Unrichtigkeit bereits in einem friiheren Bescheid unterlaufen, der im letzten Jahr der Vj-
Frist geandert wird, und ,,schleppt” dieser Anderungsbescheid die offenbare Unrichtigkeit unverandert wei-
ter, so greift die Ablauthemmung nach § 171 Abs. 2 AO nicht mehr ein. Die Jahresfrist knipft an den Bescheid
an, der die offenbare Unrichtigkeit erstmals enthielt (BFH vom 08.03.1989 - X R 116/87).

Die Aufhebung des VdN gilt gem. 8 164 Abs. 3 Satz 2 AO als (endgiiltige) Festsetzung. Enthélt der Bescheid
eine offenbare Unrichtigkeit, kann sie das FA innerhalb eines Jahres berichtigen; anders nach dem Wegfall
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des VAN gem. § 164 Abs. 4 AO. Ob die Ablaufhemmung auch greift, wenn der mit der offenbaren Unrichtig-
keit behaftete Bescheid erst nach FVj (d.h. unter VerstoR gegen § 169 Abs. 1 Satz 1 AO) ergeht, ist sehr strei-

tig.

Die Ablauthemmung gemaR § 171 Abs. 2 Satz 2 AO verfolgt einen anderen Zweck: Das FA soll auch in Féllen,
in denen dem Steuerpflichtigen Schreib- oder Rechenfehler bei der Erstellung seiner Steuererkléarung unter-
laufen sind, innerhalb eines Jahres ab Bekanntgabe des mit einem solchen Fehler behafteten Steuerbescheids
diesen Bescheid gemél3 § 173a AO andern oder aufheben kdnnen, soweit durch diese Schreib- oder Rechen-
fehler unzutreffend rechtserhebliche Tatsachen mitgeteilt wurden.

Zeitlicher Umfang: bis Ablauf eines Jahres seit Bekanntgabe des Bescheids
Sachlicher Umfang: Aufhebung oder Anderung gemaR § 173a AO

Hinweis: § 173a AO ist erstmals auf Steuerbescheide anzuwenden, die nach dem 31.12.2016 erlassen worden
sind. Diese Vorschrift bestimmt, dass auch, bzw. nur Schreib- und Rechenfehler, die dem Steuerpflichtigen
unterlaufen sind, korrigierbar sind. Fir diese Félle ist § 129 AO nicht anwendbar, da die Berichtigungsvor-
schrift nur greift, wenn entsprechende Fehler i.S.d. § 129 AO dem Finanzamt unterlaufen oder zuzurechnen
sind.

16.9.3Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO?

§ 171 Abs. 3 AO setzt einen Antrag auf Steuerfestsetzung oder Korrektur einer Steuerfestsetzung bzw. eines
gleichgestellten Bescheids voraus, wobei der Antrag gestellt sein muss vor Eintritt der Festsetzungsverjah-
rung. Dieser bewirkt dann eine Ablaufhemmung zeitlich bis zur Unanfechtbarkeit der Entscheidung tiber den
Antrag, sachlich entsprechend dem Umfang des Antrags (d.h. seiner steuerlichen Auswirkung!), aber nur fur
den Antragsteller. 8 171 Abs. 3 AO will damit verhindern, dass sich Antrage durch einfaches ,,Nichtstun® er-
ledigen.

»Antrag™i.S.d. § 171 Abs. 3 AO sind alle ggf. im Wege der Auslegung zu ermittelnden Erklarungen des Stpfl.,
in denen ein Interesse auf Durchfuihrung einer Veranlagung / Korrektur zum Ausdruck kommt. Die Abgabe
einer gesetzlich vorgeschriebenen Steuererklarung kann fir sich allein eine Ablaufhemmung nach § 171
Abs. 3 AO grundsétzlich nicht herbeifiihren (AEAO zu § 171, Nr. 2). Dies gilt hinsichtlich einer Umsatzsteuer-
erklarung auch dann, wenn mit ihr ein Anspruch auf Auszahlung eines Uberschusses geltend gemacht wird.
Die Abgabe einer Steuererklarung ist auch dann kein Antrag i.S.d. § 171 Abs. 3 AO, wenn sie zu einer Steuer-
vergitung (8 168 Satz 2 AO) flihren soll (BFH vom 28.08.2014 - V R 8/14; BStBI. 2015 11 S. 3; bestatigt durch
BFH vom 28.07.2021 - X R 35/20 (NV)). Der Antrag auf Veranlagung nach 8 46 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 EStG ist ein
Antrag i.S.d. 8§ 171 Abs. 3 AO (BFH vom 20.01.2016 - VI R 14/15; BStBI. 2016 11, 380).

Selbstanzeigen (88 371, 378 Abs. 3 AO) und Berichtigungserklarungen (8 153 AO) l6sen keine Ablaufhem-
mung nach 8 171 Abs. 3 AO aus, sie bewirken ausschlief3lich eine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 9 AO.

In seiner Entscheidung vom 15.05.2013 (IX R 5/11, BStBI. 2014 1l S. 143) hat der BFH dies dahingehend er-
génzt, dass die Abgabe einer gesetzlich vorgeschriebenen Feststellungserklarung ebenfalls kein Antrag i.S.
von § 171 Abs. 3, § 181 Abs. 1 AO darstellt. Auch in der Kombination von Erklarungseinreichung und damit
im Zusammenhang stehender Antragstellung (auf Durchfiihrung einer Festsetzung oder Feststellung) kann
kein Antrag i.S.d. § 171 Abs. 3 AO gesehen werden.

Falls das FA eine sich zugunsten des Stpfl. auswirkende Pflichtveranlagung nicht durchfiihrt und der Eintritt
der FVj droht, sollte dieser Rechtschutz im Wege eines Untétigkeitseinspruches (8§ 347 Abs. 1 Satz 2 AO) er-
streiten. Der Untétigkeitseinspruch fiihrt zu einer Ablaufhemmung nach §171 Abs.3a AO (BFH vom
22.01.2013 - IXR 1/12; BFH/NV 2013, S. 802).
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Der Antrag muss vor Ablauf der Festsetzungsverjéhrung (reguléres Ende oder Ende infolge eines anderen
Ablaufhemmung-Tatbestandes) gestellt sein. Fiir den rechtzeitigen Zugang eines Anderungsantrags beim Fi-
nanzamt tragt grundsatzlich der Stpfl. die Feststellungslast (BFH vom 02.03.2011 - IX B 88/10, BFH/NV 2011,
S. 1295).

Nach BFH vom 13.02.2020 - VI R 37/17 hat die Einreichung der Steuererklarung beim ortlich unzustandigen
Finanzamt keine fristwahrende Wirkung: ,,Der Ablauf der Festsetzungsfrist wird geméaR § 171 Abs. 3 AO nur
dann gehemmt, wenn die fir die Veranlagung gemaR § 46 Abs. 2 Nr. 8 EStG erforderliche Steuererklarung
bis zum Ablauf der Festsetzungsfrist beim 6rtlich zustéandigen Finanzamt eingeht.

Beispiel:

Der Stpfl. A beantragt am 31.05.07 die Durchfiihrung einer ESt-Veranlagung fiir 06 nach 8§ 46 Abs. 2
Nr. 8 EStG.

Die vierjahrige Festsetzungsverjahrung beginnt in diesem Fall mit Ablauf 06 (8 170 Abs. 1 AO), da fir A
keine Pflicht zur Erklarungsabgabe besteht, die Festsetzungsverjahrung tritt regular mit Ablauf 10 ein.
Sollte das Finanzamt bis dahin die Einkommensteuerveranlagung nicht durchgefihrt haben, greift nach
§ 171 Abs. 3 AO eine Ablaufhemmung bis zur Unanfechtbarkeit der Entscheidung tiber den Antrag des
A.

16.9.4Beschreiben Sie Voraussetzungen und Folgen der Ablaufhemmung gemaR § 171 Abs. 3a AQ!

§ 171 Abs. 3a AO setzt einen Antrag auf Anderung oder Aufhebung einer Steuerfestsetzung in Form eines
Einspruchs oder einer Klage voraus, wobei der Antrag gestellt sein muss vor Eintritt der FVj (1. Halbsatz) oder
nach Eintritt der FVj, aber innerhalb der Einspruchs- oder Klagefrist (2. Halbsatz).

Folge der Bestimmung ist die Ablaufhemmung zeitlich bis zur Unanfechtbarkeit der Entscheidung tber den
Rechtsbehelf, sachlich entsprechend dem Umfang des Rb-Antrags. Ist ein Einspruch unzul&ssig, erlaubt § 171
Abs. 3a AO nur dessen Verwerfung (8 358 AO).

16.9.5Beschreiben Sie den sachlichen Umfang der Ablaufhemmung im Falle eines Einspruchs!

Der BFH hatte aus dem Umstande, dass der Einspruch zwar den gesamten Bescheid erfasst (§ 367 Abs. 2
Satz 1 AO), aber der Antrag des Stpfl. auf eine Minderung der Steuer gerichtet sei, gefolgert, dass das Finanz-
amt einen Steuerbescheid nach Ablauf der reguléren FVj nicht mehr zum Nachteil des Stpfl. &ndern durfe.
Nachtragliche Steuererhéhungen seien demnach von der Ablaufhemmung nicht erfasst - eine Verbdserung
war damit nach BFH nicht méglich. Um diese Rspr. ,,auszuhebeln® hat der Gesetzgeber die Ablaufhemmung
infolge von Rechtsbehelfen in § 171 Abs. 3a AO neu geregelt: Lesen Sie Satz 2!

Die Ablaufhemmung erfasst immer den gesamten angegriffenen VA - auch wenn der Antrag sich nur auf
einen Teilbetrag bezieht. Eine Verbdserung im Rahmen eines Einspruchsverfahrens (8 367 Abs. 2 Satz 2 AO)
ist damit nach der Gesetzeslage maoglich!

Die Ablaufhemmung endet mit der Unanfechtbarkeit der Entscheidung. Unanfechtbarkeit bedeutet, dass die
Entscheidung nicht mehr mit ordentlichen Rechtsbehelfen angefochten werden kann. § 171 Abs. 3a Satz 3
AO enthdlt eine ergdnzende Regelung zum Begriff der Unanfechtbarkeit. Danach endet bei den kassatori-
schen Urteilen aufgrund des § 100 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 FGO und bei Verpflichtungsurteilen nach § 101
FGO die FVj erst, wenn ein aufgrund der genannten Vorschriften erlassener Bescheid unanfechtbar wird.

Eine Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3a AO tritt nicht ein, wenn der Erlass eines (begiinstigenden) Steuer-
bescheids erst nach Ablauf der Festsetzungsfrist abgelehnt und dieser Ablehnungsbescheid angefochten wird
(BFH vom 28.07.2021 - X R 35/20 (NV), Bestatigung der hochstrichterlichen Rechtsprechung).
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16.9.6Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung gemaR § 171 Abs. 4 AO? Welchen
Sinn hat dessen Satz 3? Was gilt, wenn die Priifungsanordnung unwirksam war oder infolge eines
Rechtsbehelfsverfahrens fiir rechtswidrig erklart wird? Was gilt, wenn der Stpfl. die Verschiebung
des Prufungsbeginns beantragt?

Beginnt die Finanzbehérde vor Eintritt der reguléren FVj mit einer AuRenpriifung, so kann die aufgrund der
AuRenprifung zu ergehende Steuerfestsetzung oder deren Korrektur noch erfolgen, auch wenn die Festset-
zungsfrist an sich bereits abgelaufen ist. Die FVj tritt in diesem Fall erst ein, wenn die aufgrund der AuRRen-
prufung ergangenen (i.d.R Korrektur-) Bescheide unanfechtbar geworden sind. Das Finanzamt hat also nach
einer AulRenprifung ausreichend Zeit, die erforderlichen steuerlichen Folgen zu ziehen.

Allerdings verhindert der Gesetzgeber durch § 171 Abs. 4 Satz 3 AO, dass sich das Finanzamt unendlich Zeit
zum Erlass der Bescheide nehmen kann: Diese miissen innerhalb einer ,,Auswertungsfrist” von vier - u.U.
auch fuinf oder zehn Jahren in Féllen einer Steuerverkiirzung oder Steuerhinterziehung - erlassen sein, nach-
dem die Aul3enprifung beendet ist.

Der vorgenannte Satz 3 wurde durch Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/514 des Rates vom
22.03.2021 zur Anderung der Richtlinie 2011/16/EU Uber die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehdrden im
Bereich der Besteuerung und zur Modernisierung des Steuerverfahrensrechts vom 20.12.2022 (DAC-7 Um-
setzungsgesetz) gedndert. Danach endet die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 4 Satz 1 AO nun spatestens
funf Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Priifungsanordnung bekanntgegeben wurde. Hierbei
beleibt eine weitergehende Ablaufhemmung nach anderen Vorschriften unberihrt. Die Neuregelung ist erst-
mals auf Steuern und Steuervergiitungen anzuwenden, die nach dem 31.12.2024 entstehen, Art. 97 § 37
Abs. 2 EGAO.

Fihrt die AuRenprifung nicht zu einer Korrektur, erfolgt eine Mitteilung gemaR § 202 Abs. 1 Satz 3 AO. In
diesem Fall endet die Ablaufhemmung drei Monate nach Bekanntgabe der Mitteilung. Hierdurch soll erreicht
werden, dass der Stpfl. noch ausreichend Zeit hat, eine fir ihn guinstigere Steuerfestsetzung zu beantragen.
Es kommt dann zu einer weiteren Ablaufhemmung gemal3 § 171 Abs. 3 oder Abs. 3a AO.

Die Ablaufhemmung tritt nicht ein, wenn eine zugrunde liegende Prufungsanordnung unwirksam ist oder
infolge eines Rechtsbehelfsverfahrens fiir rechtswidrig erklart wird. Der Ablauf der Festsetzungsfrist wird
auch gehemmt, wenn die Prifungsanordnung entweder angefochten und die Vollziehung ausgesetzt oder
auf Antrag des Steuerpflichtigen der Beginn der AulRenpriifung verschoben. Ist aber der Verwaltungsakt, mit
dem der Beginn einer AuRenprifung festgesetzt wurde, rechtswidrig und hat der Steuerpflichtige ihn oder
die Prufungsanordnung angefochten, so beinhaltet ein Antrag auf AdV der Prifungsanordnung nicht auch
einen Antrag auf Verschiebung des Beginns der Priifung i.S.d. § 197 Abs. 2 AO.

Der Lauf der Festsetzungsfrist wird in einem solchen Fall nicht gemaR § 171 Abs. 4 Satz 1 AO gehemmt (BFH
vom 10.04.2003 - IV R 30/01, BStBI. 2003 II S. 827 in Abgrenzung zu friiheren Entscheidungen).

Beantragt der Stpfl. die Verschiebung des Priifungsbeginns (§ 197 Abs. 2 AO), so wird der Ablauf der Festset-
zungsfrist nach 8 171 Abs. 4 Satz 1, 2. Alt. AO nur gehemmt, wenn dieser Antrag fur die Verschiebung urséch-
lich war. Wird der Beginn der AuRenprifung nicht maRgeblich aufgrund eines Antrags des Stpfl., sondern
aufgrund eigener Belange der Finanzbehdorde bzw. aus innerhalb deren Sphére liegenden Griinden hinausge-
schoben, l4uft die Festsetzungsfrist ungeachtet des Antrags ab. Bei einem vom Stpfl. gestellten Antrag auf
zeitlich befristetes Hinausschieben des Beginns der AuRenprifung entféllt die Ablaufhemmung nach § 171
Abs. 4 Satz 1, 2. Alt. AO riickwirkend, wenn die Finanzbehdérde nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach Eingang
des Antrags mit der Prifung beginnt (BFH vom 17.03.2010 - IV R 54/07, BStBI. 2011 Il, S. 7 und BFH vom
19.05.2016 - X R 14/15). Stellt der Stpfl. wahrend der Zwei-Jahres-Frist einen weiteren Verschiebungsantrag,
beginnt die Zwei-Jahres-Frist erneut. Ein Antrag auf Hinausschieben des Beginns einer AulRenpriifung, der die
Ablaufhemmung ausldst, kann erst angenommen werden, wenn die Finanzbehorde den Prifungsbeginn in
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einer Weise festgelegt hat, die die Mindestanforderungen an die Annahme eines Verwaltungsakts erfillt
(BFH vom 19.05.2016 - XR 14/15).

Die Ablaufhemmung entféllt dagegen nicht, wenn der Steuerpflichtige einen unbefristeten bzw. zeitlich un-
bestimmten Antrag gestellt hat, also bspw. beantragt hat wegen einer noch andauernden Vor-Betriebspri-
fung zunéchst deren Abschluss abzuwarten (BFH vom 01.02.2012 - | R 18/11; BStBI. 2012 II, 400).

16.9.7Was ist unter ,,Beginn* der Aul3enprifung zu verstehen?

Eine AulRenprufung hat begonnen, sobald der Prifer beim Stpfl. erschienen ist und ernsthaft seine steuerli-
chen Ermittlungen aufgenommen hat. Diesen Zeitpunkt hat der Priifer in seinen Bericht aufzunehmen. Nicht
mafgebend fir den Beginn der Auf3enpriifung sind der Erlass der Prifungsanordnung oder das Erscheinen
des Prifers lediglich zur Terminabsprache 0.4. Scheinprifungshandlungen hemmen ebenfalls den Verjah-
rungseintritt nicht. Dies ergibt sich auch aus 8 171 Abs. 4 Satz 2 AO, wonach die Ablaufhemmung nicht ein-
tritt, wenn die AuRenprifung unmittelbar nach ihrem Beginn aus vom Finanzamt zu vertretenden Griinden
fur langer als sechs Monate unterbrochen wird. Eine Betriebspriifung, die auf einer unwirksamen oder er-
folgreich angefochtenen Aul3enprifung erfolgt, fihrt ebenfalls nicht zur Ablaufhemmung. Lesen Sie AEAO zu
8171, Nr. 3!

16.9.8Beschreiben Sie den sachlichen Umfang der Ablaufhemmung!

Der sachliche Umfang der AuRenpriifung wird bestimmt vom Inhalt der Priifungsanordnung (Steuer-VA ge-
maRk § 196 AO) und dem tatséchlich Gepriiften, wobei stichprobenweise Priifung ausreicht. Dies folgt aus
demin AEAO zu 8§ 171, Nr. 3.2 zitierten Urteil des BFH (in BStBI. 1994 11, S. 377). Die Ablaufhemmung gilt auch
nur gegenliber dem Adressaten der Priifungsanordnung, nicht gegentiber Dritten, z.B. nicht gegentiber dem
Arbeitnehmer, wenn beim Arbeitgeber eine LSt-Prifung stattgefunden hat.

16.9.9Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung geméaR § 171 Abs. 8 AO?

Die Ablauthemmung gemal? 8 171 Abs. 8 AO setzt voraus, dass eine Steuerfestsetzung ganz oder teilweise
vorlaufig erfolgt ist und dass die Finanzbehérde Kenntnis vom Wegfall der Ungewissheit erhalten hat. In ei-
nem solchen Fall greift eine Ablaufhemmung zeitlich von einem Jahr in den Féllen des § 165 Abs. 1 Satz 1 AO
bzw. von zwei Jahren in den Féllen des § 165 Abs. 1 Satz 2 AO. Die Frist beginnt mit Ablauf des Tages, an
welchem das Finanzamt (die zustandige Stelle) vom Wegfall der Ungewissheit positiv erfahrt (BFH vom
26.08.1992 - Il R 107/90, BStBI. 1993 Il S. 5). Sachlich reicht die Ablaufhemmung, soweit die Vorlaufigkeit
reicht.

Beispiel:

Die Einkommensteuerveranlagung 2018 des Stpfl. A (Pflichtveranlagung; Erklarungseingang beim Fi-
nanzamt in 2019) ergeht teilweise vorlaufig (8 165 Abs. 1 Satz 1 AO), weil Ungewissheit besteht, ob
dem A bestimmte Krankenhauskosten von seinem Versicherer erstattet werden. Uber diese Frage ist
ein Prozess bei einem Zivilgericht anh&ngig. Das Urteil des Zivilgerichts wird am 11.12.2023 rechtskraf-
tig, das Finanzamt erfahrt hiervon am 31.01.2024.

Die FVj tritt regular mit Ablauf 2023 ein (88 170 Abs. 2 Nr. 1, 169 Abs. 2 Nr. 2 AO). Nach § 171 Abs. 8
AO kommt es aber zu einer Ablaufhemmung bis zum 31.01.2025. Bis dahin kann der ggf. nach § 165
Abs. 2 AO geanderte ESt-Bescheid 2018 ergehen (8§ 169 Abs. 1 Satz 3 AO).

Unternehmensgruppe Dr. Bannas = Sachsenring 37 —39 = 50677 K6In = www.bannas.com



Vorbereitung auf die Steuerberaterprifung 74 Vorkurs
Teil 16: Festsetzungs- und Feststellungsverjéahrung Skript Abgabenordnung

16.9.10 Unter welchen Voraussetzungen greift die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 10 AO? Welchen Um-
fang hat die Ablaufhemmung? Machen Sie sich Sinn und Inhalt der einzelnen Satze klar! Was be-
sagt § 171 Abs. 10a AO?

Lesen Sie bitte zuerst AEAO zu § 171, Nr. 6!

Gemal § 171 Abs. 10 Satz 1 AO kommt es zur Ablauthemmung, soweit ein Grundlagenbescheid erlassen,
aufgehoben oder gedndert wird. Die nach 8 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO durchzufiihrende Korrektur des Folge-
bescheides hat innerhalb von zwei Jahren ab Bekanntgabe des Grundlagenbescheides an den Stpfl. zu erfol-
gen. Der sachliche Umfang der Ablaufhemmung entspricht dem Umfang der Bindungswirkung (z.B. aus § 182
Abs. 1 AO) des Grundlagenbescheides. Der Zeitpunkt des Zugangs einer finanzverwaltungsinternen Mittei-
lung Gber den Grundlagenbescheid bei der fiir den Erlass des Folgebescheids zustandigen Finanzbehdrde ist
fur die Fristbestimmung ebenso unbeachtlich wie der Zeitpunkt, an dem der Grundlagenbescheid unanfecht-
bar geworden ist.

Eine Anfechtung des Grundlagenbescheids fihrt lediglich zur Hemmung der Feststellungsfrist (§ 181 Abs. 1
Satz1i.V.m. § 171 Abs. 3a AO), nicht aber zur Hemmung der Festsetzungsfrist der Folgebescheide (BFH vom
19.01.2005 - X R 14/04). Auch die Feststellung der Nichtigkeit eines Feststellungsbescheids durch Verwal-
tungsakt (vgl. AEAO zu 8§ 125, Nr. 4) stellt einen Grundlagenbescheid dar. Die Nichtigkeitsfeststellung ist ge-
maR § 125 Abs. 5 AO auch nach Ablauf der Feststellungsfrist zul&ssig und ermdglicht nach 8 171 Abs. 10 AO
binnen zwei Jahren die Folgednderung (BFH vom 20.08.2014 - X R 15/10, BStBI. 2015 II S. 109).

8171 Abs. 10 Satz 2 AO erfasst Grundlagenbescheide, die nicht von einer Finanzbehorde erlassen werden
(z.B. Bescheinigung des Versorgungsamtes tber den Grad der Kérperbehinderung). Die Zweijahresfrist be-
ginnt danach in dem Zeitpunkt, in dem die fir den Erlass des Folgebescheids zustandige Finanzbehdrde
Kenntnis von diesem Grundlagenbescheid erlangt hat.

8171 Abs. 10 Satz 3 AO gilt fur Grundlagenbescheide, fiir welche die Bestimmungen der FeststellVj (§ 181
AO) nicht gelten. Diese mussen vor der reguldaren FVj des Folgebescheides bei der zustandigen Behdrde be-
antragt worden sein. Hierunter fallen neben Grundlagenbescheiden ressortfremder Beh6rden (z.B. auch Be-
scheinigungen nach 8§ 4 Nr. 20 Bu. a UStG) auch Bescheide ber Billigkeitsmalinahmen nach § 163 AO, weil
auch insoweit die Regelungen der 88 179 ff. AO nicht gelten.

Die Festsetzungsfrist fuir den Folgebescheid lauft in diesen Féllen nicht ab, solange tiber den Antrag auf Erlass
des Grundlagenbescheids noch nicht unanfechtbar entschieden worden ist.

Nach BFH vom 20.04.2016 (XI R 6/14; DStR 2016, S. 1809) ist eine Bescheinigung der zustandigen Landesbe-
hérde nach § 4 Nr. 21 UStG, dass bestimmte Leistungen einer privaten Schule oder anderer allgemeinbilden-
der oder berufsbildender Einrichtungen auf einen Beruf oder eine vor einer juristischen Person des &ffentli-
chen Rechts abzulegende Priifung ordnungsgeman vorbereiten, ein Grundlagenbescheid i.S. von § 175 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 AO, dem Rickwirkung zukommen kann. Ein solcher Grundlagenbescheid einer ressortfremden
Behorde bewirkt nur dann nach § 171 Abs. 10 Satz 1 AO eine Ablaufhemmung, wenn er vor Ablauf der Fest-
setzungsfrist fur die Umsatzsteuer erlassen wurde.

Sinn und Inhalt des erweiterten zeitlichen Umfangs geméf? § 171 Abs. 10 Satz 4 AO: Das Finanzamt soll, so-
lange es auf Ergebnisse einer AuBenprifung wartet, zwischenzeitlich eingehende Grundlagenbescheide (die
von der AulRenprufung nicht betroffen sind) liegen lassen kénnen, bis es den Priifungsbericht auswertet. Die
Auswertung soll nicht von der FVj bedroht sein. Es wird ermdglicht, die Auswertung des Grundlagenbescheids
und der Ergebnisse der AuRenprifung zusammenzufassen (,,Konzentrationswirkung*).

Sofern steuerliche Daten eines Steuerpflichtigen aufgrund gesetzlicher Vorschriften gemaR § 93¢ AO von ei-
nem Dritten zu Gbermitteln sind, endet gemalR § 171 Abs. 10a AO die Festsetzungsfrist nicht vor Ablauf von
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zwei Jahren nach Zugang dieser Daten, wenn sie innerhalb von sieben Jahren nach dem Besteuerungszeit-
raum oder Zeitpunkt bei der Finanzbehérde eingegangen sind. Die Ablaufhemmung, diein § 171 Abs. 10a AO
voraussetzt, dass die Daten innerhalb von sieben Jahren zugegangen sind, knlpft an die regelméRige Verjéh-
rungsfrist von vier Jahren und einer weiteren Anlaufhemmung von drei Jahren. Falls die Daten nicht oder
unrichtig Gbermittelt wurden, bietet 8 175b AO eine entsprechende Korrekturvorschrift. Da diese Daten al-
lerdings keine Bindungswirkung entfalten, ist die Ablaufhemmung innerhalb von zwei Jahren nach Zugang
der Datenin § 171 Abs. 10a AO geregelt.

16.9.11 Beschreiben Sie die Bedeutung der in 8 181 Abs. 5 AO getroffenen Regelung!

8 181 Abs. 5 AO enthélt die spiegelbildliche Vorschrift zu § 171 Abs. 10 AO und bewirkt eine Ablaufhemmung
fur die Feststellungsverjéhrung von Grundlagenbescheiden unter der Voraussetzung, dass die FVj fiir einen
Folgebescheid (wg. Anlaufhemmung nach § 170 AO, langerer Frist oder Ablaufhemmung gem. § 171 AO - mit
Ausnahme des Abs. 10) noch nicht eingetreten ist. Auch hier entspricht der sachliche Umfang der Bindungs-
wirkung zwischen Grundlagen- und Folgebescheid. Nach BFH vom 02.03.2011 - IX B 88/10, BFH/NV 2011,
S. 1295 ist § 181 Abs. 5 AO keine eigenstandige Anderungsvorschrift, sondern nur anwendbar, wenn zusétz-
lich die Voraussetzungen einer Anderungsvorschrift erfiillt sind.

Der Hinweis nach § 181 Abs. 5 Satz 2 AO muss It. BFH folgende Aussagen enthalten:

»Der Feststellungsbescheid ist nach Ablauf der Feststellungsverjahrungsfrist ergangen und hat deshalb
nur Bedeutung fiir solche Steuern, deren Festsetzungsfrist noch nicht abgelaufen ist*.

Wenn dieser Hinweis fehlt, ist der Feststellungsbescheid rechtswidrig und ggf. auf Rechtsbehelf hin aufzuhe-
ben, wenn zwischenzeitlich Verjahrung eingetreten ist. 8§ 126, 127 AO greifen nicht ein, da der Fehler auch
ein materieller Mangel (Erléschenswirkung!) ist. Auch eine Nachholung im Wege eines Ergdnzungsbescheides
ist nicht moglich (BFH vom 18.03.1998 - Il R 45/96, BStBI. |1, S. 426).

Nach BFH vom 15.07.2021 - 1l R 38/19 ist fiir § 181 Abs. 5 Satz 2 AO der Hinweis erforderlich und ausreichend,
dass die Feststellung fuir noch nicht verjahrte Folgebescheide von Bedeutung ist. Der Hinweis darf keine kon-
krete Zeitangabe zu der vermeintlichen Verjahrung im Folgebescheidsverfahren enthalten, da Feststellungen
zur Festsetzungsverjahrung nur im Folgebescheid zu treffen sind.

Problematisch ist die Rechtslage, wenn bei einem Teil der Feststellungsbeteiligten bereits FVj eingetreten ist,
beim anderen Teil hingegen nicht. Vergleichen Sie hierzu die Darstellung der unterschiedlichen Rechtsansich-
ten bei Fall 9.

16.9.12 Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung gemaR § 171 Abs. 14 AO?

Die Ablaufhemmung gem. § 171 Abs. 14 AO setzt voraus, dass fur einen mit dem Steueranspruch zusammen-
hangenden Erstattungsanspruch geman § 37 Abs. 2 AO noch keine ZVj eingetreten ist. In diesem Fall kommt
es zur Ablehnung fir die FVj des Steueranspruches zeitlich bis zum Eintritt der ZVj fiir den Erstattungsan-
spruch geman § 37 Abs. 2 AO, sachlich soweit ein Erstattungsanspruch besteht.

Mit der Frage, ob sich aufgrund des § 171 Abs. 14 AO eine Ablaufhemmung beim Bauleistenden in sog. Bau-
tragerfallen ergibt, hat sich BFH vom 27.07.2021 - V R 3/20 auseinandergesetzt und festgestellt, dass die
Ablaufhemmung des § 171 Abs. 14 AO voraussetzt, dass der Erstattungsanspruch vor Ablauf der Festset-
zungsfrist entstanden ist (Anschluss an BFH vom 04.08.2020 - VIII R 39/18 sowie vom 25.11.2020, Il R 3/18).
In den sog. Bautragerféllen fuhrt ein Erstattungsanspruch des Leistungsempfangers (Bautrager) nicht zu einer
Ablaufhemmung fir die Steuerfestsetzung beim Bauleistenden, wenn im Zeitpunkt der Festsetzung des Er-
stattungsanspruchs bereits Festsetzungsverjéhrung beim Bauleistenden eingetreten ist.
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16.9.13 Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung gemaR § 171 Abs. 15 AO?

Die FVj einer Abzugsteuer tritt beim Abflhrungs- bzw. Entrichtungspflichtigen (LSt: Arbeitgeber, KapSt: Kapi-
talgesellschaft) wegen einer Ablaufhemmung spéter ein als beim Steuerschuldner (Arbeitnehmer, Gesell-
schafter).

Die eigentlich nur den Abfuihrungs- bzw. Entrichtungspflichtigen betreffende Ablaufhemmung wird auf den
Steuerschuldner ausgedehnt bis zum Eintritt der FVj beim Abfihrungs- bzw. Entrichtungspflichtigen. Sachli-
cher Umfang: bis zur richtigen H6he der Quellensteuer und soweit die Steuerschuld beim Abfiihrungs- bzw.
Entrichtungspflichtigen noch nicht verjahrt ist.

Die Regelung soll die Inhaftungnahme von Abfiihrungs- und Entrichtungspflichtigen nach LSt- und KapSt-Pri-
fungen sichern. Ist ndmlich die Steuer gegen den Steuerschuldner noch nicht festgesetzt und darf sie wegen
Eintritts der FVj auch nicht mehr gegen ihn festgesetzt werden, darf geméf § 191 Abs. 5 Nr. 1 AO auch gegen
den Entrichtungsschuldner kein Haftungsbescheid mehr ergehen. Deshalb dehnt die Vorschrift insbesondere
den sachlichen Umfang von Ablaufhemmungen bei einer Quellensteuer (beim ,.Entrichtungsschuldner®) auf
den Steuerschuldner aus.

Anlass der Einfugung des Abs. 15 in § 171 AO war die Entscheidung des BFH vom 13.12.2011 - Il R 26/10,
BStBI. 11 2013, S. 596, dass sich die Ablaufhemmung wegen einer AuRenpriifung gemal § 171 Abs. 4 AO nur
gegen den Adressaten der Priifungsanordnung richtet.
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17. Die Zahlungsverjahrung

17.1 Gegenstand der Zahlungsverjahrung, Beginn und Dauer
17.1.1 Beschreiben sie den Gegenstand der Zahlungsverjéhrung!

Die Zahlungsverjahrung (2Vj) betrifft das Erhebungsverfahren. Aus der systematischen Stellung im 5. Teil der
AO ergibt sich, dass es bei der Zahlungsverjahrung um die Frage geht, wie lange die Anspriiche aus dem
Steuerschuldverhaltnis realisiert werden kénnen (also wie lange der Stpfl. oder das Finanzamt eine fallige
Zahlung leisten muss, bzw. wie lange das Finanzamt die Zahlungsanspriiche fordern, stunden, vollstrecken,
aufrechnen oder erlassen kann). Wegen 8§ 218 Abs. 1 Satz 1 AO bzw. § 220 Abs. 2 Satz 2 AO kann die Zah-
lungsverjahrung von festzusetzenden Anspriichen erst nach deren Festsetzung eingreifen.

17.1.2 Welche Folgen hat es, wenn nach eingetretener ZVj die Erhebung einer Steuer erfolgt?

Der Stpfl. hat insoweit ohne rechtlichen Grund geleistet, da dieser aufgrund § 47 AO entfallen ist. Er hat
demnach einen Anspruch auf Erstattung der gezahlten Betrdge gemaR § 37 Abs. 2 AO. Dieser Anspruch un-
terliegt nur der ZVj, da eine Festsetzung nicht vorgeschrieben ist.

17.1.3 Nach welcher Vorschrift richtet sich der Beginn der Zahlungsverjahrungsfrist? Welche Falle sind
hierbei zu unterscheiden?

Lesen Sie § 229 Abs. 1 AO!

Nach dieser Bestimmung beginnt die Zahlungsverjédhrungsfrist regelmélig mit Ablauf des Kalenderjahres, in
dem der Anspruch erstmals fallig wurde (Kalenderjahrprinzip). Wenn der Steueranspruch ab Falligkeit tiber
das Ende des Kalenderjahres hinaus gestundet wurde (8 222 AO), beginnt die Zahlungsverjahrung erst mit
Ablauf des Jahres, in dem die Stundung endet (vertreten wird in derartigen Féllen auch die Auffassung, dass
es zu einer Unterbrechung nach § 231 AO kommt - im Ergebnis ohne Unterschied, s.u.).

Ausnahmsweise beginnt die Zahlungsverjahrungsfrist nicht mit Ablauf des Falligkeitsjahres, sondern mit Ab-
lauf eines spateren Kalenderjahres, wenn eine Anlaufhemmung nach § 229 Abs. 1 Satz 2 AO eintritt. In die-
sem Fall der sog. ,,Félligkeitssteuern” (insbesondere LSt und USt), bei denen sich die Falligkeit der jeweiligen
Anspriiche bereits aus dem Gesetz (Lesen Sie z.B. § 18 Abs. 1 Satz 3 UStG) ergibt, beginnt die Frist nicht vor
Ablauf des Jahres zu laufen, in dem die Festsetzung bzw. ihre Korrektur wirksam geworden ist. Damit ist
gewdhrleistet, dass der Stpfl. durch verspétete Erfullung seiner Erklarungspflichten das Finanzamt nicht da-
ran hindert, die reguldre Zahlungsverjéhrungsfrist voll auszuschdpfen.

Beispiel:

Das FA setzt im Februar 08 die USt-Vorauszahlung fir Oktober 07 im Schatzungsweg fest, weil der Stpfl.
keine Voranmeldung abgegeben hat.

Die festgesetzte Vorauszahlung ist nach § 18 Abs. 1 UStG eigentlich mit Ablauf des 10.11.07 féllig, nach
8 229 Abs. 1 Satz 1 AO wirde die Zahlungsverjahrung mit Ablauf 07 beginnen. Nach § 229 Abs. 1 Satz 2
AO greift aber die Anlaufhemmung, weil die Festsetzung der Vorauszahlung erst im Jahr 08 wirksam
bekannt gegeben wurde (88 122, 124 AO). Die Frist lauft somit erst ab Ablauf 08.

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 vom 16.12.2022 wurde der Satz 3 angefiigt, welcher verhindern soll, dass
die Zahlungsverjahrungsfrist nicht ablauft, bevor die Festsetzungsfrist geendet hat. Wird danach die Festset-
zung oder Anmeldung eines Anspruchs aus dem Steuerschuldverhéltnis aufgehoben, gedndert oder nach
8 129 AO berichtigt, so beginnt die Verjahrung des gesamten Anspruchs erst mit Ablauf des Kalenderjahrs, in
dem die Aufhebung, Anderung oder Berichtigung wirksam geworden ist.

Unternehmensgruppe Dr. Bannas = Sachsenring 37 —39 = 50677 K6In = www.bannas.com




Vorbereitung auf die Steuerberaterprifung 78 Vorkurs
Teil 17: Zahlungsverjéhrung Skript Abgabenordnung

17.1.4 Was gilt beztiglich Dauer und reguldrem Ende der Zahlungsverjéhrung?

§ 228 Satz 2 AO schreibt fiir alle Anspriiche aus dem Steuerschuldverhaltnis grundsétzlich eine Verjahrungs-
frist von funf Jahren vor. Das reguldre Ende tritt folglich immer mit Ablauf des flinften Jahres nach dem Be-
ginn ein.

Durch das Steuerumgehungsbekdmpfungsgesetz (StUmgBG) vom 23.06.2017 wurde als Ausnahmetatbe-
stand eine Frist von 10 Jahren angefiigt, die in den Fallen der § 370 AO (Steuerhinterziehung), § 373 AO (Ge-
werbsmaliiger, gewaltsamer und bandenméafiger Schmuggel) oder § 374 AO (Steuerhehlerei) eingreift.

17.2 Hemmung und Unterbrechung bei der Zahlungsverjahrung, Fristwahrung

17.2.1 Unter welchen Voraussetzungen kommt es zu einer Hemmung der Zahlungsverjahrung und wel-
che Folgen bewirkt diese?

Lesen Sie § 230 AO!

Nach § 230 AO ist die Verjahrung gehemmt, solange der Anspruch wegen héherer Gewalt innerhalb der letz-
ten sechs Monate der Verjahrungsfrist nicht verfolgt werden kann. Unter ,h6herer Gewalt* sind alle von
aulRen kommenden Ereignisse zu verstehen, die auch bei Anwendung der duf3ersten, den Umsténden nach
zu erwartenden Sorgfalt nicht zulassen, dass der Anspruch verfolgt wird (Bsp.: Krieg, Naturkatastrophen und
andere unabwendbare Zufélle). Die Zeitdauer der héheren Gewalt wird in diesem Fall an das regulére Ende
der Verjahrungsfrist angehangt, so dass es zu einer Durchbrechung der Kalenderverjéhrung kommt.

17.2.2 Wie unterscheidet sich hiervon die Unterbrechung der Zahlungsverjahrung?

Die Unterbrechung der Zahlungsverjahrungsfrist gemaR § 231 AO, kann irgendwann - aber auch nur - im
Verlauf der noch nicht beendeten Zahlungsverjahrungsfrist erfolgen. Sie bewirkt, dass eine vollig neue, wie-
derum funfjahrige Frist ab Ablauf des Kalenderjahres zu laufen beginnt, in dem die Unterbrechung geendet
hat (8 231 Abs. 3 AO). Das Kalenderjahrprinzip wird auch im Fall einer Unterbrechung gewahrt.

Zu beachten ist, dass die Unterbrechung nur beziglich des Teils eintritt, auf den sich die Unterbrechungs-
handlung bezieht (§ 231 Abs. 4 AO - Grundsatz der Teilverjéhrung).

17.2.3 Nennen und beschreiben Sie die wichtigsten Unterbrechungsgriinde!
Die Unterbrechungsgriinde sind in § 231 Abs. 1 AO abschlieRend aufgefiihrt:

1. Zahlungsaufschub, Stundung, Aussetzung der Vollziehung, Aussetzung der Verpflichtung des Zoll-
schuldners zur Abgabenentrichtung oder Vollstreckungsaufschub,

« Stundung (8 222 AO): sie kann schriftlich oder miindlich ausgesprochen werden; der Umfang richtet
sich nach dem Stundungsbetrag. Durch riickwirkende Stundung bereits verjahrter Anspriiche darf
die Zahlungsverjahrung nicht manipuliert werden.

« Zahlungsaufschub liegt vor, wenn das FA einen Stundungsantrag zwar ablehnt, aber gleichzeitig
eine zusatzliche Zahlungsfrist von zwei Wochen einrdumt.

¢ Aussetzung der Vollziehung (AdV, § 361 Abs. 2 und 3 AO, § 69 Abs. 2 und 3 FGO) kann im Ein-
spruchs- sowie im Klageverfahren schriftlich oder miindlich erfolgen; der Umfang richtet sich nach
dem ausgesetzten Betrag.

« Vollstreckungsaufschub (§ 258 AO) wéhrend des Zwangsbeitreibungsverfahrens.
2. Sicherheitsleistung,

+ Sicherheitsleistung (88 241 ff AO) kommt i.d.R. zusammen mit der Stundung oder der AdV vor.
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3. eine Vollstreckungsmalnahme,

« Vollstreckungsmalinahmen, egal ob sie erfolgreich oder erfolglos waren (vgl. aber § 231 Abs. 2
Satz 1 AO), z.B. die Pfandung geman 88 249 ff, 281 AO.

Anmeldung im Insolvenzverfahren,

Eintritt des Vollstreckungsverbots nach § 210 oder § 294 Abs. 1 InsO (Insolvenzordnung),

o v &

Aufnahme in einen Insolvenzplan oder einen gerichtlichen Schuldenbereinigungsplan,

7. Ermittlungen der Finanzbehérde nach dem Wohnsitz oder dem Aufenthaltsort des Zahlungspflichtigen
und

8. schriftliche Geltendmachung des Anspruchs.

Auf Seiten der Behorde geschieht dies regelmaRig durch das Leistungsgebot bzw. durch Mahnungen. Die
Einspruchsentscheidung ist keine Geltendmachung des Anspruchs; der Umfang der Unterbrechung richtet
sich nach dem geltend gemachten Betrag.

Bei elektronischer Ubermittlung kann - vorbehaltlich der Eréffnung eines entsprechenden Zugangs durch
die Finanzbehdrde (§ 87a Abs. 1 AO) - auf eine qualifizierte elektronische Signatur und auch auf ein Verfah-
ren nach § 87a Abs. 3 Satz 4 und 5 AO verzichtet werden, da kein Unterschriftserfordernis besteht (AEAO zu
§87a,Nr. 3.2.4).

Eine dem Zahlungspflichtigen von der Finanzbehdrde bekannt gegebene Malinahme i.S.d. § 231 Abs. 1 AO
unterbricht die Zahlungsverjdhrung auch dann, wenn es sich bei dieser MaRnahme um einen Verwaltungsakt
handelt, der rechtswidrig oder nichtig oder riickwirkend aufgehoben worden ist (BFH vom 21.06.2010 - VIIR
27/08, BStBI 2011 11 S. 331).

Die fur eine Verjahrungsunterbrechung nach 8 231 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 AO erforderliche AulRenwirkung liegt
auch dann vor, wenn die Finanzbehérde durch eine BZSt-Online-Anfrage direkt auf die IdNr.-Datenbank zu-
greift. Zustandigkeitsmangel hindern die Unterbrechungswirkung einer Ermittlungsmalinahme nicht. Ob die
Finanzbehorde, welche die Malinahme durchgefuhrt hat, ortlich zustdndig war, hat keinen Einfluss auf die
Wirksamkeit der Malinahme in Bezug auf die Verjahrungsunterbrechung (BFH vom 21.12.2021 - VII R 21/19).

17.2.4 Die dargestellten Unterbrechungshandlungen sind zum Teil ,,Dauerunterbrechungstatbestande”,
zum Teil ,,punktuelle* Unterbrechungen. Woraus ergibt sich diese Unterscheidung, welche Folgen
hat sie?

Fiir die Unterscheidung ist maligeblich, ob sie in § 231 Abs. 2 AO aufgefihrt sind. Dies hat Bedeutung fir das
Anlaufen der neuen Flnfjahresfrist (§ 231 Abs. 2, 3 AO):

o Bei punktuellen Unterbrechungen kommt es fiir die Frage, ab wann die neue Funfjahresfrist lauft, auf
den Bekanntgabetag (8 122 AO) an bzw. auf den Tag, an dem die Unterbrechungshandlung vorgenommen
wurde.

o Bei Dauerunterbrechungstatbestanden ist fur die Frage, ab wann die neue Funfjahresfrist lauft, auf den
Zeitpunkt abzustellen, in dem die Dauerunterbrechung endet.
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17.2.5 Welche Vorschrift(en) regelt die Fristwahrung beztiglich der Unterbrechungsmalinahmen? Be-
schreiben Sie diese!

Von der Berechnung des neuen Verjahrungsendes infolge der Unterbrechung zu unterscheiden ist die Frage,
ob durch die Unterbrechung eine ablaufbedrohte Zahlungsverjahrungsfrist noch gewahrt ist (d.h., ob die
Unterbrechungshandlung rechtzeitig erfolgte). Hierzu ist nach § 231 Abs. 1 Satz 2 AO die Regelung des § 169
Abs. 1 Satz 3 AO zu beachten: Das bedeutet, es kommt darauf an, dass die unterbrechende Malinahme recht-
zeitig ,,den Bereich der Finanzbehorde verlasst®. Im Ubrigen vgl. 1.8.1 und 1.8.2.
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	4.5Welche Rechtsfolge ergibt sich aus § 129 AO?


	5. Die Festsetzung unter Vorbehalt der Nachprüfung nach § 164 AO
	5.1Welche Arten der Steuerfestsetzung gibt es?
	5.2Wann werden die Steuern unter dem Vorbehalt der Nachprüfung festgesetzt?
	5.3Inwieweit müssen beim Vorbehaltsvermerk Form und Begründung beachtet werden?
	5.4Welche Wirkungen hat der Vorbehaltsvermerk?
	Beispiel:

	5.5Wann erfolgt die Aufhebung des Vorbehalts der Nachprüfung?

	6. Die vorläufige Steuerfestsetzung nach § 165 AO
	6.1In welchen Fällen kann die Steuerfestsetzung vorläufig erfolgen?
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:


	6.2Wie muss der Vorläufigkeitsvermerk gestaltet sein?
	6.3Welche Rechtsfolge hat der Vorläufigkeitsvermerk?
	Beispiel:


	7.Korrektur nach § 173 AO
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiele:
	Beispiel:



	8.Korrektur nach § 173a AO
	Beispiel:

	9.Korrektur nach § 174 AO
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:



	10.Korrektur nach § 175 AO
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiele:



	11. Korrektur nach § 175b AO
	12.Mitberichtigung von materiellen Fehlern nach § 177 AO
	12.1Bedeutung des § 177 AO
	12.1.1Welche Bedeutung hat die - auch als „unselbständige Korrekturvorschrift“ beschriebene - Regelung des § 177 AO?
	12.1.2Was ist unter einem „materiellen Fehler“ zu verstehen?
	Beispiel:


	12.2Anwendungsbereich des § 177 AO
	12.2.1Bei welchen Korrekturen ist § 177 AO zu beachten?
	12.2.2Kann § 177 AO auch auf Berichtigungen gemäß § 129 AO angewandt werden?

	12.3Rechtsfolgen
	12.3.1Welche Rechtsfolgen sieht § 177 AO vor?
	12.3.2Wie ist die Fehlerkompensation nach § 177 AO durchzuführen?
	12.3.3Wie heißen diese Methoden?
	12.3.4Wie erfolgt die Kompensation nach der Wortlautmethode?
	Lösung:

	12.3.5Wie erfolgt die Kompensation nach der Berichtigungsrahmenmethode?
	Beispiel:
	Lösung:



	13.Vertrauensschutz bei der Korrektur von Steuerbescheiden
	13.1Gesetzliche Regelung und Anwendungsbereich
	13.1.1Welche Vorschrift regelt den Vertrauensschutz bei der Korrektur von Steuerbescheiden?
	13.1.2Auf welche Bescheide ist § 176 AO anzuwenden?
	13.1.3Auf welche Korrekturbestimmungen ist § 176 AO anzuwenden?
	13.1.4Kann § 176 AO auch auf Berichtigungen gemäß § 129 AO angewandt werden?
	13.1.5Inwiefern kann es durch § 176 AO zu einer Beeinflussung des § 177 AO kommen?
	Beispiel:


	13.2Wirkung und Fallgruppen des § 176 AO
	13.2.1Welche Wirkung hat § 176 AO?
	13.2.2Auf welche Fallgestaltungen ist § 176 AO anzuwenden? Beschreiben Sie den Inhalt dieser Bestimmung!
	13.2.3Gilt § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO auch, wenn sich die Änderung der Rechtsprechung erst nach Erlass eines entsprechenden Änderungsbescheides ergibt?
	Beispiel:



	14.Rücknahme und Widerruf nach §§ 130, 131 AO
	14.1Anwendungsbereich
	14.1.1Auf welche Steuer-VAe sind die §§ 130, 131 AO anzuwenden? Woraus ergibt sich dies?
	14.1.2Nennen Sie die wichtigsten „sonstigen Steuer-VAe“!

	14.2Systematik der §§ 130, 131 AO
	14.2.1Für welche „sonstigen“ Steuer-VAe gilt § 130 AO, für welche § 131 AO? Erkennen Sie Unterschiede hinsichtlich der Wirkungen der jeweiligen Korrektur?
	14.2.2Wann ist Abs. 1 oder Abs. 2 der §§ 130 ff AO anwendbar?
	Beispiele:


	14.3Voraussetzungen der einzelnen Korrekturmöglichkeiten:
	14.3.1Unter welchen Voraussetzungen können „sonstige Steuer-VAe“ zugunsten des Stpfl. korrigiert werden?
	14.3.2Unter welchen Voraussetzungen können „sonstige Steuer-VAe“ zu Lasten des Stpfl. korrigiert werden?

	14.4Frist für die Korrektur, Zuständigkeit
	14.4.1Innerhalb welcher Fristen hat die Rücknahme bzw. der Widerruf zu erfolgen?
	14.4.2Welches Finanzamt ist im Fall eines Zuständigkeitswechsels für die Korrektur zuständig?


	15. Außergerichtliches Rechtsbehelfsverfahren
	15.1.Allgemeines
	Welche Aufgabe hat das außergerichtliche Rechtsbehelfsverfahren (Einspruch)?

	15.2.Zulässigkeit des Einspruchs
	Beispiele:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:


	15.3.Begründetheit des Einspruchs
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiele, im Gesetz geregelt:
	Beispiel, im Gesetz nicht geregelt:
	Beispiel:
	Beispiele:
	Beispiel:
	Beispiele:
	Beispiele
	Beispiel:
	Beispiel:
	Beispiele:


	15.4.Verfahrensrecht
	Beispiele:
	Beispiel:


	15.5.Die Entscheidung über den Einspruch
	Beispiel:
	Beispiel:


	15.6.Systematischer Zusammenhang zu anderen Rechtsgebieten der AO

	16.Festsetzungs- und Feststellungsverjährung
	16.1Gesetzliche Regelungen und Arten der Verjährung
	16.1.1Welche Vorschriften regeln die Verjährung im Steuerrecht?
	16.1.2Welchen Sinn haben die Verjährungsregelungen?

	16.2Anwendungsbereich der Festsetzungsverjährung:
	16.2.1Welche Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis (§ 37 AO) müssen festgesetzt werden?
	16.2.2Bei welchen festzusetzenden Ansprüchen sind die Vorschriften über die Festsetzungsverjährung zu beachten?
	16.2.3Welche steuerlichen Nebenleistungen unterliegen der Festsetzungsverjährung?

	16.3Rechtsfolgen der Verjährung
	16.3.1Welche Folgen hat die Verjährung? Stellen Sie den Unterschied zwischen den Rechtsfolgen der Verjährung im Steuerrecht zu denen im Zivilrecht dar!
	16.3.2Welche Folgen haben nach Eintritt der FVj/FeststellVj erlassene Bescheide?

	16.4Klausurtipp: In einer Klausur sollten Sie
	16.5Beginn der Festsetzungs- und Feststellungsverjährung
	16.5.1In welchen Vorschriften ist der Beginn der Festsetzungs- und Feststellungsverjährung geregelt? Welche Bestimmung enthält die gesetzliche Grundregel?
	16.5.2Welche Regelung sieht die Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO für den Verjährungsbeginn vor? Worin besteht Ihr Sinn?
	Beispiel:

	16.5.3Welche Erklärungspflichten kennen Sie?
	16.5.4 Kann eine Steuerfestsetzung, die nur auf Antrag hin erfolgt und deshalb keiner Anlaufhemmung unterliegt, durch spätere Aufforderung zur Erklärungsabgabe gemäß § 149 Abs. 1 Satz 2 AO zu einer Festsetzung mit Anlaufhemmung werden?
	16.5.5In welchen Fällen hat die Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 3 AO Bedeutung?
	Beispiel:


	16.6Dauer der Verjährungsfrist
	16.6.1Welche Vorschrift regelt allgemein die Fristdauer bei der Festsetzungsverjährung?
	16.6.2Welche weiteren Fristläufe sieht das Gesetz vor? Erläutern Sie diese im Verhältnis zu § 164 Abs. 4 AO?
	16.6.3Welche Bedeutung hat § 169 Abs. 2 Satz 3 AO?
	16.6.4Welche Sonderregelung gilt für den Fristlauf bei Zinsbescheiden?

	16.7.Reguläres Fristende
	16.7.1Nach welchen Vorschriften errechnet sich das reguläre Fristende?

	16.8Fristwahrung
	16.8.1Was muss das Finanzamt unternehmen, um die Festsetzungsfrist zu wahren?
	16.8.2Ist eine nachfolgende, tatsächliche Bekanntgabe erforderlich oder genügt die Postaufgabe?
	16.8.3Ist im Falle einer Versäumung der Festsetzungsfrist eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 110 AO möglich?

	16.9Ablaufhemmungstatbestände gemäß § 171 Abs. 1 bis 15, § 181 Abs. 5 AO
	16.9.1Worin besteht die Gemeinsamkeit sämtlicher Ablaufhemmungstatbestände?
	Beispiel:

	16.9.2Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 2 AO?
	Beispiel:

	16.9.3Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 3 AO?
	16.9.4Beschreiben Sie Voraussetzungen und Folgen der Ablaufhemmung gemäß § 171 Abs. 3a AO!
	16.9.5Beschreiben Sie den sachlichen Umfang der Ablaufhemmung im Falle eines Einspruchs!
	16.9.6Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung gemäß § 171 Abs. 4 AO? Welchen Sinn hat dessen Satz 3? Was gilt, wenn die Prüfungsanordnung unwirksam war oder infolge eines Rechtsbehelfsverfahrens für rechtswidrig erklärt wird? Was gilt, wenn der Stpfl. die Verschiebung des Prüfungsbeginns beantragt?
	16.9.7Was ist unter „Beginn“ der Außenprüfung zu verstehen?
	16.9.8Beschreiben Sie den sachlichen Umfang der Ablaufhemmung!
	16.9.9Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung gemäß § 171 Abs. 8 AO?
	Beispiel:

	16.9.10Unter welchen Voraussetzungen greift die Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 10 AO? Welchen Umfang hat die Ablaufhemmung? Machen Sie sich Sinn und Inhalt der einzelnen Sätze klar! Was besagt § 171 Abs. 10a AO?
	16.9.11Beschreiben Sie die Bedeutung der in § 181 Abs. 5 AO getroffenen Regelung!
	16.9.12Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung gemäß § 171 Abs. 14 AO?
	16.9.13Welche Voraussetzungen und Folgen hat die Ablaufhemmung gemäß § 171 Abs. 15 AO?


	17. Die Zahlungsverjährung
	17.1Gegenstand der Zahlungsverjährung, Beginn und Dauer
	17.1.1Beschreiben sie den Gegenstand der Zahlungsverjährung!
	17.1.2Welche Folgen hat es, wenn nach eingetretener ZVj die Erhebung einer Steuer erfolgt?
	17.1.3Nach welcher Vorschrift richtet sich der Beginn der Zahlungsverjährungsfrist? Welche Fälle sind hierbei zu unterscheiden?
	Beispiel:

	17.1.4Was gilt bezüglich Dauer und regulärem Ende der Zahlungsverjährung?

	17.2Hemmung und Unterbrechung bei der Zahlungsverjährung, Fristwahrung
	17.2.1Unter welchen Voraussetzungen kommt es zu einer Hemmung der Zahlungsverjährung und welche Folgen bewirkt diese?
	17.2.2Wie unterscheidet sich hiervon die Unterbrechung der Zahlungsverjährung?
	17.2.3Nennen und beschreiben Sie die wichtigsten Unterbrechungsgründe!
	17.2.4Die dargestellten Unterbrechungshandlungen sind zum Teil „Dauerunterbrechungstatbestände“, zum Teil „punktuelle“ Unterbrechungen. Woraus ergibt sich diese Unterscheidung, welche Folgen hat sie?
	17.2.5Welche Vorschrift(en) regelt die Fristwahrung bezüglich der Unterbrechungsmaßnahmen? Beschreiben Sie diese!
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